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Editorial

DR. SYLKE TEMPEL
Chefredakteurin

Amerikanische Revolution
Nichts war gewöhnlich an diesem Wahlkampf. Und wenig wird gewöhnlich 
sein an der Präsidentschaft Donald J. Trumps. Ein Außenseiter, belächelt 
und zu Beginn wenig ernst genommen, gewinnt nicht trotz, sondern wegen 
des Bruchs aller bisheriger Regeln. Was für andere Kandidaten hoch toxisch 
gewesen wäre – offene Frauenfeindlichkeit, Kuscheln mit der rassistischen 
Alt-Right-Bewegung, trotziges Lügen – erwies sich für „The Donald“ als Er-
folgsrezept. Er gewinnt die Stimmen der Globalisierungsverlierer, weil er ih-
nen verspricht, die Jobs „aus Mexiko und China zurückzuholen“. Aber in sein 
Kabinett holt er Milliardäre, Steuern will er für die Reichen senken, und der 
Protektionismus, mit dem er Amerika „wieder groß“ machen will, dürfte in 
erster Linie seinen Wählern Jobs kosten. 

Zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg stellt der neu gewählte Präsi-
dent das transatlantische Bündnis und die von den USA selbst so erfolgreich 
errichtete internationale Architektur infrage. Europa, so sehr daran gewöhnt, 
die amerikanische Schutzmacht im Rücken zu wissen, wird wohl alles daran 
setzen müssen, den neuen Präsidenten vom Wert des Bündnisses zu überzeu-
gen. Ob dies gelingt, sei dahingestellt. Denn diese Wahl war eine amerikani-
sche Revolution – eine Revolution, die die liberale Ordnung des Westens viel-
leicht nicht sofort zerstören, aber durch gezielte Vernachlässigung erodieren 
lassen könnte. Und damit eine Ordnung, die maßgeblich die Sicherheit und den 
Wohlstand (nicht nur) der westlichen Welt hervorgebracht hat.

Nichts war gewöhnlich an dieser Wahl. Und dazu gehört auch die von sämt-
lichen US-Geheimdiensten bestätigte Tatsache einer massiven Beeinflussung 
durch russische Hacker. Der hybride Krieg ist längst in den westlichen Gesell-
schaften angekommen. Gezielte, hauptsächlich über soziale Medien gestreute 
Desinformation, die allein der Verwirrung und Verunsicherung dient, wird 
in diesem Jahr der Wahlkämpfe auch in Frankreich, den Niederlanden und 
Deutschland eine Rolle spielen. Der offene Diskurs in einer Gesellschaft wird 
gezielt auch durch Algorithmen, so genannte Social Bots, beeinflusst. Wer diese 
programmiert und zu welchem Zweck, ist nicht immer offensichtlich. Es wird 
Zeit zu verstehen: Kritische Infrastruktur, die es gegen Cyberattacken zu ver-
teidigen gilt, das sind nicht „nur“ Smart Grids. Das ist 
die offene Gesellschaft selbst. 
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Mit den USA weiterhin zusammenarbeiten?

Die Zukunft der transatlantischen Beziehungen IP|01 / 02|17

Datenbasis: 1003 Befragte in Deutschland. Erhebungszeitraum: 7. und 8. Dezember 2016. 
Statistische Fehlertoleranz: + / – 3 Prozentpunkte. Quelle: Forsa. 

A B C D E

CDU/CSU 80% 63% 55 % 40% 38%

SPD 73 % 59 % 54 % 42% 31 %

Linke 73 % 64% 69 % 38% 9 %

Grüne 75% 65% 65 % 23% 13 %

FDP 82% 79 % 56 % 52% 58 %

AfD 57 % 43% 56 % 26% 40 %

Auch mit einem Präsidenten Donald Trump durch dick und dünn: Eine gro-
ße Mehrheit von 73 Prozent der Befragten spricht sich dafür aus, dass die EU 
auch dann eine enge Kooperation mit den USA suchen sollte, falls Washington 
sein weltweites Engagement zurückfährt oder an Bedingungen knüpft. Jeweils 
59 Prozent meinen, dass die EU in diesem Fall die militärische Zusammen-
arbeit untereinander verstärken und die Beziehungen zu anderen Ländern 
ausbauen sollte. Für ein stärkeres EU-Engagement in der Welt sprechen sich 
dagegen 36 Prozent, für höhere Verteidigungsausgaben nur 32 Prozent aus. 
Anhänger von FDP und Union sind die überzeugtesten Transatlantiker, Wäh-
ler der Grünen, SPD und Linken liegen knapp über oder genau im Schnitt. 
Bei Parteigängern der AfD ist die Unterstützung am schwächsten ausgebildet.
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B  militärische Kooperation verstärken
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Amerikanische Revolution
Wenig spricht dafür, dass US-Präsident Donald Trump eine andere Politik verfolgen wird, als  

sie Kandidat Trump im Wahlkampf angekündigt hat. Das bedeutet aber nicht, dass Europa und  
der Rest der Welt zu ohnmächtigen Zuschauern werden: Rezepte für die Ära Trump. 
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Amerikanische Revolution

Europa geht in das Jahr 2017 mit einer kräftigen Portion Ratlosigkeit. Innere 
Krisen und Druck von außen haben die EU und ihre noch 28 Mitgliedstaaten 
tief gespalten. Die Sorge vor einem weiteren Erstarken der Populisten wächst, 
zumal 2017 in vier Gründerstaaten gewählt wird. „Postfaktische“ Politik und 
Desinformationskampagnen erschweren diesseits wie jenseits des Atlantiks 
das Geschäft derer, die verantwortungsvolle und langfristig orientierte Poli-
tik betreiben wollen. Russland destabilisiert die EU durch Einflussnahme im 
Inneren. Krisen in der unmittelbaren und weiteren Nachbarschaft werden 
migrations- und sicherheitspolitisch für weitere Spannungen sorgen und den 
Zusammenhalt in der EU auf die Probe stellen. 

In unsicheren und unberechenbaren Zeiten wächst die Zahl derer, die ver-
meintlich einfache Lösungen propagieren: Renationalisierung, Schwächung 
Europas, Abschottung von der Welt. Sie fordern die westlich liberale Grund-
ordnung, auf der die europäische Integration fußt, von innen wie von außen 
heraus. Je lauter ihre Töne werden, desto schwächer verhallt die Stimme derje-
nigen, die sich für liberale Gesellschaften, westliche Werte und die gemeinsa-
me Weiterentwicklung europäischer, westlicher und globaler Ordnungsstruk-
turen aussprechen. Und unter einem Präsidenten Donald Trump könnten die 
USA den Europäern als wichtigste demokratisch-liberale Alliierte wegbrechen. 

Handeln statt Abwarten

Auch wenn ein Präsident Trump außenpolitisch nicht alles umsetzen wird, 
was der Kandidat Trump angekündigt hat: Europa wird sich auf ein Ameri-
ka gefasst machen müssen, das seine Außenpolitik weit stärker danach aus-
richtet, was den eigenen Interessen dient und mit wem es vorteilhafte Deals 
abschließen kann. Die Europäische Union kann dieser Entwicklung zusehen 
und reaktiv Schadensbegrenzung betreiben. Oder sie nimmt ihr Schicksal in 

Daniela Schwarzer | Mit einem Präsidenten Donald Trump erwartet Europa ein 
Amerika, das Außenpolitik danach bemisst, was den eigenen Interessen dient 
und mit wem es zu vorteilhaften Abkommen gelangen kann. Doch nicht reak-
tive Schadensbegrenzung ist das Gebot der Stunde. Die EU muss ihr Schick-
sal in die Hand nehmen und sich wieder in eine Position der Stärke bringen.

Statt abzuwarten, was Trump außenpolitisch will, sollte Europa Initiative zeigen
Neue Deals für den Alten Kontinent
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Neue Deals für den Alten Kontinent

Für viele hält die EU 

mehr Belastungen 

als Vorteile bereit

die Hand und führt Europa in eine Position der Stärke zurück. Das ist die Min-
destvoraussetzung dafür, von Washington als relevantes Gegenüber wahrge-
nommen zu werden. Um außenpolitisch handlungsfähig zu sein, muss die EU 
sich allerdings zunächst und vordringlich um ihren inneren Zusammenhalt 
kümmern – denn darum steht es derzeit nicht zum Besten. 

Ohne liberale Prinzipien aufzugeben, sollten europäische und nationale 
Politiker diejenigen ernst nehmen und ihnen Lösungen anbieten, die anfällig 
für Populismus und Extremismus sind, weil sie in das bestehende System und 
seine Eliten kein Vertrauen mehr haben. Das ist umso wichtiger, da Europas 
Populisten von Donald Trump gelernt haben, wie sich die Grenzen des öffent-
lichen Diskurses mithilfe eines Politikstils verschieben lassen, der polarisiert 
und es mit der Wahrheit nicht allzu genau nimmt. 

Selbst wenn die Situation zwischen den EU-Staaten stark variiert, gibt es 
doch Gemeinsamkeiten, etwa eine breite Verunsicherung und ein wachsendes 
Gefühl von Kontrollverlust. In einigen Ländern beherrscht das Thema Identi-
tät die gesellschaftliche Diskussion, was zulasten von Migration und Diversi-
tät geht. In anderen Gesellschaften stehen sozioökonomische Sorgen im Vor-
dergrund. Oft vermischt sich beides: Wer um seine materielle Zukunft und die 
seiner Kinder bangt, mag Fremdes ablehnen, das bedrohlich erscheint, und für 
Grenzziehungen statt Grenzöffnungen stimmen. 

Neue Ungleichheiten

In dieser angespannten Situation wird die Europäische Union häufig als Teil 
des Problems gesehen. Brüssel gilt als Speerspitze des Liberalismus, der Gren-
zen öffnet und den Regierungen die Fähigkeit nimmt, ihre Bürger zu schützen 
und die Wirtschaft weiterzuentwickeln. Natürlich, der EU-Binnenmarkt und 
die gemeinsame Währung haben nicht wenig zum wirtschaftlichen 
Erfolg Deutschlands und der EU beigetragen. Doch dabei wurden 
neue Ungleichheiten geschaffen. Länder wie Deutschland verzeich-
nen konstante, wenn auch moderate Wachstumsraten und Vollbe-
schäftigung. In anderen Staaten dagegen hat das Bruttoinlandspro-
dukt noch nicht das Vorkrisenniveau erreicht; hier kämpft man mit 
einer hohen Arbeitslosigkeit, die besonders die Jugend trifft. Millionen von jun-
gen Menschen werden vielleicht nie die Chance auf eine akzeptable Erwerbs-
tätigkeit bekommen. Hinzu kommt, dass der in der EU herrschende Steuer-
wettbewerb zu einer stärkeren Belastung der Arbeit und einer Entlastung des 
Kapitals geführt hat. All das nährt die Einschätzung, dass Europa für manche 
Gruppen weit mehr Belastungen als Vorteile bereithält.

Kein Wunder, dass in Europa die Zahl derer wächst, die die Wirtschafts- 
und Sozialpolitik der vergangenen Jahrzehnte hinterfragen. Das macht Euro-
pa – ähnlich wie die USA – anfällig für Protektionismus und Abschottung, 
die vermeintlich Schutz versprechen. Ein für die EU unerwartetes Reizthema 
ist der Freihandel geworden. Im Zuge der TTIP- und CETA-Verhandlungen 
wurde der Austausch von Waren und Dienstleistungen erstmals in der Nach-
kriegszeit Gegenstand öffentlicher Proteste und dem, was man als „Ratifika-
tionsunfälle“ bezeichnet. Es rächt sich, dass die EU-Staaten in den vergange-
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Amerikanische Revolution

Die EU muss zeigen, 

dass sie die Zuwan-

derung im Griff hat

nen Jahrzehnten keinen Mechanismus entwickelt haben, der die Verlierer von 
Marktöffnungs- und Liberalisierungsmaßnahmen wirksam unterstützt hätte. 
Der Konsens, dass ein Abschluss von Freihandels- und Investitionsabkommen 
im Interesse der EU liegt, ist weggebrochen, und das schwächt nun maßgeb-
lich die Europäische Kommission, Europas Verhandlungsführerin, gegenüber 
Partnern wie den USA. Setzt sich dieser Trend fort, wird Europas Gewicht 
im Ringen um Regulierung und globale Standards bei wichtigen Themen wie 
Umwelt, Verbraucherschutz und Finanzstabilität sinken.

Ein Teil der genannten Probleme lässt sich durch eine Anpassung nationa-
ler Politiken beheben, ein anderer aber nicht. Wenn wir wollen, dass sich die 
Eurostaaten bei der Wettbewerbsfähigkeit oder den Leistungsbilanzen stär-
ker einander angleichen und widerstandsfähiger gegen Krisen werden, dann 
brauchen wir eine europäische Lösung für die Verschuldungsproblematik und 
weitere Reformen der Eurozonen-Governance. Ohne stärkere Unterstützung 
einiger Mitgliedstaaten im sozialpolitischen Bereich drohen politische und ge-
sellschaftliche Instabilität. Das schmerzhafte Fehlen EU-interner, wirksamer 
Stabilisierungsinstrumente ist ein Argument mehr, das EU-Budget neu auszu-
richten – ein Relikt aus früheren Zeiten, in denen die regionale Perspektive 
weit sinnvoller war, als dies heute ist. Die anstehenden Brexit-Verhandlungen 
sind für diese Reform ein guter Zeitpunkt, da mit dem Wegfall des britischen 
Beitrags das Budget ohnehin angefasst werden muss. 

Doch nicht nur Wirtschaft und Handel sind in die Diskussion geraten. Auch 
der Schengen-Raum mit der Freizügigkeit von Personen ohne Grenzkontrol-

len und die liberale Asylpolitik leiden immer stärker unter Akzep-
tanzproblemen. Die EU muss bei der inneren Sicherheit und gerade 
bei der Terrorismusbekämpfung beweisen, dass sie in der Lage ist, 
den so genannten Entgrenzungseffekten zusammen mit den Mit-
gliedstaaten entgegenzuwirken. Dazu gehört eine systematischere 
Zusammenarbeit der Geheimdienste. Brüssel muss überdies zeigen, 
dass es die Zuwanderung kontrollieren kann, etwa durch weitere 

Abkommen mit Herkunfts- und Transitstaaten oder durch Grenzkontrollen. 
Das beim EU-Gipfel in Bratislava formulierte Ziel, Kontrolle über die Außen-
grenzen auszuüben und zu Schengen zurückzukehren, ist genauso wichtig wie 
die langfristige Entwicklung einer gemeinsamen Migrationspolitik. 

Es ist weder politisch noch juristisch ganz einfach, die Schwächen des un-
vollständigen EU-Systems zu beheben, besonders dann, wenn Vertragsrevisi-
onen nicht durchsetzbar erscheinen. Das darf aber keine Entschuldigung da-
für sein, nicht zu handeln. Es zeigt sich immer deutlicher, dass die derzeitige 
Zuständigkeitsverteilung im EU-System politisch fragil ist.

Amerikanischer Kitt für die Gemeinschaft

Die wirtschaftliche Entwicklung und die Migrationsthematik bergen erhebli-
ches Spaltpotenzial für die Europäische Union. Ihm entgegenzuwirken, wird 
für die EU schwieriger, wenn die Vereinigten Staaten nicht mehr mithelfen, die 
Gemeinschaft zusammenzuhalten, wie sie dies in den vergangenen Jahrzehn-
ten getan haben. Mal geschah dies sichtbar und explizit, zumeist aber hinter 

Bild nur in  
Printausgabe verfügbar



IP • Januar / Februar 2017� 11

Neue Deals für den Alten Kontinent

den Kulissen, etwa in der Euro-Krise, bei der Konfrontation mit Russland oder 
bei der Brexit-Entscheidung. Die Obama-Regierung hat einen überaus engen 
Kontakt mit Europa und insbesondere mit Deutschland gepflegt, auch wenn 
durch den angekündigten „Pivot to Asia“ der Eindruck entstand, dass Ameri-
kas Interessen schon in den vergangenen acht Jahren woanders gelegen hätten. 

Die Aufgabe, Europa zusammenzuhalten, wird angesichts einer an Europa 
bestenfalls desinteressierten Trump-Regierung künftig weit stärker uns selbst 
überlassen bleiben. Nicht unterschätzt werden sollte darüber die Gefahr, die 
von einer unbedachten oder bewusst polarisierenden Europapolitik Washing-
tons ausginge. Weicht die neue US-Regierung etwa vom Konfrontationskurs 
mit Moskau ab, hätte das erhebliche Folgen für die europäische und deutsche 
Politik gegenüber der östlichen Nachbarschaft, die eng mit Washington abge-
stimmt ist. Stiege Washington aus dem Sanktionsregime gegenüber Russland 
aus, würde das die Wirksamkeit der europäischen Politik gegenüber Moskau 
und der östlichen Nachbarschaft untergraben. Der Schritt würde tiefe Risse 
in der EU verursachen, da sich einige Staaten gegen, andere mit Washington 
positionieren würden. 

Auch das Verhältnis zwischen den USA und Großbritannien kann für die 
EU zur Belastungsprobe werden. Sollten Washington und London ihre Special 
Relationship wiederbeleben, etwa indem Präsident Trump London ein bilate-
rales Handelsabkommen oder eine engere Kooperation in Verteidigungsfragen 
anbietet, würde das die Verhandlungen zwischen der EU und London über 
den Brexit und ein neues Verhältnis zum europäischen Kontinent belasten. 
Die größte Sorge der Kontinentaleuropäer dürfte dabei sein, dass in anderen 
EU-Mitgliedstaaten der Eindruck gestärkt werden könnte, es gäbe interessan-
te Alternativen zur EU-Mitgliedschaft.
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Amerikanische Revolution

Europa muss recht-

zeitig auf Entscheider 

und Berater einwirken 

Darüber hinaus muss Europa eine Strategie entwickeln, wie es mit einer 
möglichen Neuausrichtung amerikanischer Außenpolitik umgeht. Seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs ist das transatlantische Verhältnis der konstante Rah-
men der deutschen und europäischen Außenpolitik. Selbst wenn es tiefe Kon-
flikte über politische Entscheidungen gab, etwa beim Irak-Krieg, so haben die 
transatlantischen Partner im Krisenfall doch immer zusammengearbeitet. 
Europa und insbesondere Deutschland konnten sich auf die amerikanische 
Sicherheitsgarantie – ohne großen Eigenbeitrag – verlassen.

Kontinuität oder neue Karten

Donald Trump mischt nun die Karten neu. Wie er sie ausspielen wird, ist voll-
kommen unsicher. Im Wahlkampf hat der Republikaner Positionen eingenom-
men, die – wenn sie verwirklicht werden würden – die internationalen Sicher-
heits- und Ordnungsstrukturen massiv infrage stellen würden. 

Europäische Entscheidungsträger sollten von zwei möglichen Szenarien 
ausgehen. Im besten Fall setzt die Trump-Regierung auf Kontinuität, verbun-
den mit einem sinkenden Engagement gegenüber der EU oder auch in der 
NATO. Einige Staaten werden im EU- und im NATO-Rahmen schrittweise 
mehr Verantwortung übernehmen – eine Entwicklung, die mit der Festlegung 

des 2-Prozent-Verteidigungsausgabenziels beim Waliser NATO-Gip-
fel im Jahr 2015 bereits vorgezeichnet wurde. In einem zweiten Sze-
nario stellt die neue US-Regierung gezielt oder indirekt Pfeiler der 
internationalen Ordnung infrage, wenn sie die Chance auf „besse-
re Deals“ sieht. Dies kann die WTO und regionale Handelsabkom-
men genauso treffen wie Abkommen im Rahmen der Vereinten Na-

tionen. So könnte Trumps Regierung das Atomabkommen mit dem Iran oder 
das Pariser Klimaabkommen infrage stellen. Setzten die USA tatsächlich Fol-
ter zur Verfolgung von Terroristen ein, würden sie internationales Recht miss
achten und seine Glaubwürdigkeit maßgeblich untergraben. 

Um die Positionen und Strategien der Trump-Regierung einschätzen zu 
können, sind gerade in den ersten Monaten der Präsidentschaft ein möglichst 
enger Kontakt und Austausch wichtig. Aus europäischer Sicht ist es notwen-
dig, frühzeitig auf US-Entscheider und ihre Berater mildernd einzuwirken, um 
es gar nicht erst dazu kommen zu lassen, dass stabile Beziehungen oder inter-
nationale Ordnungsstrukturen zur Disposition gestellt werden.

Entschiedenheit sollte Europa in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
demonstrieren. Die europäischen NATO-Mitglieder sollten klarstellen, dass 
sie ihren Verpflichtungen in Sachen Verteidigung und Rüstung nachzukom-
men gedenken – nicht nur über mehr Verteidigungsausgaben, sondern vor al-
lem durch eine verbesserte Fähigkeit zur Zusammenarbeit und durch Integra-
tionsinitiativen zwischen EU-Staaten. Washington sollte zudem daran erinnert 
werden, wie wichtig die Glaubwürdigkeit der Allianz ist. Vor allem muss Brüs-
sel deutlich machen, dass die Schutzgarantie nach all dem, was Donald Trump 
im Wahlkampf erklärt hat, einer Bestätigung bedarf – denn es ist nicht auszu-
schließen, dass Russland gerade diese in der derzeitigen Umbruchphase testet. 
Gleichzeitig sollten die Europäer und insbesondere Berlin daran erinnern, dass 
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Zieht Amerika sich 

zurück, füllen andere 

das Vakuum

militärische Mittel nur ein Instrument der Außenpolitik sind und andere Be-
reiche wie Stabilisierungs- und Entwicklungspolitik ebenso gestärkt und be-
rücksichtigt werden müssen.

Was die Bedeutung gemeinsamer Normen und internationaler Ordnungs-
strukturen angeht, so sollten die Europäer Washington vor einer Untergrabung 
der bestehenden Strukturen warnen. Denn dadurch könnte ein Trend verstärkt 
werden, den man als „kompetitive Regionalisierung“ bezeichnet: Wenn mehr 
Organisationen wie die Asiatische Infrastruktur-Investmentbank geschaffen 
werden, sinkt die Wirkungskraft westlich geprägter Konditionalität, etwa der 
Good-Governance-Ansätze der Weltbank. Damit verlören nicht nur westlich 
geprägte internationale Organisationen an Einfluss, sondern auch die USA.

Die offene Gesellschaft verteidigen

Europa muss sich auch darauf vorbereiten, dass andere Akteure das Vakuum 
füllen werden, wenn sich die Vereinigten Staaten als Ordnungsmacht zurück-
ziehen. Das zeigt die Reaktion Chinas auf die Ankündigung Washingtons, das 
Transpazifische Freihandelsabkommen (TPP) nicht weiter zu ver-
folgen. Noch am Tag, an dem Trump verkündete, TPP kippen zu 
wollen, positionierte sich China als Motor für vertiefte Handels-
beziehungen in der asiatisch-pazifischen Region. Das Denken in 
Einflusssphären, das in China und Russland gepflegt wird, befin-
det sich auf dem Vormarsch. Gegenüber beiden Staaten gilt: Euro-
pa wird nur dann wirksam auftreten können, wenn es gemeinsame Positionen 
hat. Diese jedoch werden permanent von außen untergraben werden, denn so-
wohl Peking als auch Moskau sind interessiert daran, bilaterale Deals und Ab-
sprachen mit Mitgliedsregierungen abzuschließen.

In einer gefährlicheren und volatileren Welt, in der Ordnungsstrukturen 
gezielt angegriffen werden, muss Europa außen- und sicherheitspolitisch mehr 
Verantwortung übernehmen. Deutschland und Frankreich sollten dafür, in en-
ger Zusammenarbeit mit Polen und anderen, die Initiative ergreifen und Groß-
britannien den Brexit-Verhandlungen zum Trotz einbinden. Gegenüber der 
neuen US-Regierung muss Europa verdeutlichen, wie wichtig die freiheitlichen 
Werte sind, ohne die eine transatlantische Zusammenarbeit nicht zu haben ist.

Die Verteidigung der liberalen Demokratie und offenen Gesellschaft, nach 
innen und nach außen, ist Europas wichtigste Aufgabe geworden. Ihr muss 
sich die EU in einer schwierigen Situation stellen. Der heutige Zustand der Uni-
on zeigt, dass halbfertige Integration 
zur Gefahr geworden ist. Die EU hat 
eine beispiellose Phase der Öffnung 
und des Zusammenwachsens erlebt 
und hat politisch nicht mit sich selbst 
Schritt gehalten. Die Versuchung ist 
groß, sich gerade in dieser Phase zu-
rückzuziehen. Gibt die EU ihr nach, 
wird sie einen hohen Preis zahlen.

Dr. Daniela 
Schwarzer
ist Otto Wolff-Direktorin 
des Forschungs- 
instituts der Deutschen 
Gesellschaft für Aus-
wärtige Politik (DGAP).
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Normalerweise kann man sich in Europas Hauptstädten auf einen Wechsel im 
Weißen Haus vorbereiten. Es gibt Kontakte zu Insidern, die der neuen Regie-
rung nahestehen, im Kongress, in Ministerien, in Think Tanks, in Verbänden. 
Sicher, in aller Regel ist die Verbindung aus Berlin, Brüssel oder Paris zu den 
Demokraten in Washington viel besser als zu den Republikanern, aber Mini-
malkontakte gibt es immer. 

Diesmal jedoch ist alles anders. Ministerialbeamte und Lobbyisten sind im 
Wortsinne ahnungslos, was nach dem 20. Januar, dem Tag der Amtseinfüh-
rung Trumps, auf sie zukommen wird. Sie haben keine Telefonnummern, die 
sie anrufen könnten, sie kennen noch niemanden, der nach dem Regierungs-
wechsel wichtig werden könnte. Die Deutschen können den neuen Mann an 
der Spitze des wichtigsten Verbündeten und Handelspartners nicht verstehen, 
selbst wenn sie es wollten. Das lässt die wirtschaftlichen Risiken ahnen, denen 
sich Deutschland und Europa seit der Wahl am 8. November gegenübersehen.

Wirtschaftliche Unabhängigkeitserklärung

Wer etwas über den Wirtschaftspolitiker Donald Trump wissen wollte, der 
war bisher auf drei Reden angewiesen, die der Kandidat in Monessen (Pennsyl-
vania) und vor den Ökonomischen Clubs von Detroit und New York gehalten 
hatte. Drei Wahlversprechen ließen sich herausdestillieren: Erstens die „wirt-
schaftliche Unabhängigkeitserklärung Amerikas“, eine Formel, hinter der sich 
die Abkehr von den Prinzipien des Freihandels verbirgt. Zweitens eine gigan-
tische Steuersenkung, drittens ein Infrastrukturprogramm und viertens der 
Abbau von Regulierungen und die Lockerung von Vorschriften zum Schutz 
der Umwelt und des Finanzsystems.

Aber was bedeuten bei einem Mann wie Trump Programme? Man muss erst 
die Menschen kennen, die sie umsetzen. Trumps Wirtschaftsteam war zum Re-

Nikolaus Piper | Abschottung, Deregulierung, Schuldenmacherei, Abschied 
von der Klimapolitik: Nicht allzu viel von dem, was über die ökonomischen 
Pläne des künftigen US-Präsidenten bekannt ist, bietet Anlass zum Optimis-
mus. Einem nicht allzu langen Rausch dürfte ein umso längerer Kater folgen 
– und den wird gerade die Exportnation Deutschland zu spüren bekommen.

Womit wir rechnen müssen: Donald Trumps Wirtschaftspolitik

Kurzer Boom mit Langzeitschäden
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Von Trumps Kampf 

gegen die Finanzelite 

ist nicht viel übrig

daktionsschluss dieser Ausgabe noch nicht vollständig bekannt. Zwei wichti-
ge Besetzungen jedoch standen fest: Finanzminister wird Steven Mnuchin, 53, 
ein ehemaliger Goldman-Sachs-Partner, der seinen eigenen Investitionsfonds 
gründete und durch die Finanzierung von Filmen wie „Avatar“ in Hollywood 
reich wurde. Mnuchin lebt im liberalen Milieu der Westküste und war bisher 
politisch nie aufgefallen. Nach einer Begegnung auf geschäftlicher Ebene mach-
te ihn Trump zum Finanzchef seines Wahlkampfteams. Wirtschaftsminister 
soll der Großinvestor und Milliardär Wilbur Ross, 79, werden, eine bekann-
te Größe in der Energieindustrie. Sein Vermögen wird auf 2,9 Milliarden Dol-
lar geschätzt. Ross hatte sich in der Vergangenheit immer wieder kritisch über 
Freihandel geäußert und Strafzölle gegen gefordert.

Besonders die Ernennung von Steven Mnuchin ist in mancherlei Hinsicht be-
merkenswert. Ein nicht unerheblicher Teil des Wahlkampfs von Trump bestand 
aus Tiraden gegen die „Finanzelite“ – jetzt baut er auf einen Mann, der einmal 
bei Goldman Sachs war, der Crème de la Crème an der Wall Street. Damit setzt 
er, allem Populismus zum Trotz, eine Tradition fort: Bill Clintons ers-
ter Finanzminister Robert Rubin kam ebenso von Goldman Sachs 
wie Henry Paulson, der für George W. Bush versuchte hatte, die Fi-
nanzkrise in den Griff zu bekommen. Auch Mnuchins Vater Robert 
arbeitete einst bei Goldman. Schließlich hat Stephen Bannon, der ex-
tremistische Chefstratege Trumps, eine Karriere bei Goldman hinter 
sich. Vom Kampf gegen New Yorks Finanzelite ist seit der Wahl nicht mehr viel 
zu spüren. Immerhin kann der neue Finanzminister von sich sagen, dass er mit 
den Bankern der Wall Street auf Augenhöhe zu verhandeln weiß.

Schon hier zeigt sich ein klares Muster: Trump bevorzugt keine Ideologen, 
auch keine politischen Profis, sondern sehr reiche Geschäftsleute, mit denen er 
auf gleicher Wellenlänge kommunizieren kann. Das passt zu dem, was Trum-
pologen über den zu erwartenden Regierungsstil des neuen Präsidenten sagen: 
Er denkt in den Kategorien des „Deal Making“, des mehr oder minder harten 
Umgangs mit Geschäftspartnern. Dieses Denken ist mehr von Taktik denn 
von Strategie getrieben; regelbasierte Systeme wie die Welthandelsorganisati-
on oder die Nordamerikanische Freihandelszone dürften ihm fremd bis zuwi-
der sein. Der neue US-Handelsbeauftragte, eine Schlüsselfigur für Amerikas 
Wirtschaftsbeziehungen zum Rest der Welt, stand bei Redaktionsschluss noch 
nicht fest. Wenn man Trumps Denken in Deals und in der Kategorie des Deal 
Making einrechnet, dann muss alles, was man bisher über die Wirtschaftspoli-
tik des künftigen Präsidenten weiß, mit einem Generalvorbehalt versehen wer-
den: Der Deal Maker könnte seine Meinung ändern, und vieles würde dann 
anders kommen als zunächst angekündigt. 

Ende der Sparsamkeit

Trumps Wirtschaftsprogramm kennzeichnen vor allem zwei Themen, die ur-
sprünglich ein Anliegen der Linken waren, nicht nur in den USA, und die der 
künftige Präsident nun in einer typisch populistischen Wende für die Rech-
te reklamiert: die Abkehr vom Freihandel und die Abkehr von der Austerität, 
also vom Versuch, die Staatsfinanzen durch Sparen zu sanieren, auch in widri-
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Gut möglich, dass 

2017 ein kurzfristiger 

Trump-Boom einsetzt 

gen Zeiten. Das erste ist ein Bruch mit der amerikanischen Nachkriegstraditi-
on, dessen Folgen noch gar nicht abzuschätzen sind. Beides zusammen bedeu-
tet eine Kehrtwende für die Republikanische Partei, zumindest gemessen am 
Kurs, den der republikanisch beherrschte Kongress während der Präsident-
schaft Barack Obamas eingenommen hat. Die Republikaner zwangen Obama 
mehrmals zu harten, willkürlichen Sparmaßnahmen und riskierten sogar den 
technischen Staatsbankrott, um einen radikalen Schuldenabbau zu erzwingen.

Und jetzt? Trump will die Steuern für Unternehmen und Privatpersonen 
um mehr als zehn Billionen Dollar innerhalb eines Jahrzehnts senken. Gleich-
zeitig kündigte er ein massives Programm zur Erneuerung der amerikanischen 
Infrastruktur an, den Bau oder die Renovierung von Straßen, Brücken, Wasser-
leitungen, Pipelines. Welche Summen er dafür aufwenden will, ist noch unklar.

Klar sind jedoch die makroökonomischen Folgen dieses Programms: Das 
Wirtschaftswachstum der USA wird steigen, die Löhne werden steigen, die Prei-
se, der Kurs des Dollar und das Defizit in der amerikanischen Leistungsbilanz 
ebenfalls. Die Federal Reserve wird die Chance wittern, die Zinsen in mehre-

ren Schritten zu erhöhen und ihre Geldpolitik zu normalisieren, was 
nicht schlecht sein muss. Vor allem aber werden die Staatsschulden 
des Landes steigen. Wie andere vor ihm, baut Trump darauf, dass 
sich das Programm durch wachstumsbedingt höhere Staatseinnah-
men selbst finanziert. Natürlich gibt es diesen Effekt; die Geschich-
te zeigt aber, dass er niemals reicht, um den Anstieg der Schulden 

zu verhindern. Kronzeuge dafür ist Präsident Ronald Reagan, mit dessen Poli-
tik Trumps Wirtschaftskurs oft verglichen wird. Mit Reagans Steuersenkun-
gen 1981 begann eine Phase kräftigen Wachstums, aber auch der Marsch in 
den Schuldenstaat, mit dem zuletzt Obama zu kämpfen hatte. Heute machen 
die US-Staatsschulden 108,1 Prozent des Bruttoinlandsprodukts aus (Deutsch-
land 68,1 Prozent), das Haushaltsdefizit liegt bei 4,6 Prozent (Deutschland er-
wirtschaftet einen Überschuss von 0,6 Prozent).

Diese Haushaltspolitik kann nicht nachhaltig sein; irgendwann wird der 
Schuldenberg so hoch, dass er die Gesamtwirtschaft lähmt – siehe Japan. Vor-
erst allerdings wird das Programm der US-Ökonomie gut tun. Gut möglich, dass 
2017 ein Trump-Boom einsetzt, der eine Amtsperiode hält und dem Präsiden-
ten in eine zweite hilft, so er sie denn will. Die Weltbörsen jedenfalls setzen 
auf diesen Boom. Nach dem kurzen Trump-Schock am 9. November startete 
eine Trump-Hausse, die den Dow Jones zu immer neuen Rekordwerten trieb.

Werden Trumps Vorstellungen Wirklichkeit, dann werden die makro- und 
verteilungspolitischen Folgen enorm sein. Der Grundgedanke ähnelt in man-
chem den Plänen, wie sie auch in Deutschland Reformer wie Ex-Verfassungs-
richter Paul Kirchhoff verfolgten: Der Steuertarif wird radikal vereinfacht 
und auf nur noch drei Sätze gesenkt: 15, 25 und 33 Prozent (Höchstsatz bisher 
39,5 Prozent). Ob die Reform tatsächlich vor allem der Mittelklasse zukommt, 
wie Trump behauptet, hängt davon ab, inwieweit er gleichzeitig Steuerver-
günstigungen streicht, die bisher vor allem den Wohlhabenden zugutekamen.

Schaut man auf die Interessen der Trump’schen Wählerschaft, dann ist es 
bemerkenswert, dass der designierte Präsident plant, die Erbschaftsteuer ganz 
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abzuschaffen. Schon heute sind Erbschaften von 10,9 Millionen Dollar (bei 
einem Ehepaar) in den USA steuerfrei; insgesamt werden nur 0,2 Prozent der 
vererbten Vermögen im Land tatsächlich versteuert. Diese 0,2 Prozent jetzt 
auch noch freizustellen, ist ziemlich unamerikanisch; schließlich sind die USA 
eine Einwanderernation, die ererbten Vermögen misstrauisch gegenübersteht. 
Beim Firmenerben Trump sieht das offenbar anders aus.

Aggressiver Mitspieler im globalen Steuerwettbewerb

Für den Rest der Welt weitaus wichtiger ist die geplante Reform der Unter-
nehmenssteuern. Deren Satz soll von 35 Prozent auf 15 Prozent sinken. Damit 
hofft Trump, Amerikas Unternehmen wettbewerbsfähiger zu machen. Im in-
ternationalen Vergleich haben die Vereinigten Staaten heute relativ hohe Fir-
mensteuern, wobei es meist schwer ist, Zahlen direkt in Relation zu setzen: In 
Deutschland beträgt der Satz der Körperschaftsteuer nur 25 Prozent und liegt 
damit um zehn Punkte unter dem der USA. Dafür gibt es in Amerika kein Pen-
dant zur deutschen Gewerbesteuer.

Mit Trump treten die USA als aggressiver Mitspieler in den globalen Steu-
erwettbewerb ein. Am interessantesten ist dabei ein Teilaspekt. Nach ameri-
kanischem Recht müssen US-Firmen im Ausland verdiente und dort bereits 
versteuerte Gewinne noch einmal mit 35 Prozent versteuern, wenn sie sie nach 
Hause überweisen. Das führt dazu, dass etliche Billionen Dollar im Ausland 
geparkt und investiert werden einfach nur deshalb, weil es zu teuer wäre, sie 
zu repatriieren. Das US-Steuerrecht schuf Absurditäten wie die „Steuerin-
version“, bei der eine amerikanische Firma eine ausländische kauft und dann 
den Firmensitz des fusionierten Unternehmens ins Ausland verlegt, nur um 
die dortigen niedrigen Steuern zu nutzen. Bekanntestes Beispiel dafür war die 

Bild nur in  
Printausgabe verfügbar
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In die Handelspolitik 

zieht ein stark irratio-

nales Element ein

geplante Fusion des Pharmakonzerns Pfizer mit dem irischen Unternehmen 
Allergan 2015, die Obama noch im letzten Augenblick mittels einer Gesetze-
sänderung verhindern konnte. Aber auch die Steuersparmodelle von Apple 
und anderen in Europa, die die Öffentlichkeit in Deutschland so empören, sind 
vor diesem Hintergrund zu sehen. Nach Schätzungen des amerikanischen Bu-
reau of Economic Analysis (BEA) wurden seit 1999 gut drei Billionen Dollar 
an amerikanischen Gewinnen im Ausland reinvestiert, vor allem in Europa, 
und dort bevorzugt in den Niederlanden, in Irland und in Luxemburg. Es ist 
klar, dass die USA sich mit ihren Steuergesetzen bisher massiv selbst schaden, 
und es gehört zu den Versäumnissen der Regierung Obama, hier mit dem Kon-
gress keine Lösung gefunden zu haben.

Donald Trump versucht das Problem radikal anzugehen: Er will den Steu-
ersatz auf repatriierte Gewinne auf 10 Prozent senken. Damit könnte es ihm 
gelingen, eine Billion Dollar in die USA zurückzuholen, schätzen Volkswir-
te der Deutschen Bank in New York. Der Kapitalstrom in die USA wird den 
Dollar weiter stärken und weiteres Kapital umleiten, etwa aus Schwellenlän-
dern wie Brasilien und Indien.

America First

Dem Wachstumsprogramm in der Steuer- und Haushaltspolitik steht ein 
Anti-Wachstumsprogramm in der Handelspolitik gegenüber – das ist der zen-
trale Widerspruch von Trumps Wirtschaftspolitik, soweit sie bisher bekannt 
geworden ist. Die Handelspolitik steht unter der Überschrift „America First“ 

und widerspricht allen Regeln des multilateralen Welthandels, als 
dessen Garant die USA bisher galten. Jetzt heißt es auf der Website 
des Trump-Wahlkampfs: „Donald Trump wird sicherstellen, dass 
jedes einzelne unserer Handelsabkommen unser Wirtschaftswachs-
tum erhöht, unser Handelsdefizit senkt und unsere industrielle Ba-
sis stärkt.“ Kein Abkommen auf der Welt kann dies von vornherein 

garantieren, schon gar nicht ein sinkendes Handelsdefizit. Das bedeutet: In die 
US-Handelspolitik zieht ein stark irrationales Element ein.

Trump will das transpazifische Abkommen TPP stoppen, das unter ande-
rem die Funktion haben sollte, angesichts einer immer aggressiver auftreten-
den Volksrepublik China die Pazifik-Anrainer enger an Amerika zu binden. 
Hier schafft Trump ein geopolitisches Vakuum, das China mit Freuden füllen 
wird. Dass die anderen TPP-Staaten, wie Japan, Vietnam oder Australien das 
Abkommen ohne die USA abschließen werden, gilt als unwahrscheinlich. Auch 
das transatlantische Abkommen TTIP dürfte so gut wie tot sein.

Hier liegt ein zentraler Widerspruch von Trumps Kurs: Mit dem ersten Teil 
seiner Politik tut er alles, um das Handelsdefizit zu erhöhen: mehr Wirtschafts-
wachstum, höhere Haushaltsdefizite, Repatriierung von Gewinnen, starker Dol-
lar. Mit seiner Handelspolitik versucht er diesen Effekt wieder zurückzunehmen, 
und zwar durch Druck auf Handelspartner. Das Vorgehen kann nur willkür-
lich sein. China soll ob des billigen Yuan als „Währungsmanipulator“ gebrand-
markt und mit Zöllen bestraft werden. Dabei ist es der Trump-Effekt, der der-
zeit den Dollar stark und die Währungen der Schwellenländer schwach macht.
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Die Sicherheit des 

globalen Finanzsys-

tems ist in Gefahr

Der Fall sollte auch Deutschland interessieren. Mit 8,8 Prozent des BIP 
verbucht die deutsche Volkswirtschaft in der Leistungsbilanz den höchsten 
Überschuss unter den größeren Handelsnationen. Gleichzeitig sind die USA 
inzwischen der wichtigste Importeur deutscher Produkte. Der Handelsüber-
schuss war auch schon früheren Regierungen in Washington ein Ärgernis, 
unter Trump dürfte bei diesem Thema der Ton zwischen beiden Ländern 
ruppiger werden.

Abschied von der Klimapolitik

Zentral für Trumps Wirtschaftspolitik ist schließlich ein Programm der ra-
dikalen Deregulierung. Zu den ersten Opfern wird die Klimapolitik gehören. 
Trump glaubt nicht an den Klimawandel, deshalb dürften als eine der ersten 
Maßnahmen die strengen Abgasvorschriften für Kraftwerke fallen, die Obama 
per Verordnung durchgesetzt hat. Jetzt soll Amerika wieder die Kohletechnik 
fördern, Küstenstreifen für die Ölförderung öffnen und Staatsland für Ener-
gieprojekte zur Verfügung stellen. Die USA werden sich für die nächsten vier 
Jahre aus der internationalen Klimapolitik verabschieden.

Aber nicht nur das Weltklima dürfte Opfer dieser Deregulierungswelle 
werden, auch die Sicherheit des globalen Finanzsystems. Der künftige Prä-
sident kündigte an, er wolle das Dodd-Frank-Gesetz „abreißen“, das die de-
mokratische Mehrheit im Kongress einst beschlossen hatte, um 
die Lehren aus der Finanzkrise zu ziehen. Das Gesetz stärkte die 
Aufsicht der Notenbank Federal Reserve über die Großbanken und 
schränkte den riskanten Eigenhandel der Kreditinstitute ein. In 
der Bilanz trug Dodd-Frank dazu bei, dass Amerikas Banken heu-
te wesentlich sicherer dastehen als vor der Finanzkrise (und auch 
besser als ihre europäische Konkurrenz). Dodd-Frank abzuschaffen, bedeutet 
höhere Gewinne und höhere Risiken an der Wall Street. Es ist ein Spiel mit 
einer neuen Finanzkrise. Dass der neue Finanzminister ein Wall-Street-In-
sider ist, gibt dem Ganzen noch die richtige Würze. Nicht ganz unwichtig ist 
dabei auch, dass die Amtszeit der Notenbankchefin Janet Yellen im Februar 
2018 endet. Dann hat Trump die Chance, auch die Spitze der Fed nach sei-
nen Wünschen zu besetzen.

Spannend ist die Frage, inwieweit sich der republikanische Kongress dem 
Präsidenten beugen wird. Vieles an Trumps Programm ist traditionellen Repu-
blikanern zuwider, vor allem die exzessive Schuldenmacherei und der Protekti-
onismus. Paul Ryan, der mächtige konservative Sprecher des Repräsentanten-
hauses, hatte sich zuletzt geweigert, 
für Trump Wahlkampf zu machen. 
Aber wird er auch einen Machtkampf 
mit dem Wahlsieger riskieren, wenn 
es sein muss? Mit anderen Worten: 
Wird das uramerikanische Prinzip 
der Gewaltenteilung Trump notfalls 
bremsen können? Es beginnen unsi-
chere Zeiten in Washington.

Nikolaus Piper
ist Leitender Redakteur 
der Süddeutschen Zei-
tung in München. 
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Ich gebe es zu: Nie hätte ich gedacht, jemals einen Artikel mit dieser Über-
schrift zu schreiben. Wie so viele beiderseits des Atlantik hatte ich nicht da-
mit gerechnet, dass Donald Trump am 8. November gewinnen würde. Aber 
das hat er. Und leidenschaftliche Transatlantiker müssen sich nun ans Werk 
machen und eine gemeinsame transatlantische Agenda für die Trump-Admi-
nistration entwerfen.

Das wird nicht leicht, denn eine „transatlantische Agenda für Trump“ klingt 
wie ein Widerspruch in sich. Kann es eine solche geben für einen Präsidenten, 
der im Wahlkampf die NATO infrage gestellt, Bewunderung für den Führungs-
stil Wladimir Putins geäußert und angekündigt hat, Handelsabkommen wie 
TPP und TTIP ebenso aufzugeben wie den Atomdeal mit dem Iran – einem der 
glänzendsten Erfolge der transatlantischen Partner der jüngsten Zeit? Ja, eine 
solche Agenda kann es geben. Sie wird aber kaum jener ähneln, die wir verfolgt 
hätten, wären die Präsidentschaftswahlen anders ausgegangen.

Hätte Hillary Clinton gewonnen, hätten die großen Fragen ganz oben ge-
standen. Wie sollen wir mit Russland umgehen? Müssen wir weitere Sanktio-
nen verhängen? Ersetzen wir die Abkommen von Minsk mit einer neuen Ver-
einbarung? Wie können wir zusammen das europäische Projekt retten? Wie 
machen wir aus dem nächsten NATO-Gipfel einen großen Erfolg? Was machen 
wir 2017 mit TTIP, wenn in einer Reihe europäischer Länder Wahlen stattfin-
den? Wie verhalten wir uns gegenüber der Türkei, einem immer wichtiger wer-
denden Verbündeten, der sich von unseren Prinzipien und Werten entfernt?

Diese Fragen stellen sich natürlich trotzdem. Aber je nachdem, wer Trump 
in außenpolitischen Fragen beraten wird, dürften sie wahrscheinlich mit ganz 
anderen Fragen kombiniert werden, die die Grundlagen sowohl der amerika-
nischen Außenpolitik als auch die der transatlantischen Allianz hinterfragen. 
Trump und seine Umgebung dürften zum Beispiel die Frage aufwerfen, warum 

Julianne Smith | Einen Präsidenten Trump hatte kaum ein Transatlantiker 
auf der Rechnung, weder in den Vereinigten Staaten noch in Europa. Umso 
immenser ist nun ihre Aufgabe: Sie müssen die neue US-Regierung vom 
bleibenden Wert des transatlantischen Verhältnisses überzeugen, neue Ver-
bindungen knüpfen sowie Außen- und Sicherheitspolitik besser erklären. 

Wie sich das amerikanisch-europäische Verhältnis bewahren lässt

Trumps transatlantische Agenda
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Zum neuen US-Stil  

gehören regelmäßige 

Falschaussagen

die Vereinigten Staaten überhaupt 70 Jahre lang in Institutionen und Allian-
zen wie die NATO investiert haben. Sind diese Institutionen überhaupt noch 
relevant und dienen sie Amerikas Kerninteressen? Worin besteht der Wert des 
Freihandels? Warum stationieren die USA Militärverbände in Ländern wie 
Deutschland und Italien? Warum sollten die Vereinigten Staaten die Werte, 
die sie mit den Europäern teilen, fördern und verteidigen? Warum sollten sie 
und ihre Verbündeten ein Land wie die Ukraine unterstützen?

Transatlantiker müssen sich auf diese Fragen einstellen und zugleich da-
rauf vorbereiten, es mit einer US-Regierung zu tun zu bekommen, deren Ge-
bahren dem vorheriger Administrationen kaum ähneln dürfte. Wie 
sich bereits während der „transition“ zeigte, hat das Team Trump 
das bisherige Protokoll aus dem Fenster geworfen. Der neugewähl-
te Präsident verzichtet auf tägliche Geheimdienst-Briefings. Er hat 
keine Erklärungen zu Telefonaten mit ausländischen Staats- und 
Regierungschefs veröffentlicht und sich auf diese auch nicht vom 
Außenministerium vorbereiten lassen. Er veröffentlicht regelmäßig Falsch
aussagen und „fake news“ auf Twitter. Er hat Familienmitglieder in Treffen 
mit ausländischen Staatsmännern einbezogen.

Was all das für Trumps zukünftigen Umgang mit Europa heißt, ist unklar. 
Das Mindeste ist aber, dass sich die Europäer darauf einstellen müssen, das 
Unerwartete zu erwarten. Vielleicht lässt Trump den nächsten NATO-Gipfel 
sausen. Vielleicht wird er generell wenig reisen. (Es kursieren Gerüchte, dass 
er Auslandsreisen hasst.) Vielleicht überlässt er hochrangige außenpolitische 
Termine seinem Vizepräsidenten oder Mitgliedern seines Kabinetts. Und viel-
leicht verändert sich das Wesen des außenpolitischen US-Engagements – selbst 
in Bezug auf unsere engsten Verbündeten – in einer Art und Weise, die man 
sich noch gar nicht vorstellen kann.

Wie sollten sich Transatlantiker beiderseits des Ozeans auf diese neue Ära 
vorbereiten? Der Ausgangspunkt sollte eine Rückbesinnung aufs Grundsätzli-
che sein. Diejenigen, die die transatlantischen Beziehungen wertschätzen und 
weiter gedeihen sehen wollen, müssen Trump persönlich, seinem Kabinett und 
einer wachsenden Zahl europäischer Politiker, die das Vertrauen in das Ver-
hältnis verlieren, vermitteln, warum es weiterhin von Bedeutung ist. Ja, die 
Beziehung ist nicht perfekt; regelmäßig kommt es auf beiden Seiten zu Frust-
rationen. Manchmal sind wir nicht einer Meinung und enttäuschen einander. 
Aber wenn eine Krise ausbricht, sei es die Ebola-Epidemie oder der Aufstieg 
des so genannten Islamischen Staates, dann sind es Amerikaner und Europä-
er, die sich zuallererst miteinander ins Benehmen setzen. Warum? Weil es kei-
nen besseren Partner gibt, um echte Kapazitäten, politischen Willen, Innova-
tionen und wirtschaftliche Stärke abzurufen.

Transatlantiker müssen in den kommenden Jahren neue Verbündete finden. 
Das bedeutet, mit Kongressmitgliedern Verbindungen aufzubauen. Sollte bei-
spielsweise die Trump-Administration damit beginnen, die NATO zu schwä-
chen, müssen Transatlantiker in den USA wie in Europa mit Republikanern 
und Demokraten im Kongress zusammenarbeiten, um sich dagegen zu stem-
men. Der Aufbau neuer Verbindungen sollte allerdings nicht auf den Kongress 
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beschränkt bleiben, sondern auch die Wirtschaft, Nichtregierungsorganisati-
onen und die Medien einbeziehen. Und auf beiden Seiten müssen wir unsere 
Öffentlichkeiten viel besser bei den großen außen- und sicherheitspolitischen 
Fragen ansprechen als bisher.

Hinzu kommt: Sollte sich Trumps Regierungsstil fest in dem gründen, was 
er in seinem gleichnamigen Buch „die Kunst des Deals“ genannt hat, sollten 

die Europäer beginnen, darüber nachzudenken, in welchen Rah-
men sich ihr „Geschäft“ bewegt. Mit anderen Worten: Wo ver-
laufen für die Europäer die kollektiven und individuellen roten 
Linien? Manche in Europa werden Trumps Ideen für besorgnis
erregend, aber hinnehmbar halten. Aber welche sind nicht hin-
nehmbar? Ein Melderegister für Muslime? Das Ende der Klima-

schutzvereinbarungen von Paris? Die Rückkehr von Foltermethoden wie „wa-
ter boarding“? Und wichtiger noch: Was könnte Europa auf den Tisch legen 
– an Konzessionen oder Drohungen –, um zu verhindern, dass diese Linien 
überschritten werden?

Was substanzielle Politik angeht, so wird die Trump-Regierung vermutlich 
mit den Europäern bald über das Thema Russland sprechen wollen. Die Eu-
ropäer täten gut daran, sich zu überlegen, in welchen Bereichen sie zu Kom-
promissen bereit wären. Sollte Trump beispielsweise eine Aufhebung der ge-
gen den Kreml gerichteten Sanktionen vorschlagen, dürfte Europa am Formu-
lierungsprozess dessen, was der Westen im Gegenzug erwartet, beteiligt sein 
wollen. Auch hat Trump bereits angedeutet, dass er sich um stärkere russische 
Hilfe in Syrien bemühen will. 

Europa sollte seine eigene Wunschliste erstellen, eine, die Einschnitte bei 
den russischen Atomwaffen, ein Ende kurzfristig anberaumter Manöver ent-
lang der Grenze zu NATO-Staaten, keine Einmischung in europäische Wahl-
kämpfe und eine geringere russische Präsenz im Nordatlantik und in der Ost-
see enthält. Europa sollte zudem unzweideutig erklären – gegenüber Russland 
und den Vereinigten Staaten –, dass es in einer bestimmten Frage zu keiner-
lei Kompromissen bereit ist: bei der Unterstützung der Ukraine. Würde man 
Präsident Putin den Eindruck vermitteln, der Westen wende sich von seinen 
Freunden in der Ukraine ab, wäre ein gefährlicher Präzedenzfall geschaffen, 
den wir mit Sicherheit bereuen würden. In den nächsten Wochen und Mona-
ten stehen Transatlantiker auf beiden Seiten vor einer beängstigenden Aufga-
be. Der Populismus durchwirbelt die politischen Landschaften Europas und 
Amerikas, und weniger Menschen sind von den transatlantischen Beziehun-
gen und deren unentbehrlicher Rolle 
zur Aufrechterhaltung einer freiheit-
lichen Ordnung überzeugt. Dieses 
Verhältnis zu bewahren und zu stär-
ken, obliegt nun einer kleiner gewor-
denen Gruppe, deren Mission darin 
bestehen muss, lautstärker, kreativer 
und aufmerksamer den Kräften ent-
gegenzutreten, die sie herausfordern.

Es gilt zu überlegen: 

Wo genau verlaufen  

Europas rote Linien?

Julianne Smith
ist Senior Fellow und 
Direktorin des Pro-
gramms „Strategy and 
Statecraft“ des Center 
for a New American 
Security (CNAS) in 
Washington, DC. 
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Donald Trumps Ankündigungen und seine ersten Personalentscheidungen 
im außenpolitischen Bereich lassen nichts Gutes erahnen für die Zukunft des 
Atomabkommens mit dem Iran. Es dürfte also den Mitunterzeichnern – Chi-
na, Russland, Großbritannien, Frankreich und Deutschland – zufallen, Maß-
nahmen zum Schutz des Abkommens zu ergreifen.

Bislang war es ein Erfolg. Mehr als ein Jahr nach Inkrafttreten hat der 
„Aktionsplan“ (Joint Comprehensive Plan of Action / JCPOA) effektiv und 
nachweislich alle potenziellen Wege zu einer iranischen Atombombe blockiert. 
Zugleich leitete der JCPOA die Rückkehr des Iran auf die Weltbühne ein, wenn-
gleich der erhoffte Wirtschaftsaufschwung nach Aufhebung der Sanktionen 
schleppender verläuft als vielfach erwartet.

Alle Mitglieder der E3+3 sind mit der Umsetzung des Abkommens bis-
lang hochzufrieden und zeigen kein Interesse daran, den Iran erneut als Be-
drohung für die internationale Sicherheit zu brandmarken. Sie haben zahlrei-
che Instrumente an der Hand, um die neue US-Administration in ihrem Sinne 
zu beeinflussen. Dennoch sollten sie auch Pläne für den Fall entwerfen, falls 
das Schlimmste eintritt und sich die USA aus dem Abkommen zurückziehen.

Unzweideutige Verdammung

Der neugewählte US-Präsident hat den JCPOA wiederholt als grundsätzlich 
mangelhaft verdammt. Die Fundamentalkritik scheint sich dabei weniger auf 
die Umsetzung zu beziehen als auf den engen Rahmen der Vereinbarung: Es 
handele sich um ein Abkommen zur Rüstungskontrolle, das es einem Erzriva-
len erlaube, ohne größere Änderungen seines generellen Kurses in den Kreis 
der Nationen zurückzukehren. 

Als Präsident hat Trump eine Vielzahl an Möglichkeiten, den Atomde-
al zu torpedieren. Im Extremfall kann er ihm seine Unterstützung gänzlich 

Ali Vaez | Ambiguität gehörte zu den Kernelementen der Wahlkampfstrate-
gie Trumps. In einem außenpolitischen Punkt jedoch hat sich der zukünf-
tige Präsident festgelegt: Der Atomdeal von 2015 sei mangelhaft, er müsse 
kassiert und gegebenenfalls neu verhandelt werden. Die anderen Vertrags-
mächte sollten alles tun, die USA von einem solchen Schritt abzubringen.

Wie die EU, Russland und China das Abkommen schützen können

Die Kunst des iranischen Atomdeals



� IP • Januar / Februar 201724

Amerikanische Revolution

Die USA fänden sich 

in einer schwächeren 

Position wieder

entziehen oder wichtige Teile infrage stellen. Dazu gehört die Aufhebung von 
Sanktionen, die mit der Atomfrage verknüpft sind. Das Abkommen erlaubt es 
einer Partei, unilateral zum UN-Sanktionsregime zurückzukehren, ungeach-
tet der Schlichtungsmechanismen, die der JCPOA vorsieht.

Doch der nächste Herr im Weißen Haus könnte das Abkommen auch mit 
weniger drastischen Schritten sabotieren. Es bedürfte nicht einmal eines di-

rekten Einwirkens, denn schon eine laxe Umsetzung der Bestim-
mungen würde das Ende des Atomdeals bedeuten. Zur Aufrecht-
erhaltung des JCPOA muss Washington kontinuierlich in gutem 
Glauben handeln: Der Präsident muss immer wieder pünktlich Li-
zenzen erteilen, um rechtmäßige Geschäfte mit dem Iran zu ermög-
lichen, Richtlinien erlassen, die Unklarheiten im Zusammenhang 

mit der Einstellung der Sanktionen ausräumen, und das Abkommen vor äu-
ßerem Druck schützen, insbesondere vor Versuchen des Kongresses, die Um-
setzung zu behindern, beispielsweise indem er den Verkauf ziviler Flugzeuge 
an den Iran stoppt.

Noch ist es zu früh abzuschätzen, welche Folgen ein Unterminieren des 
Atomabkommens im Ganzen haben könnte. Einige Konsequenzen zeichnen 
sich aber jetzt schon ab.

Sollten die USA, erstens, den Deal zu Fall bringen, während sich der Iran 
weiterhin daran hielte, dann würde auch die internationale Koalition erodie-
ren, wenn nicht sogar ganz zerfallen, die für die Durchsetzung des Sanktions-
regimes entscheidend war. Wollte Washington, wie Trump andeutete, versu-
chen, das Abkommen neu zu verhandeln und/oder den Iran zwingen, seinen 
Kurs im Innern und in der Region zu ändern, dann befände es sich nicht etwa 
in einer stärkeren, sondern in einer ungleich schwächeren Position.

Zweitens würde der Iran mit größter Wahrscheinlichkeit mit der Wieder-
belebung seines Atomprogramms antworten. Das iranische Parlament hat die 
Regierung beauftragt, die Urananreicherung sofort wieder hoch- und die Ko-
operation mit den Vereinten Nationen runterzufahren, sollte Washington sei-
nen Teil der Vereinbarung nicht einhalten.

Drittens könnten verschärfte Spannungen den Iran dazu bringen, sich wie-
der sehr viel stärker auf die Bereiche zu konzentrieren, die das Land als es-
senziell für die eigene Sicherheit erachtet: sein Raketenrüstungsprogramm als 
konventionelle Abschreckungsmaßnahme und seine „Vorwärtsverteidigungs-
politik“, d.h. die Stärkung regionaler Partner und Unterstützer außerhalb der 
eigenen Grenzen im Mittleren Osten, in Bagdad, Damaskus, Beirut und dar-
über hinaus.

Indem sie das Atomabkommen destabilisiert, könnte die neue US-Adminis-
tration also genau das hervorrufen, was sie vermeintlich zu verhindern sucht: 
ein noch selbstbewussteres iranisches Auftreten und größere Instabilität in der 
Region. Zudem sänke die Wahrscheinlichkeit, eine Lösung für die Konflikte in 
Syrien, dem Irak und im Jemen zu finden – Konflikte, bei denen der Iran Teil 
des Problems ist und darum unvermeidlich auch Teil der Lösung sein muss.

Während die neue US-Regierung noch an ihrer letztendlichen Strategie 
arbeitet, haben die anderen Mitglieder der E3+3 die Chance, diese von einer 
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Verbliebene Unklar-

heiten sollten schnell 

ausgeräumt werden

Abkehr vom Atomdeal abzubringen. Zugleich sollte die Europäische Union 
mehr tun, als ihre volle Unterstützung für das Abkommen auszudrücken und 
zusätzlich ihre so genannte „Blocking Regulation“ aktivieren, die das Befol-
gen von US-Sanktionen verbietet, die nicht die Zustimmung der Gemeinsamen 
Kommission („Joint Commission“) des JCPOA haben. (Die Kommission besteht 
aus den sieben Verhandlungspartnern und wird von der EU koordiniert.) Das 
Abrufen dieser Präventivmaßnahme würde ein starkes Signal in Richtung 
Washington senden.

China, Russland, Frankreich, Großbritannien und Deutschland sollten öf-
fentlich erklären, dass sie neue, unilaterale US-Sanktionen, die aus ihrer Sicht 
nicht durch das Verhalten des Iran gerechtfertigt sind, oder Maßnahmen, die 
der vollen Entfaltung der Sanktionsaufhebungen entgegenstehen, vor die Welt-
handelsorganisation (WTO) und andere internationale Institutionen und Ge-
richte bringen würden. Ende der neunziger Jahre hatte sich die EU erfolgreich 
gegen US-Sanktionen in ähnlicher Form gewehrt. Gleichzeitig sollten diese 
Staaten weiterhin die Aufnahme des Iran in die WTO unterstützen.

Solche Vorstöße sollten daran gebunden sein, dass der Iran alle seine im 
JCPOA vereinbarten Verpflichtungen weiterhin einhält und von 
Provokationen absieht. Die Wiederaufnahme atomarer Aktivitä-
ten und die Beschneidung des Zugangs der Internationalen Atome-
nergiebehörde als Vergeltungsmaßnahme für Washingtons Nicht-
einhaltung des Deals würde es für andere enorm erschweren, die 
USA von einer Einhaltung des Abkommens zu überzeugen. Um-
gekehrt könnte eine deutliche Erklärung der Mächte, die hinter dem Abkom-
men stehen, jenen iranischen Kräften den Rücken stärken, die auf die Fort-
führung des Abkommens drängen.

Die E3+3 und der Iran sollten zudem schnell ein Treffen der Gemeinsa-
men Kommission anberaumen, um verbliebene Unklarheiten auszuräumen, 
insbesondere in Bereichen, in denen das Abkommen nicht präzise genug ist 
(zum Beispiel bei der Definition, auf welche Formen schwach angereicher-
ten Urans die 300-Kilogramm-Grenze angewandt werden soll und auf welche 
nicht). Zugleich stünde es dem neuen UN-Generalsekretär António Guterres 
gut an, den USA und dem Rest der Welt die zentrale Rolle in Erinnerung zu 
rufen, die das Abkommen im Bereich nuklearer Nichtverbreitung spielt.

Die Prämisse, die den Iran und die E3+3 nach 13 Jahren der Pattsitua-
tion an den Verhandlungstisch führte, gilt noch immer: Die Alternativen – 
Sanktionen versus Zentrifugen, was 
entweder zu einer iranischen Bombe 
oder aber zur Bombardierung des Iran 
führt – wären deutlich schlimmer. Ob 
die neue US-Regierung am Ende auch 
zu diesem Schluss kommt oder nicht: 
Die Länder, die das Abkommen ausge-
handelt haben, sollten ihr Möglichstes 
tun, um den Atomdeal zu schützen.

Dr. Ali Vaez
ist leitender Iran-Analyst  
der International Crisis 
Group (ICG) mit Sitz in 
Istanbul.
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Der Kontaktmann 
Im Wahlkampf übte sich der Vorsitzende der 
Republikaner oft erfolgreich in Schadensbe-
grenzung und setzte den Parteiapparat für 
Trump ein. Als Stabschef des Weißen Hau-
ses dürfte Reince Priebus eine ähnliche Rol-
le zufallen – zu versuchen, den auf eigener 
Umlaufbahn kreisenden Präsidenten zu er-
den und die Verbindung zu den führenden 
Republikanern im Senat und Repräsentan-
tenhaus zu halten – kein leichter Balanceakt.

Der Ideologe 
Als Rassist will er nicht gelten, dabei ist die 
von ihm mitgegründete und bis zum Wechsel 
an die Spitze des Trump-Wahlkampfteams 
geleitete Website Breitbart News Networks 
publizistische Heimstätte der antiliberalen, 
neonazistischen „alternativen Rechten“ 
(„alt-right“), die 2017 auch nach Frankreich 
und Deutschland exportiert werden soll: 
Stephen Bannon, Absolvent der Harvard 
Business School, Marineinfanterist, Invest-
ment-Banker bei Goldman Sachs und Hol-
lywood-Produzent, stilisiert sich gern als 

Kämpfer gegen das politische Establish-
ment und zieht als Chefstratege ins Weiße 
Haus ein. Der bekennende „Wirtschaftsna-
tionalist“ dürfte nicht nur die populistische 
Trump-„Bewegung“ weiter dirigieren, son-
dern auch bei der Außen- und Wirtschafts-
politik ein Wörtchen mitreden wollen.

Der Verschwörungstheoretiker 
Angst vor Muslimen sei „vernünftig“, der Is-
lamismus ein „Krebsgeschwür“ und dessen 
Krieg gegen die Vereinigten Staaten – über 
den man unter Präsident Barack Obama 
nicht habe sprechen dürfen – der alles ent-
scheidende Konflikt: Trumps Nationaler Si-
cherheitsberater, Ex-General Michael Flynn, 
fiel zuletzt nicht nur durch steile Thesen, 
sondern auch als Ehrengast des russischen 
Propagandasenders RT und Tischnachbar 
Wladimir Putins auf. Bis 2014 Chef der De-
fense Intelligence Agency galt er dort als pa-
ranoid, unwirsch im Umgang mit Unterge-
benen und unduldsam gegenüber Wider-
spruch, sodass seine Mitarbeiter am Ende 
von „Flynn Facts“ sprachen. Wie Colin 

Das Team Trump nimmt Konturen an
Mit harter Hand und wenig Kompromissbereitschaft gegen den Rest der Welt

Michael Flynn Rex TillersonReince Priebus Stephen Bannon 
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Powell in einer geleakten E-Mail schrieb: 
„Right-wing nutty ever since.“ 

Der Putinversteher 
Laut John Hamre vom Center for Strategic 
& International Studies hat kaum ein Ame-
rikaner mehr Zeit mit Putin verbracht: Der 
ExxonMobil-Chef und designierte Außenmi-
nister Rex Tillerson kennt Russlands Präsi-
denten seit den neunziger Jahren; 2013 er-
hielt er den Freundschaftsorden des Kreml. 
Nach der Krim-Annexion sprach sich der 
Texaner dann gegen Sanktionen aus. 

Die Axt im Walde 
Hillary Clinton hinter Gitter, Whistleblower 
Edward Snowden auf den elektrischen Stuhl: 
Der designierte CIA-Chef Mike Pompeo, bis-
lang Kongressabgeordneter aus Kansas, ist 
nicht gerade zimperlich und hat auch mit 
„verschärften Verhörtechniken“ (sprich: Fol-
ter) kein Problem. Und er freue sich schon, 
so der West Point-Absolvent auf Twitter, den 
iranischen Atomdeal abzuwickeln.

Der verrückte Hund 
Mit dem Iran hat auch der als Verteidigungs-
minister erkorene, bis 2013 aktive General 
James „Mad Dog“ Mattis noch eine Rech-
nung offen: Von Obama wurde er von sei-
nem Posten als Befehlshaber des für Zen-
tralasien und den Mittleren Osten zustän-
digen „Central Command“ entlassen, weil 

er gegenüber Teheran zu stark auf Konfron-
tation setzte. Immerhin: Mattis habe ihn 
überzeugt, dass Foltermethoden bei Verhö-
ren kontraproduktiv seien, sagte Trump der 
New York Times. 

Der Wolf von der Wall Street 
Im Wahlkampf machte Trump ordentlich ge-
gen die Wall Street Stimmung, sein Finanz-
minister soll nun aber einer der ihren wer-
den: Steven Mnuchin arbeitete 17 Jahre lang 
für Goldman Sachs, bevor er sich mit eige-
nen Hedgefonds selbstständig machte und in 
die Filmbranche investierte. Seine Aufgabe 
im Kabinett wird die Quadratur des Kreises 
sein: Steuersenkungen im großen Stil mit er-
höhten Ausgaben für Infrastruktur, das Mi-
litär usw. in Einklang zu bringen.

Der Klimawandelleugner 
Geht es um Obamas politisches Vermächtnis, 
macht Trump mit Vorliebe den Bock zum 
Gärtner, so auch bei der Besetzung des Chef-
postens der Umweltschutzbehörde: Mit Scott 
Pruitt, bislang Chefankläger des US-Bundes-
staats Oklahoma, soll ein erklärter Gegner 
des Pariser Klimaabkommens die EPA lei-
ten. Zuvor war er gegen die Drosselung des 
CO2-Ausstoßes in den USA selbst zu Felde 
und gegen die EPA, der er „Aktionismus“ 
vorwarf, vor Gericht gezogen. Die Debatte, 
ob Klimawandel menschengemacht sei, sei 
„noch lange nicht vorbei“, schrieb der Jurist. 

Mike Pompeo Steven MnuchinJames Mattis Scott Pruitt
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Am Morgen des 20. Januar 2017 wird Donald Trump, gewählter Präsident der 
Vereinigten Staaten, Barack Obama im Weißen Haus treffen. Der scheidende 
und der zukünftige Präsident werden dann in einer Limousine – Obama auf 
der rechten, sein Nachfolger auf der linken Seite des Rücksitzes – zum Kapitol 
chauffiert, auf dessen Vorplatz um Punkt zwölf Uhr mittags die Amtseinfüh-
rung Donald V. Trumps stattfindet. 

An diesem 20. Januar wird der neue Präsident 70 Jahre und sieben Mona-
te alt sein und damit ein halbes Jahr älter als Ronald Reagan, bis dato der bei 
Amtsantritt älteste Präsident der USA. Trumps bizarrer Wahlkampf, der sich 
durch geradezu obsessiv ausgetragene Kämpfe mit politischen Gegnern, kru-
de Beleidigungen und ein erschütternd ungeniertes Verhältnis zu Lügen aus-
zeichnete, hat so viel Aufmerksamkeit auf sich gezogen, dass völlig aus dem 
Blick geriet, wie Trump und dessen Team ihren Marsch ins Weiße Haus orga-
nisiert haben. Dabei zogen erste Mitglieder aus Trumps Übergangsteam schon 
am 1. August in einen dreizehnstöckigen Bürokomplex mit der Adresse 1717 
Pennsylvania Avenue, wenige Blocks vom Weißen Haus entfernt. Von diesem 
Tag an bereitete das Trump-Team auch das vor, was ein Trump nahestehen-
der Republikaner das „Projekt des ersten Tages“ nannte: „Er wird einige Stun-
den lang Papiere unterzeichnen – und damit das Vermächtnis der Obama-Prä-
sidentschaft auslöschen.“

Laut Stephen Moore, Berater der Trump-Kampagne und Senior Fellow 
der Heritage Foundation, wolle man „etwa 25 Exekutiverlasse erarbeiten, die 
Trump am ersten Amtstag unterzeichnen könnte“. Vorbild für ein solches Vor-
gehen ist Ronald Reagan, der eines seiner zentralen Wahlkampfversprechen, 
die Deregulierung des Energiemarkts, bereits in der ersten Amtswoche in die 
Tat umsetzte. Trumps Mitarbeiter suchen gezielt nach „executive orders“, die 
von Präsident Obama erlassen wurden und wiederum per Exekutiverlass des 

Evan Osnos | Vielleicht war Donald Trump selbst von seinem Wahlsieg 
überrascht. Nicht aber sein Team. Das hat sich schon lange vor dem 8. No-
vember auf ein Programm für die ersten Tage im Weißen Haus verständigt. 
Dutzende von Gesprächen mit der Trump-Truppe legen nahe: Präsident 
Trump wird sich nicht wesentlich vom Kandidaten Trump unterscheiden.

Das Programm des neuen Präsidenten steht schon lange fest

Trumps erste Amtszeit
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Für Donald Trump  

gilt nur eine Maxime: 

Alles ist verhandelbar

nachfolgenden Präsidenten rückgängig gemacht werden können. „Die Demo-
kraten haben das nie wirklich begriffen“, meint Moore. „Wenn man mithilfe 
von Exekutiverlassen regiert, dann können diese Erlasse vom nächsten Prä-
sidenten widerrufen werden.“ Bereits an seinem ersten Arbeitstag als Präsi-
dent wird sich Donald Trump seinem zentralsten Wahlversprechen widmen 
und eine radikal neue Einwanderungspolitik in Gang setzen. „Jeder, der auf 
illegalem Wege in die USA gekommen ist, wird abgeschoben“, sagte Trump im 
August während einer Rede in Phoenix, Arizona.

Über Monate hinweg führte ich Gespräche mit Experten, Wahlkampfbera-
tern, Trump-Vertrauten, ehemaligen Mitarbeitern von fünf republikanischen 
Regierungen, Ökonomen, Militärstrategen, Historikern, Juristen und politi-
schen Persönlichkeiten aus Europa, Asien und Südamerika, um ein Bild einer 
ersten Amtszeit Donald Trumps zu gewinnen. Er hat äußerst unterschiedli-
che, zum Teil widersprüchliche Ideen geäußert und sie oft auch schnell wieder 
verworfen: Lehrer sollten bewaffnet, H-1B-Visa zur Beschäftigung qualifizier-
ter ausländischer Arbeitnehmer abgeschafft und Muslime von der Einreise in 
die USA abgehalten werden. „Alles ist verhandelbar“, so Trump. Manche, wie 
Randall Schweller, Politikwissenschaftler der Ohio State University, glauben, 
dass der neue Präsident nicht nur vom politischen Alltag und von verfassungs-
rechtlichen Barrieren „eingehegt“ würde, sondern dass er sogar der „richtige 
Mann“ sei. Jemand, der nicht perfekt, aber anders sei und deshalb gut für ein 
„zu eingerostetes Washington“.

Viele Republikaner gehen davon aus, dass Trump einen Teil seiner Kern-
versprechen nicht einlösen wird. Laut einer Quinnipiac-Umfrage, die im Juni 
2016 durchgeführt wurde, also zwölf Monate, nachdem Trump erstmals ver-
sicherte, eine „große, wunderschöne, starke Mauer“ an der Grenze 
zu Mexiko zu errichten, glauben nur 42 Prozent der befragten Re-
publikaner an eine Umsetzung dieser Pläne. Doch Wahlkampagnen 
sind oftmals überraschend akkurate Programmvorschauen für die 
folgenden Präsidentschaften. 1984 untersuchte der Politologe Mi-
chael Krukones die Liste der Wahlversprechen von Präsidenten von 
Woodrow Wilson bis Jimmy Carter. Insgesamt 73 Prozent der im Wahlkampf 
gemachten Versprechen, so fand er heraus, wurden auch umgesetzt. Die Be-
treiber der überparteilichen Website PolitiFact widmeten sich vor Kurzem den 
mehr als 500 Wahlversprechen Barack Obamas und kamen – zum Erstaunen 
aller Obama-Skeptiker – zu dem Ergebnis, er habe mindestens in 70 Prozent 
der Fälle Wort gehalten. 

Während seiner gesamten Wahlkampagne ist Trump nie von drei Kernaus-
sagen abgewichen: Die USA engagieren sich zu stark als Weltpolizei, leiden un-
ter bestehenden Handelsabkommen und werden von unbegrenzter Einwande-
rung bedroht. Er mag während des Wahlkampfs wiederholt ausgewichen sein 
und Ideen verworfen haben. Aber am Ende entfernt er sich nicht allzu weit von 
seinen grundlegenden Positionen. Roger Stone, langjähriger Berater Trumps, 
ist der Überzeugung, dass es ein Fehler sei zu glauben, Trump werde seine ra-
dikalsten Ideen nicht umsetzen. „Vielleicht erlauben es ihm die Gerichte letzt-
lich nicht, ein vorübergehendes Einreiseverbot für Muslime durchzusetzen“, 
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sagte Stone. „Schön – dann kann er trotzdem Ägyptern, Syrern, Libyern und 
Saudis die Einreise verbieten. Er ist ein Pragmatiker im Stile Ronald Reagans.“

Als Präsident hat Trump Tausende Personalentscheidungen zu treffen, 
ist dabei aber mit einer historisch beispiellosen Situation konfrontiert: Über 
100 erfahrene, prominente Republikaner haben öffentlich erklärt, ihn nicht 
zu unterstützen. Das zwang auch jüngere Politiker, eine Entscheidung zu tref-

fen: Sollten sie Angebote des Trump-Lagers ablehnen oder sich an 
seiner Regierung beteiligen, um vielleicht mäßigend wirken zu kön-
nen? Bereits im September interviewten Trump-Mitarbeiter rund 
400 Kandidaten, von denen einige auch für das Übergangsteam re-
krutiert werden sollten. Ganz schnell kristallisierte sich eine we-
sentliche Frage heraus, die sich fast alle Kandidaten stellten: Ist 

Trump ein zähmbarer kleiner Tyrann, eine Art Silvio Berlusconi, oder ein 
Politiker vom Schlage Benito Mussolinis? Und wenn letzteres zuträfe, wäre er 
ein Mussolini des Jahres 1933 oder des Jahres 1941?

Zu den Unterzeichnern des Briefes von 50 Republikanern, die Trump un-
ter anderem als den „unbesonnensten Präsidenten in der Geschichte Ameri-
kas“ bezeichneten, gehört auch Michael Chertoff, Justizminister unter Geor-
ge H.W. Bush und Minister für Innere Sicherheit unter George W. Bush. Viele 
jüngere Republikaner, so Chertoff, seien mit der Frage auf ihn zugekommen, 
ob ein Wechsel ins Trump-Camp nach der Wahl in der Öffentlichkeit eher als 
patriotischer Akt denn als politisches Statement betrachtet werden würde. Sei-
ne Antwort, erzählte er, sei immer die gleiche gewesen: „Wer es in Betracht 
zieht, für Trump zu arbeiten, muss sich immer wieder gründlich prüfen, ob er 
sich nicht in die eigene Tasche lügt.“ 

Es ist keine politische Ideologie, die Trump zu einer Kandidatur für das Amt 
des Präsidenten motiviert hat. Insgesamt fünf Mal wechselte er zwischen 1999 
und 2012 zwischen den Parteien. Teile der Arbeit der Organisation „Planned Pa-
renthood“, die sich in den Bereichen Sexualmedizin und Geburtenplanung enga-
giert, unterstützte Trump im Wahlkampf, gleichzeitig ist er gegen Abtreibung; 
er versprach, für LGBT-Rechte zu kämpfen, lehnt aber die gleichgeschlechtli-
che Ehe ab. Trumps unerschütterliches Credo ist „The Art of the Deal“, ein 
Grundverständnis, das auf dem Gedanken beruht, es käme nur auf das „rich-
tige“ Geschäft an. Das ist eine Perversion des klassischen politischen Realis-
mus. In einem solchen Verständnis von „Interessen“ haben Werte oder Über-
zeugungen keinen Platz. 

Bei der Umsetzung seiner Ideen verlässt sich Trump vor allem auf die Hilfe 
republikanischer Politveteranen. Newt Gingrich, Sprecher des Repräsentan-
tenhauses in den neunziger Jahren und verantwortlich für viele der politischen 
Taktiken, die zur enormen Polarisierung der US-Politik beigetragen haben, ist 
einer von Trumps engsten Vertrauten. Gingrich sagte mir, dass er Trump ein 
von vielen als nebensächlich empfundenes, aber umstrittenes Projekt schmack-
haft machen wolle, nämlich die Abschaffung der Verbeamtung auf Lebenszeit 
in den staatlichen Institutionen. Das Thema ist vielen Republikanern wich-
tig; ihm Priorität zu verschaffen, könnte dazu beitragen, eine schwer zerfled-
derte Grand Old Party wieder zusammenzuschweißen.
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„Die Erlaubnis zu erwirken, korrupte, inkompetente oder betrügerische 
Mitarbeiter vor die Tür zu setzen – das wäre die entscheidende Kraftprobe“, 
erklärte mir Gingrich. Er nehme an, dass dies zu einem „offenen Krieg“ mit 
der Gewerkschaft des öffentlichen Dienstes führen könnte. Einen Präzedenz-
fall gibt es bereits. 2011 wollte der Gouverneur von Wisconsin, Scott Walker, 
die Tarifverhandlungsrechte von Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes be-
schränken. Fünf Monate lang gab es Proteste. Aber nachdem auch der Versuch 
gescheitert war, den Gouverneur und Mitglieder des Senats von Wisconsin aus 
dem Amt zu jagen, setzte sich Walker durch. Gingrich geht davon aus, dass die-
se Strategie auch in Washington Erfolg haben könnte. „Man muss die Verbeam-
tung auf Lebenszeit abschaffen“, meint er. „Bekommt man das hin, dann wird 
es die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes zerreißen.“

Die – vermeintliche – Kraft der Checks and Balances

Um einen „Caesar, Caligula, Nero oder Domitian“ zu verhindern, hatten die 
amerikanischen Gründerväter dem Obersten Gerichtshof die Kontrolle über 
die Verfassung in die Hände gelegt und dem Kongress die Macht, Gesetze zu 
erlassen. Schon in den dreißiger Jahren, noch mehr aber im Kalten Krieg mit 
seiner ständigen Bedrohung einer plötzlichen atomaren Attacke, verschob sich 
das Machtgefüge in Richtung eines stark exekutiven Weißen Hauses. „Das Sys-
tem der Checks and Balances ist nicht verschwunden, aber enorm geschwächt“, 
meint Eric Posner, Professor für Verfassungsrecht an der University of Chica-
go. Ein Präsident, der schnell handelt, kann diese Kontrollmechanismen aus-
hebeln. George W. Bush habe dies mit seinem „Krieg gegen den Terror“ getan. 
„Vieles wurde wieder korrigiert – aber das dauerte sehr lange“, so Posner. Ei-
nige der Versprechungen Trumps können in der Tat nicht ohne Zustimmung 
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des Kongresses und der Gerichte umgesetzt werden. Dazu gehören die Aufhe-
bung von Obama-Care, die angekündigten Steuersenkungen oder Änderungen 
von „Gesetzen gegen Journalisten“, die angeblich nur deren alleinigem Schutz 
dienten. Dann könne man Journalisten „strafrechtlich verfolgen und sie auf 
hohe Schadensersatzzahlungen verklagen“. (Es gibt derlei Gesetze nicht. Dafür 
aber Präzedenzfälle von langen Prozessen und extrem hohen Schadensersatz-
klagen gegen Medien, die sich wirtschaftlich katastrophal auswirken.) Selbst 
mit einer Mehrheit im Kongress könnten die Republikaner nicht die notwen-
digen 60 Stimmen zusammenbringen, um einen „Filibuster“ der Demokraten 
zu überwinden. (Das Trump-Lager denkt allerdings darüber nach, den „Fi-
libuster“ – das Abwenden einer Mehrheitsentscheidung durch „Dauerreden“ 
bei gleichzeitigen Kompromissverhandlungen – abzuschaffen.) 

Trump könnte viele seiner Ziele aber auch ohne Kongress umsetzen. Als 
Präsident hat er die alleinige Autorität, das Nuklearabkommen mit dem Iran 
neu zu verhandeln, ein Einreiseverbot für Muslime zu verhängen und das Jus-
tizministerium anzuweisen, gewisse Rechtsverstöße mit höherer Priorität zu 
verfolgen als andere. Während des Wahlkampfs beschuldigte Trump den On-
linehändler Amazon, sich „steuerlich alles zu erlauben“, und schwor im Falle 
eines Sieges: „Oh, die werden echte Probleme bekommen.“

All diese Schritte könnten natürlich vor Gericht angefochten werden. Die 
American Civil Liberties Union (ACLU) hat Trumps Wahlversprechen auf ihre 
Verfassungskonformität hin untersucht und festgestellt, so deren Geschäfts-
führer Anthony Romero, dass sie „den ersten, vierten, fünften und achten Ver-

fassungszusatz der Vereinigten Staaten verletzen“. Romero kündig-
te an, dass die ACLU die „Umsetzung seiner Vorschläge erschwe-
ren und anfechten werde“, was allerdings bereits den Startvorteil 
des Präsidenten in spe belegt: Der Eröffnungszug gehört ihm. „Die 
anderen Staatsgewalten werden dann vor vollendete Tatsachen ge-
stellt“, heißt es in einer Analyse der Politikwissenschaftler Terry 

M. Moe und William G. Howell von 1999. Nach den Anschlägen vom 11. Sep-
tember unterzeichnete George W. Bush einen Exekutiverlass, der es ermöglich-
te, amerikanische Bürger auch ohne richterliche Verfügung abhören zu dür-
fen. Zahlreiche Abgeordnete versuchten dieses Gesetz zu verhindern, es gab 
mehrere Klagen – und doch wurde es erst 2015 auf Beschluss des Kongresses 
wieder rückgängig gemacht. 

In einigen wenigen Fällen stößt der sehr weit gefasste Handlungsspielraum 
eines US-Präsidenten aber schlicht auf Grenzen, die Regierungsmitarbeiter set-
zen. Zur Bekämpfung des Terrorismus forderte Trump, dass man auch „die Fa-
milien von Terroristen ausschalten müsse“, dass man „daran arbeiten muss, 
das Internet auf gewisse Art zu zensieren“, und dass man Methoden anwen-
den müsse, die „schlicht unvorstellbar und viel schlimmer als Waterboarding“ 
seien. Solchen Anweisungen, da ist sich Michael V. Hayden, ehemaliger Direk-
tor der CIA sicher, würden sich erfahrene Beamte widersetzen: „Niemand ist 
dazu verpflichtet, einem gesetzeswidrigen Befehl zu folgen.“

Trump wird der erste amerikanische Oberbefehlshaber sein, der keiner-
lei Erfahrung in einem politischen oder militärischen Amt mitbringt. Gleich-
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wohl behauptete er während des Wahlkampfs, dass er den Sicherheitsexper-
ten des Landes nicht über den Weg trauen würde, er wüsste schließlich „mehr 
über den Islamischen Staat als die Generäle“. Nach seiner Ernennung zum 
Präsidentschaftskandidaten der Republikaner nahm Trump erstmals an ei-
ner geheimdienstlichen Unterrichtung teil, die in einem seiner Büros in New 
York stattfand. Trump wurde vom ehemaligen Generalleutnant und 
designierten Nationalen Sicherheitsberater Michael Flynn beglei-
tet, der Berichten zufolge die Sitzung so oft mit Kommentaren und 
Fragen unterbrach, dass der damalige Leiter des Übergangsteams, 
New Jerseys Gouverneur Chris Christie, ihn zur Ruhe rufen musste 
(Trumps Wahlkampfteam hat diese Darstellung der Ereignisse de-
mentiert). Entgegen allen bisherigen Usancen kommentierte Trump das Brie-
fing öffentlich. Er habe, sagte er in einem Fernsehinterview, aus „der Körper-
sprache“ der Geheimdienstler geschlossen, dass sie mit Obama „unzufrieden“ 
seien. Als erster designierter Präsident weigert er sich, die traditionellen Brie-
fings der Geheimdienste zu lesen. 

Mehrere Sicherheitsexperten zeigten sich in vertraulichen Gesprächen 
ebenso besorgt über die mangelnde Erfahrung des designierten Präsidenten. 
Die ultimative Feuerprobe für jeden Präsidenten liegt in seiner Reaktion auf 
ein plötzlich eintretendes schreckliches Ereignis oder einen Ausnahmezu-
stand wie ein größerer, womöglich durch einen Terroranschlag verursachter 
Stromausfall. „Würde der Präsident kopflos reagieren?“, fragte Jim Woolsey, 
ein Trump-Berater, der zwischen 1993 und 1995 CIA-Chef war. „Einer Sache 
kann man sich sicher sein: Der erste Lagebericht ist immer fehlerhaft. Sollte 
ein Präsident sich aber dennoch völlig auf einen ersten Bericht verlassen und 
zu dem Schluss kommen, dass die USA angegriffen würden, dann wird es sehr 
schwer, sich dem entgegenzustellen.“

In seinem Buch „Trump: How to Get Rich“ (2004) schreibt Trump, dass 
„andere immer staunen, wie schnell ich wichtige Entscheidungen treffe. Doch 
ich habe gelernt, meinem Instinkt zu folgen und Dinge nicht übermäßig zu 
durchdenken … Zu lernen, dass es manchmal schlau ist, oberflächlich zu sein – 
das war eine entscheidende Erfahrung für mich.“ Auch Rachsucht und grund-
sätzlichen Argwohn zählt Trump zu seinen eher positiven Eigenschaften. „Wer 
es anderen nicht heimzahlt, ist ein Idiot!“, schrieb er 2007. „Seid paranoid“, 
empfahl er im Jahr 2000. 

Fasziniert von Atomwaffen

Schon seit vielen Jahren interessiert sich Donald Trump intensiv für Atom-
waffen. 1984, mit Ende dreißig, sagte er in einem Gespräch mit der Washing-
ton Post, dass er gerne die Atomverträge mit der Sowjetunion aushandeln wür-
de und sich dies auch zutraue: „Das Wichtigste zum Thema Raketen könnte 
ich in 90 Minuten lernen. Das Meiste weiß ich ohnehin schon.“ Laut Bruce G. 
Blair, wissenschaftlicher Mitarbeiter des Program on Science and Global Se-
curity in Princeton, traf Trump 1990 während eines Empfangs einen ameri-
kanischen Verhandlungsführer für Nuklearfragen und bot ihm seine Dienste 
als Berater an. Er wisse, wie man einen „vorzüglichen“ Deal mit den Sowjets 
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aushandeln könne. Man müsse nur zu spät zu den Gesprächen auftauchen, dem 
sowjetischen Unterhändler standhalten, ihm die Pistole auf die Brust setzen 
und „Fuck you“ sagen. Ein ehemaliger republikanischer Mitarbeiter im Wei-
ßen Haus, den Trump wegen seiner Expertise kontaktiert hatte, äußerte sich 
zu Trumps Selbsteinschätzung nur mit dem tiefen Stoßseufzer: „Das Problem 
mit Donald ist, dass er nicht weiß, was er nicht weiß.“ 

Kurz nach dem Ablegen des Amtseids wird dem neuen Präsidenten ein 
militärischer Berater zur Seite gestellt, dem die Aufsicht über einen 45 Pfund 
schweren, aus Leder und Aluminium gefertigten Aktenkoffer obliegt. Die-

ser Koffer, im Weißen Haus nur als „the football“ bezeichnet, ent-
hält „ein Handbuch zur atomaren Kriegführung“ und Listen aus-
ländischer Angriffsziele: Städte, Waffenlager, wichtige Infrastruk-
tur. Um einen Angriff anzuordnen, müsste Trump sich zuerst ge-
genüber dem Kommandanten in der Einsatzzentrale des Pentagons 
identifizieren – und zwar mit den Codes, die auf „the biscuit“ ver-

zeichnet sind, einer Identitätskarte, die es nur in einmaliger Ausführung gibt. 
(Jimmy Carter soll den „biscuit“ angeblich versehentlich mit in die Reinigung 
gegeben haben. Bill Clinton habe ihn einst verlegt und monatelang niemandem 
von seinem Missgeschick erzählt.)

In seltenen Fällen waren die Befehle des Präsidenten für dessen enge Mit-
arbeiter zu verstörend, um ihnen Folge zu leisten. Im Oktober 1969 befahl 
Richard Nixon seinem Verteidigungsminister Melvin R. Laird, alle Atomstreit-
kräfte in höchste Alarmbereitschaft zu versetzen. Laut Scott Sagan von der 
Stanford University hoffte Nixon, das könnte die Sowjets zur Annahme ver-
leiten, dass Nixon bereit sei, Nordvietnam anzugreifen. Der entsetzte Laird 
versuchte, sich mithilfe einer Ausrede aus der Verantwortung zu ziehen: Die 
Anordnung falle mit einer Militärübung zusammen und könne deshalb nicht 
ausgeführt werden. 

Sagan zufolge war „Nixon von der so genannten Madman-Theorie über-
zeugt: Potenzielle Aggressoren sollten abgeschreckt werden, indem man den 
Verdacht schürte, Nixon selbst handle irrational“. Laird hielt diese These für 
komplett verrückt. Er war überzeugt, dass die Androhung eines Atomkriegs 
im Kampf um Nordvietnam militärisch nicht sinnvoll, aber vor allem politisch 
brandgefährlich sei. In der Hoffnung, dass Nixon wieder zur Besinnung kom-
men würde, verlegte er sich darauf, die Ausführung der Befehle zu verzögern. 
„Nixon machte das oft: Er gab einen wütenden Kommentar ab, wenn man aber 
nicht darauf reagierte, verlangte er häufig auch keine Aktion“, so Sagan. Im Fall 
Nordvietnam allerdings blieb Nixon standhaft und Laird knickte ein. Die über-
stürzt durchgeführte Operation verlief schlecht: 18 bis zum Anschlag mit nuk-
learen Sprengköpfen beladene B52-Langstreckenbomber flogen Richtung Sow-
jetunion. Bei den Manöverflügen gerieten einige in gefährliche Nähe zu ande-
ren Flugzeugen. „Riskant“ lautete die spätere Bewertung im Missionsbericht. 

Nixons Verteidigungsminister James R. Schlesinger versuchte gar, dem Prä-
sidenten vollständig die atomare Befehlsgewalt zu entziehen. In den letzten 
Wochen des Watergate-Skandals 1974 waren einige Mitarbeiter Nixons über-
zeugt, dass der Präsident nicht mehr „stabil“ sei. Laut James Carroll, Autor 
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einer Geschichte des Pentagons mit dem Titel „House of War“, bat Schlesinger 
daraufhin den Vorsitzenden der Vereinigten Generalstabschefs, „jede Notver-
ordnung, die vom Präsidenten kommt“, vor ihrer Umsetzung an ihn weiterzu-
leiten. Rechtlich mag dieser Befehl inakzeptabel gewesen sein. In Zweifel ge-
zogen wurde er von niemandem. 

Viele erfahrene Republikaner verweigern sich nun einer Trump-Regie-
rung. Das könnte aber zu einem Team „von lauter Ollie Norths“ führen, so ein 
ehemaliges Kabinettsmitglied in einem Gespräch mit mir. (1987 musste sich 
Oliver L. North, militärischer Berater des Nationalen Sicherheitsrats während 
der Präsidentschaft Ronald Reagans, vor dem Kongress für seine 
Beteiligung an der Iran-Contra-Affäre verantworten. Im Zuge der 
Anhörung sagte North: „Wenn der Commander-in-Chief diesem 
Lieutenant Colonel befehlen würde, ich solle mich in einer Ecke 
auf den Kopf stellen, dann würde ich das tun.“) Die Parallelen zu 
Richard Nixon sind alles andere als abwegig, so Timothy Naftali, 
ehemaliger Direktor der Präsidentenbibliothek von Richard Nixon: „Trump 
twittert, was Nixon außerhalb seines engsten Zirkels nicht zu sagen wagte. 
Nixon projizierte seine eigenen Verschwörungstheorien oft auf andere und 
unterstellte der Gegenseite genau das, was er selbst getan hätte. Er war über-
zeugt, dass die Demokraten ihn ausspähen ließen. Also ließ er sie ausspähen. 
Vor sich selbst rechtfertigte er dieses Verhalten mit dem Hinweis, dass er ja 
nur tue, was auch seine Gegner tun.“

Al-Kuds mit „Kurds“ verwechselt

In keinem Politikbereich wurde Trump während des Wahlkampfs mit so vie-
len für ihn neuen Informationen konfrontiert wie in der Außenpolitik. Auf 
die Frage, was er von den Al-Kuds-Brigaden halte, einer iranischen paramili-
tärischen Einheit, antwortete Trump mit einer Einschätzung zum politischen 
Status „der Kurden“. In einer Debatte im Dezember 2015 wurde Trump vom 
Moderator aufgefordert, Stellung zur „nuklearen Triade“ abzugeben. Das ist 
der wichtigste Eckpfeiler der amerikanischen Atomstrategie, die auf der Ver-
fügbarkeit von Langstreckenbombern, auf Land stationierten Sprengköpfen 
und Atom-U-Booten besteht. Trump hatte keine Ahnung, was der Begriff be-
deutet, und antwortete: „Ich denke, für mich ist Nuklear einfach die Macht, 
die Verwüstung ist mir sehr wichtig.“ (sic)

Auf Bitten des Trump-Teams half Richard Burt, hochrangiger Diplomat wäh-
rend der Präsidentschaft Ronald Reagans und Botschafter der USA in Deutsch-
land von 1985 bis 1989, Trumps Redenschreibern, eine erste große außenpoli-
tische Rede zu formulieren. Für Trumps Vorstellung von „realistischeren“ und 
zurückhaltenderen Vereinigten Staaten hegt Burt durchaus Sympathie. „Wir 
waren einmal alleinige Supermacht“, sagte er mir. „Das hat sich geändert, wir 
leben nicht mehr in einer unipolaren Welt. Jetzt ist das vielleicht auch nicht mehr 
wichtig, denn wir haben es versaut, nicht nur die Sache im Irak. Wir haben uns 
in vielerlei Hinsicht zu sehr in die Nationenbildungs-, Regimewechsel- und De-
mokratisierungsambitionen verstrickt. Und haben dann gelernt, dass das alles 
viel schwieriger umzusetzen ist, als wir es uns vorgestellt haben.“ 
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Burt hat einige Ideen für das Trump-Team beigesteuert, als aktiver Unter-
stützer des designierten Präsidenten sieht er sich nicht. Die außenpolitische 
Rede, die auch auf Burts Input zurückgeht, hielt Trump im April des vergan-
genen Jahres – aber wohl fühlte sich der Kandidat mit dieser Rede nicht, so 
Patrik Chougule, einer der Berater Trumps. Der designierte Präsident sei je-

mand, so Chougule, „der seine eigenen Urteile fällt, ob richtig oder 
falsch. Ihm dieselben politischen Strategien mit auf den Weg zu ge-
ben wie einem Berufspolitiker, wäre nicht angemessen.“ Auf die 
Frage, wen er in außenpolitischen Fragen am stärksten konsultiere, 
hatte Trump im März vergangenen Jahres geantwortet: „Ich spre-
che vor allem mit mir selbst, denn mein Hirn funktioniert prächtig 

und ich habe schon eine Menge Sachen gesagt.“ Dass Trump so außergewöhn-
lich große Mühe hatte, bekannte republikanische Berater für sein Wahlkampf-
team zu gewinnen, lag vor allem an seinem Slogan „America First“. Das ist 
kein Konzept des klassischen Isolationismus, das ist eher ein Konzept der Ex-
traktion. Die USA sollen sich nicht zurückziehen, sie sollen etwas wiederbe-
kommen. „Alles, was wir der Welt gegeben haben, möchte ich zurückholen“, 
so Trump im April 2015.

Alliierte revidieren ihr Amerika-Bild 

Trumps Vorstellung, die USA seien eine Art Überlebender in einer anarchi-
schen Welt, hat in einigen Ländern schon zu einem Überdenken der bisheri-
gen Haltung zu den USA geführt. „Es klingt beinahe so, als würde man ame-
rikanische Truppen bald mieten und bezahlen müssen“, sagte mir ein europä-
ischer Diplomat in Washington. Aber selbst, wenn man solche Aussagen für 
Wahlkampfgetöse hielte, habe Trumps Erfolg in erster Linie mit einer sich ver-
ändernden Selbstwahrnehmung in der amerikanischen Gesellschaft zu tun: 
„Das Gefühl, dass es eine gerechtere Lastenverteilung geben muss, sitzt wohl 
sehr tief bei ihm: Hier läuft etwas falsch, die USA werden ausgenutzt.“ 

Manchmal bewirkt die Art, wie Trump etwas sagt, genau das Gegenteil des-
sen, was er eigentlich vermitteln will. Er will hart gegenüber China auftreten 
(„Wir können China nicht erlauben, unser Land zu vergewaltigen“). Aber sein 
Appell „America First“ klingt in Peking eher wie das Lamento von erschöpften 
und nachgiebig gewordenen Vereinigten Staaten. Entsprechend überschrieb ein 
nationalistisches chinesisches Webportal namens Guancha einen Beitrag jüngst 
mit dem Titel: „Trump: Die USA werden aufhören, über Menschenrechte zu 
reden und die NATO nicht mehr bedingungslos unterstützen“. 

Auch im Nahen Osten hat Trumps Neigung zu starken Meinungen einen 
Effekt, den er weder erahnt noch kontrollieren kann. Die libanesische Hisbol-
lah freute sich jedenfalls ungemein über Trumps Behauptung, Obama habe 
den IS gegründet. Hassan Nasrallah, Kopf der Miliz, die an der Seite des syri-
schen Präsidenten Baschar al-Assad gegen den IS kämpft, hatte ja schon mehr-
fach behauptet, die Extremistengruppe sei von den USA gegründet worden, 
um die Region zu destabilisieren. Trump schien genau das zu bestätigen. „Ein 
Kandidat für das Amt des Präsidenten spricht für die Republikanische Par-
tei“, so Nasrallah bei einem seiner Fernsehauftritte. „Er hat dafür Beweise.“ 
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Andere militante Gruppen, der IS eingeschlossen, nutzten Bilder und Zitate 
von Trump in ihren Rekrutierungsvideos. In einem Clip, den die ostafrikani-
sche, mit Al-Khaida verbündete Al-Shabaab-Miliz veröffentlichte, sieht man 
Trump, wie er einen Einreisestopp für Muslime fordert. Morgen, warnt das 
Video, „werden die Vereinigten Staaten ein Land der religiösen Diskriminie-
rung und der Konzentrationslager sein.“

Am häufigsten kommt Trump auf sein Versprechen zurück, das Atom
abkommen mit dem Iran „neu zu verhandeln“. Auf jeden Fall „wird er es in 
seiner jetzigen Form nicht umsetzen“, sagt Trumps außenpolitischer Berater 
Walid Phares. Dass es durchaus berechtigte Kritik an einigen Punkten des Ab-
kommens gibt, gesteht Karim Sadjadpour, Iran-Experte des Carnegie Endow-
ment for International Peace, durchaus zu. Es deshalb aber nicht umzusetzen, 
wäre „ein Geschenk an Teheran. Die konservative Fraktion sucht einen Weg, 
das Abkommen zu torpedieren, ohne sich dabei die Hände schmutzig zu ma-
chen“, so Sadjadpour. „Das wäre die ideale Lösung. Die Iraner würden sagen, 
ihr habt die Vereinbarung gebrochen, also nehmen wir unser Atomprogramm 
jetzt wieder auf.“

Seinen spektakulärsten Vorstoß während des Wahlkampfs unternahm 
Trump im Juli des vergangenen Jahres, als er erklärte, dass er die Verteidi-
gung der baltischen NATO-Staaten im Bündnisfall davon abhängig machen 
werde, ob sie ihren „finanziellen Verpflichtungen gegenüber den USA nachge-
kommen“ seien. Toomas Hendrik Ilves, bis Oktober 2016 Präsident Estlands, 
kann sich darüber nur wundern. „Estland hat sich noch nie bequem zurückge-
lehnt und gewartet, dass wir von unseren Alliierten beschützt werden. Im Ver-
hältnis zur Einwohnerzahl unseres Landes verfügen wir sogar über die stärkste 
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Militärpräsenz in Afghanistan.“ Ohne Trump namentlich zu nennen, warnte 
Ilves vor Improvisationen in außenpolitischen Bereichen, die auch Russland 
beträfen. „Russlands Aggression im Fall Ukraine und die Auswirkungen, die 
das russische Verhalten generell auf die Sicherheitsstruktur Europas gehabt 
hat, sind Anzeichen für einen Paradigmenwechsel. Das Vertrauen in die Ord-
nung, die nach dem Kalten Krieg geschaffen wurde, ist erschöpft.“

Kurz nachdem Trump laut über die Verpflichtungen der USA innerhalb der 
NATO nachgedacht hatte, sprach ich mit Forschern der RAND Corporation, 
eines überparteilichen Think Tanks unweit Washingtons. Während des Kalten 

Krieges hatte RAND so genannte „war games“ entwickelt, um po-
tenzielle militärische und politische Szenarien zu simulieren. Vier 
RAND-Forscher erhielten für ihre Arbeit im Bereich der Spielthe-
orie den Nobelpreis. „Im Frühjahr 2014, kurz nach der russischen 
Annexion der Krim, stellte man sich erstmals die Frage, wie Russ-
land der NATO schaden könnte, wenn es das wollte“, erklärte mir 

David Shlapak, Co-Direktor des RAND Center for Gaming. Um diese Frage 
annähernd beantworten zu können, organisierte RAND einige vom Pentagon 
finanzierte militärische Planspiele, an denen Armeeoffiziere und Militärstra-
tegen teilnahmen. Was, so wollte man wissen, würde passieren, wenn Russ-
land die drei verwundbarsten NATO-Staaten Estland, Litauen und Lettland 
überfallen würde?

Zur Überraschung aller Beteiligten erreichten die fiktiven russischen 
Streitkräfte die Außenbezirke Rigas und Tallinns in weniger als 36 Stunden. 
Den noch größeren Schock verursachte allerdings das Ausmaß der simulier-
ten Zerstörung. Die in Deutschland, Italien und anderswo stationierten ame-
rikanischen Verbände sind nicht schwer gepanzert. „In zwölf Stunden for-
derte die Auseinandersetzung mehr amerikanische Opfer als 16 Jahre Irak- 
und Afghanistan-Krieg“, fasste Shlapak zusammen, „in zwölf Stunden ver-
lor die amerikanische Luftwaffe mehr Flugzeuge als in allen Einsätzen seit 
dem Vietnam-Krieg. In unserem Szenario setzte Russland 450 Panzer ein, die 
NATO keinen einzigen. (Basierend auf diesen Planspielen empfahl RAND 
der NATO, drei schwergepanzerte Brigaden in den baltischen Staaten zu sta-
tionieren.) 

Shlapak ist seit 34 Jahren bei RAND tätig. Noch nie haben er oder RAND 
Stellung zu einem Präsidentschaftskandidaten oder dem Wahlkampf bezogen. 
Und doch äußerte er sich zu den Auswirkungen, die Trumps Andeutung, der 
NATO in bestimmten Fällen amerikanische Unterstützung versagen zu wol-
len, hervorrufen könne. Abschreckung sei von Haus aus psychologisch, so 
Shlapak, sie löse eine Gefühlslage bei einem Widersacher aus, die durch eini-
ge grundsätzliche Faktoren bedingt werde. „Einer ist die Glaubwürdigkeit – 
der Gegner muss überzeugt sein, dass er mit den angekündigten Konsequen-
zen rechnen muss, wenn er die aufgestellten Regeln bricht.“

Eine Andeutung, die USA könnte ihre Unterstützung für die NATO zu-
rückfahren, suggeriere vor allem, dass die langjährige Bereitschaft, Europa zu 
verteidigen, bei einem Großteil der amerikanischen Öffentlichkeit bröckelt 
und dass dieser Grundpfeiler plötzlich verhandelbar geworden ist. „Wir haben 
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70 Jahre des Friedens zwischen den großen Weltmächten erlebt; die längste 
Friedensperiode seit der Begründung des Westfälischen Systems“, so Shlapak. 
„Vermutlich verdrängen wir diesen Umstand, weil wir den Wert des Friedens 
nicht mehr verstehen. Wir sind schon so lange nicht mehr mit der Gefahr ei-
nes ernsten Konflikts konfrontiert worden.“ 

Eine Mauer, oder zumindest ein Zaun

Innenpolitik ist das Feld, auf dem sich Trump seit jeher am wohlsten fühlt. 
Während des Wahlkampfs war der Bau einer „unüberwindbaren, kräftigen, 
hohen, mächtigen, wunderschönen Grenzmauer im Süden“ eines seiner wich-
tigsten Themen. Das muss kein leeres Versprechen bleiben. Michael Chertoff, 
der als Minister für Innere Sicherheit den Bau von Grenzzäunen beaufsichtig-
te, ist der Überzeugung, dass dieses Vorhaben zwar nicht so schnell umsetzbar 
ist, wie Trump meine. Logistisch unmöglich sei das aber nicht. Trumps politi-
sche Zukunft ist mittlerweile so eng mit dem Bau der Mauer verbunden, dass 
er gar keine andere Wahl mehr zu haben scheint, als wenigstens den Versuch 
zu wagen, das Projekt umzusetzen. 

Als zehn Meter hohe Struktur aus Stahl und vorgefertigten Betonblöcken 
(„Da kommt niemand mit einer Leiter drüber“) hat Trump „seine“ Mauer be-
schrieben. Das Fundament soll so tief verlegt werden, dass es nicht von Flucht-
tunneln untergraben werden kann; die Länge betrüge insgesamt 
1600 Kilometer und wäre damit etwa halb so lang wie die eigent-
liche Grenze, da natürliche Hindernisse den Rest des Weges ver-
sperren. Die Kosten des Projekts: angeblich an die zwölf Milliar-
den Dollar. Unabhängige Experten rechnen damit, dass doppelt so 
viel Geld nötig wäre und die Bauzeit mit etwa vier Jahren zu ver-
anschlagen wäre. Was die Finanzierung betrifft, so ist bei Trump wohl eher 
der Wunsch der Vater des Gedankens. Um Mexiko zu zwingen, für die Mauer 
zu bezahlen, will Trump das Geld beschlagnahmen, das illegale mexikanische 
Immigranten aus den USA in ihre Heimat zurücküberweisen sowie Gebühren 
und Zollsätze erhöhen. So einem Vorhaben wären allerdings praktische und 
juristische Grenzen gesetzt. Zudem haben mexikanische Verantwortliche be-
reits angekündigt, sich nicht an den Kosten beteiligen zu wollen. Trump müss-
te sich das Geld also vom Kongress holen. Nur sehen viele Republikaner das 
Vorhaben skeptisch. Am wahrscheinlichsten ist wohl, dass Trumps „große, 
schöne Mauer“ am Ende nichts weiter wird als eine kleine, symbolische Ver-
längerung des schon vorhandenen Grenzzauns.

Das ambitionierteste Projekt des designierten Präsidenten aber ist die Ab-
schiebung von etwa 11,3 Millionen illegalen Einwanderern in den nächs-
ten zwei Jahren. Um das durchzuführen, müssten die Behörden täglich etwa 
15 000 Menschen verhaften – 20 Mal mehr als derzeit. Trumps Vorbild ist die 
Abschiebungspolitik der Eisenhower-Ära. Damals seien Menschen „in den Sü-
den bewegt“ worden, so Trump, die „nie zurückkamen. Dwight Eisenhower. 
Einen netteren und freundlicheren Kerl gibt es nicht.“

Eisenhowers Projekt, die so genannte Operation Wetback, begann im Juni 
1954 unter der Leitung des Ex-Generals Joseph M. Swing. Aufklärungsflug-
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zeuge und Einsatztruppen in Jeeps sollten illegale Immigranten beim Versuch 
festsetzen, die amerikanische Südgrenze zu überqueren. Laut „Impossible Sub-
jects“, einer Studie zur Geschichte illegaler Immigration von Mae M. Ngai, wur-
den in den ersten drei Monaten der Operation Wetback 170 000 Menschen fest-
genommen und auf Frachtschiffen nach Mexiko zurückgebracht. Auf einem der 
Schiffe kam es zum Aufstand. Eine daraufhin eingesetzte Untersuchungskom-
mission stellte fest, dass die höllischen Zustände bei der Überfahrt denen auf 
„Sklavenschiffen des 18. Jahrhunderts“ gleichkamen. Auch die Verhältnisse zu 
Land waren unmenschlich. Während einer Verhaftungswelle, die in der pral-
len Sonne und bei 40 Grad stattfand, starben insgesamt 88 Menschen. Überdies 
kam es auch zu versehentlichen Verhaftungen amerikanischer Staatsbürger.

Julie Myers Wood, Leiterin des Einwanderungs- und Zollermittlungsdiensts 
in der Regierung George W. Bush, findet Trumps Pläne „widerlich“, warnt aber 
davor, sie für nicht umsetzbar zu halten. Präsident Trump könnte den Einwan-

derungsbehörden Zugang zu Dokumenten aus der Bundessteuer-
behörde verschaffen, mit denen sich die Aufenthaltsorte vieler un-
dokumentierter Immigranten herausfinden ließen (Menschen, die 
sich illegal in den USA aufhalten, aber trotzdem Steuern bezahlen, 
geben oftmals ihre echten Adressen an, um Steuerrückzahlungen 
geltend machen zu können). Trump könnte sich außerdem auf den 

Passus 287(g) des Immigration and Nationality Act berufen, um Tausende lo-
kale und bundesstaatliche Geheimdienstler und Polizeibeamte mit Abschie-
bungsaufgaben zu betreuen. Es wäre durchaus möglich, diese Menschen in ei-
nen Zug oder auf ein Schiff zu verfrachten. Die für eine Abschiebung notwen-
digen Razzien in landwirtschaftlichen Betrieben, Restaurants, Fabriken und 
auf Baustellen würden laut Berechnungen des konservativen Think Tanks 
American Action Forum mehr als 90 000 Einsatzkräfte erfordern, sechs Mal 
mehr Menschen, als derzeit als Sonderermittler beim FBI arbeiten. Für die dar-
aufhin festgesetzten Männer, Frauen und Kinder müssten knapp 350 000 Bet-
ten zur Verfügung gestellt werden, fast dreimal so viele wie während der In-
ternierung von japanischstämmigen Amerikanern während des Zweiten Welt-
kriegs. Tausende Busse und Flugzeuge würden die Menschen dann zurück in 
ihre Herkunftsländer bringen. Das American Action Forum schätzt, dass sich 
die Gesamtkosten auf 600 Milliarden Dollar belaufen würden. Das sei „öko-
nomisch unbesonnen“.

Nachdem Trumps Umfragewerte im August vergangenen Jahres gesun-
ken waren, sprach er davon, seine Einwanderungspläne „abzufedern“. Das 
wiederum kam bei seinen Anhängern gar nicht gut an. Also schwenkte er 
wieder um und versprach schon in einer Rede vom 31. August, ein „Abschie-
bungs-Sonderkommando“ ins Leben zu rufen, mit dem er selbst Eisenhower 
übertreffen werde. „Man kann sich nicht einfach in unser Land einschlei-
chen, den Kopf einziehen und auf die Einbürgerung warten“, sagte er. „Diese 
Zeiten sind endgültig vorbei.“

Ein seriöser Geschäftsmann?

Während des Wahlkampfs versuchte Trump, vor allem mit wirtschaftlichen 
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Argumenten zu punkten: Als Präsident würde er auf seine Erfahrung als Ge-
schäftsmann zurückgreifen, sich „mit den besten und seriösesten Menschen 
umgeben“ und den Amerikanern zu neuem Wohlstand verhelfen. Das Verhal-
ten einiger seiner Mitarbeiter und Trumps eigener Umgang mit ihnen lässt an 
der Seriosität seiner Berater jedoch Zweifel aufkommen. Seinen ersten Wahl-
kampfmanager Corey Lewandowski feuerte er. Chefstratege Paul Manafort 
wurde entlassen, nachdem Berichte über unrechtmäßige Lobbyarbeit und Geld
überweisungen ukrainischer Politiker auf sein Konto öffentlich wurden (Ma-
nafort hat alle Vorwürfe bestritten).

Ein großer Teil der Trump’schen Wirtschaftspolitik spiegelt die Auffassung 
wider, dass sich Handelsabkommen, „die nicht gut für uns sind, Amerika um-
bringen“. Schon kurz nach seiner Wahl hat Trump angekündigt, der geplan-
ten Transpazifischen Partnerschaft (TPP) seine Unterstützung zu entziehen. 
NAFTA will er aufkündigen, chinesische Produkte mit höheren Zöllen bele-
gen und – falls die Welthandelsorganisation Einspruch dagegen einlegen soll-
te – auch aus der WTO austreten, so wie Bush 2002 den amerikanischen Aus-
tritt aus dem ABM-Vertrag veranlasste. 

Interviews mit Trumps wirtschaftlichen Beratern lassen keinen Zweifel da-
ran, dass es sich bei den meisten der Wirtschaftsvorschläge Trumps 
um Polittheater handelt, um die Verhandlungsposition der USA zu 
stärken. Politisch werden diese Vorschläge kaum unterfüttert wer-
den. 2006 veröffentlichte Dan DiMicco, ehemaliger Geschäftsfüh-
rer des größten amerikanischen Stahlherstellers Nucor Corpora
tion, ein Buch mit dem Titel „Steeling America’s Future: A CEO’s 
Call to Arms“. Lange bevor die meisten Republikaner die politische Protest-
welle gegen den Freihandel vorhersahen, schrieb DiMicco zum Thema wach-
sende Konkurrenz Chinas im Stahlgewerbe: „Schande über unsere politischen 
Führer, wenn sie es weiter ablehnen sollten, für fairen Wettbewerb zu sorgen.“

DiMiccos Position als CEO von Nucor half ihm enorm bei der Vermarktung 
seiner Ideen. So wurde auch Trump auf ihn aufmerksam. „Wir haben damals 
über China, Handel, Wettbewerbsverzerrung und all diese Dinge geredet“, sag-
te mir DiMicco. Mittlerweile ist er Mitglied von Trumps engstem wirtschaft-
lichen Beraterkreis, hat den designierten Präsidenten in New York besucht 
und rühmt sich seiner unkonventionellen Ratschläge. So sollten sich die USA 
im Umgang mit China wie ein aggressiver Patient beim Zahnarzt verhalten: 
„Der Patient setzt sich in den Behandlungsstuhl, packt den Zahnarzt bei den 
Eiern und sagt: Wenn du mir nicht wehtust, dann tue ich dir auch nicht weh.“

Peter Navarro, Trumps führender Berater im Bereich China und Handel, 
ist Wirtschaftsprofessor an der University of California in Irvine. Chinesisch 
beherrscht er nicht, mit den meisten führenden Akademikern seines Feldes 
hat er sich überworfen; zu seinem Werk gehören Dokumentarfilme mit Titeln 
wie „Death by China“ und Bücher wie „The Coming China Wars“. Als wir uns 
während des Nominierungsparteitags der Republikaner sprachen, sagte Navar-
ro, dass er für einen Ausgleich des Handelsdefizits eintrete. Das würde „einen 
Prozess in Gang setzen, der zu schnellerem Wirtschaftswachstum, mehr Jobs 
und höheren Löhnen und damit zu einem höheren Steueraufkommen führen 
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würde. Damit könne man endlich die vernachlässigte Infrastruktur, die Sozial-
systeme und den Verteidigungssektor in Ordnung bringen.“ Sein Credo: „Wenn 
man sich um das Handelsdefizit kümmert, dann passieren gute Dinge. Das ist 
die Philosophie von Donald Trump.“ Larry Summers, Harvard-Professor und 

ehemaliger Finanzminister, glaubt allerdings, dass Trumps Wirt-
schafts- und Handelspolitik innerhalb von 18 Monaten zu einer 
lang anhaltenden Rezession führen werde. Selbst wenn Trump kei-
ne neuen Zölle einführen sollte, so Summers, würde „die Einschät-
zung, dass die USA in Zukunft eine hypernationalistische Handel-
spolitik betreiben könnten, das weltweite Vertrauen in die USA als 

Handelspartner schwächen und womöglich das Risiko finanzieller Krisen in 
Schwellenländern erhöhen“. Sollte Trump wirklich neue Handelshemmnisse 
schaffen, könnten die Folgen dramatisch ausfallen. Mark Zandi, Chefökonom 
bei der Ratingagentur Moody’s und ehemals Berater sowohl der Demokraten 
wie der Republikaner, geht davon aus, dass Trumps Pläne einen Handelskrieg 
auslösen könnten, der vier Millionen Jobs in den USA kosten würde. Drei Mil-
lionen weitere Jobs, die bei einer Fortsetzung des bisherigen Wirtschaftskur-
ses entstanden wären, wären ebenfalls verloren. 

„Alles ist verhandelbar“ 

Donald Trumps erfolgreiche Strategie war die Vorspiegelung von Ambiguität 
mit dem simplen Satz, alles sei ja verhandelbar. In Wirklichkeit aber hat er ge-
radezu herausgeschrien, was ihm wichtig ist, welche Prioritäten er setzt, wel-
che historischen Vorbilder er schätzt. Er hat klar gezeigt, wie er in Drucksitua-
tionen reagiert und nie einen Hehl daraus gemacht, wem er die Umsetzung sei-
ner Ideen anvertrauen würde. In seinem Buch „Trump: Denken wie ein Milli-
ardär“ zitiert er Richard Conniff, den Autor des Buches „The Natural History 
of the Rich“: „Erfolgreiche Führungspersönlichkeiten zeichnen sich durch ihre 
totale Entschlossenheit aus, der Welt ihre Vision überzustülpen. Sie pflegen ei-
nen irrationalen Glauben daran, selbst die abwegigsten Ziele erreichen zu kön-
nen. Zuweilen bewegen sie sich am Rande des Irrsinns.“ Trumps „irrationaler 
Glaube daran, die abwegigsten Ziele zu erreichen“, ist vollkommen authentisch. 
Die größten Fehler begingen die USA oft, weil es ihnen an Vorstellungskraft 
fehlte: dass ein Terrorist in einer afghanischen Höhle einen Anschlag planen 
könnte oder welche Konsequenzen 
die Invasion des Irak haben würde. 
Mit Trump verhält es sich umgekehrt: 
Es bedurfte keiner Phantasie, sich die 
Politik eines Präsidenten Trump vor-
zustellen. Dem magischen Glauben, 
der Präsident werde sich anders ver-
halten als der Kandidat Trump, sollte 
man deshalb nicht verfallen. 

Dieser Beitrag ist eine aktualisierte, leicht gekürzte Fassung von „President Trump“ aus dem 
New Yorker (September 2016).

Evan Osnos
ist Washington-
Korrespondent  
des New Yorker.
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Es gibt einiges, das Donald J. Trump und Wladimir Wladimirowitsch Putin ge-
mein haben. Den Hang zu Pomp und Diktatorenkitsch, zum Beispiel. Oder die 
Überzeugung, dass Politik ein Business (möglichst zu eigenen Gunsten) ist, ab-
zuwickeln zwischen wichtigen Männern ohne großes Konsens-Gedöns.

Beide beherrschen auch eine Kunst, die Freund wie Feind dazu verleitet, sie 
entweder gar nicht ernst zu nehmen oder viel zu spät, um dann zu rätseln, was 
sie denn vorhaben könnten: die Kunst der strategischen Ambivalenz. Sowohl 
Trump als auch Putin nutzen die gezielte Verschleierung, senden Botschaften 
aus, die einander völlig widersprechen und allein der Verwirrung und Verun-
sicherung dienen (das ist ja das Wesen der russischen Propaganda im 21. Jahr-
hundert). In ihren Kernbotschaften bleiben sie sich jedoch stets treu.

Putin, das wissen wir seit seiner Rede bei der Münchner Sicherheitskon-
ferenz 2007, hat eigentlich immer klar benannt, was er für sein Russland 
will. Endlich wieder eine Großmacht zu sein, mit Anspruch auf Einflusszo-
nen in der unmittelbaren Nachbarschaft und dem Recht, sich äußere Ein-
flussnahmen oder Lehrstunden in Demokratie zu verbitten. Man hat es nur 
nicht ernst genommen. Trump mag sich selbst als „unfertigen Kandidaten“ 
bezeichnet haben. Er mag den Eindruck erwecken, als höre er auf denjeni-
gen, der zuletzt Zugang zu ihm und vielleicht ein paar gute Argumente für 
ihn hatte. Und doch ist er von wesentlichen Kernpunkten einer zukünftigen 
US-Politik nie abgerückt: weniger Engagement in der Welt, das Iran-Abkom-
men neu verhandeln, illegale Einwanderer abschieben und Einwanderung ge-
nerell begrenzen, radikalislamischen Terrorismus bekämpfen, gleich mit wem 
und mit welchen Mitteln. 

Während das System Putin eine kleptokratische Elite installiert und die rus-
sischen Medien zur Konstruktion einer eigenen Wirklichkeit weithin gleichge-
schaltet hat, wird Trump nicht müde, gegen „die Elite“ und das Establishment, 

Sylke Tempel | Amateure statt Polit-Profis, Gebrüll statt Diskurs, Postfakti-
zismus statt Wahrheitssuche: Im Gefolge Donald Trumps zielen auch Eu-
ropas Rechtspopulisten auf drei wesentliche Fundamente einer liberalen 
Demokratie. Mit Lautstärke wird man ihnen nicht beikommen – mit Lei-
denschaft für Professionalität und das zivil geführte Gespräch schon eher.

Die Methode Trump und wie man ihre weitere Ausbreitung verhindern kann
Der Glanz der Ignoranz
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gegen „Political Correctness“ und die so genannten „Mainstream-Medien“ ins 
Feld zu ziehen. „Den Backlash seiner Kampagne gegen die politische Korrekt-
heit, das ‚Wir-gegen-die-Elite‘ kann man gar nicht unterschätzen“, so Trumps 
Wahlkampfmanagerin Kellyanne Conway. 

Das verbindet Trump mit allen rechts- und in Teilen auch linkspopulisti-
schen Bewegungen. Und in fast allen westlichen Ländern ähneln die Reak-
tionen auf seinen Wahlsieg einander: Die Populisten feiern einen Sieg „des 

Volkes“ – ungeachtet der Tatsache, dass „das“ von den Populisten 
vereinnahmte zuweilen nicht einmal die Mehrheit und schon gar 
nicht die gesamte Gesellschaft repräsentiert. Liberale aller Couleur 
können es derweil nicht fassen, dass ein US-Wahlkampf mit russi-
scher Nachhilfe, aber vor allem mit der gezielten Verletzung aller 
Regeln des zivilen Miteinanders gewonnen werden kann – mit of-

fenem Fremdenhass, Verspottung von Kriegshelden, Frauenfeindlichkeit und 
der Erklärung des politischen Gegners zum Feind, der vernichtet werden muss 
(„Lock her up!“). 

Diesem tiefen Schock über das Unerwartete, wenngleich nicht Undenkba-
re, mag auch eine Gewissensprüfung bei den Objekten der Attacke ausgelöst 
haben, die flagellantische Züge trägt. Hat „das Establishment“ denn nicht tat-
sächlich die Sorgen vieler Leute übersehen oder nicht ernst genug genommen? 
Muss man nicht wirklich den Eindruck haben, eine, wiederum von der „Eli-
te“ und der – im Sprech der Alternative für Deutschland und ihres Umfelds 
– „linksgrün versifften Medienlandschaft“ ersonnene politische Korrektheit 
verbiete es, Themen wie die Rolle von Religion, mangelnde Integration, kul-
turelle Unterschiede zwischen Migranten und „Alteingesessenen“, von Aus-
ländern begangene Straftaten usw. offen anzusprechen? Sind die Medien viel-
leicht tatsächlich zu nahe an der Politik, die sie doch kritisieren sollen? Sind 
sie zu langsam, zu träge, Dinosaurier einer sich radikal verändernden Medien-
landschaft, zum Aussterben verdammt?

Lob der schottischen Aufklärung

Die selbstkritische, möglichst ungeschönte Auseinandersetzung mit Mängeln 
und Fehlern ist in demokratischen Gesellschaften eine Selbstverständlichkeit 
– ja, sie ist sogar Grundlage der westlich geprägten politischen Ordnung. Das 
System der „Checks and Balances“ in den USA, auf dem jetzt die (womöglich 
etwas naive) Hoffnung auf eine Einhegung Trumps ruhen, ist nicht allein 
der Furcht vor Alleinherrschaft und Tyrannei geschuldet. Es entsprang einer 
tiefen, vor allem der schottischen Aufklärung zu verdankenden anthropolo-
gischen Einsicht: Der Mensch ist im Allgemeinen weder gänzlich gut noch 
gänzlich böse. Er sollte auch nicht, wie es die französischen Aufklärer und 
in deren Fahrwassern noch jeder Totalitarismus forderten, im Zweifel mit ge-
waltsamen Mitteln zum Gutsein erzogen werden. Nein, in erster Linie ist der 
Mensch ein fehlerhaftes Wesen. Er irrt, und zwar beständig. Und weil das so 
ist, wurde die repräsentative Demokratie nicht auf das Vorgaukeln einer ir-
gendwann zu erreichenden Perfektion angelegt wie die Totalitarismen rechts 
wie links – sondern auf der Erkenntnis, dass der Mensch, aus krummem Holz 

Selbstkritik ist in 

Demokratien eine 

Selbstverständlichkeit
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Die Forderung nach 

Wandel wird nie aus-

buchstabiert

geschnitzt, höchstens das Bestmögliche anstreben, die Perfektion aber nie er-
reichen kann. Für dieses fehlbare Wesen ist ein System angebracht, das Kont-
rolle vorsieht und Korrektur erlaubt.  

Nicht perfekt zu sein, ist die Stärke der Demokratie – aber auch ihre Schwä-
che, wann immer Müdigkeit einsetzt angesichts der Mühen der Konsensbil-
dung und der Annäherung an das immer „nur“ ganz Passable, nie aber voll-
ständig Gelungene. Oder wenn eine frivole Lust an der (Selbst-)Zerstörung um 
sich zu greifen scheint. 

Ob in Trumps Wahlkampagne, beim Brexit-Referendum oder den ersten 
Amtshandlungen populistischer Regierungen in Polen und Ungarn: Der An-
griff auf pluralistische Medienlandschaften und die Unabhängig-
keit der Judikative gehört fest zum Repertoire. Populisten fordern 
„Wandel“ – dessen Natur nie wirklich ausbuchstabiert wird. Aber 
es geht ihnen nicht um Korrektur, sondern um Karambolage; nicht 
um (durchaus fällige) Reparatur, sondern um Totalabriss. Sie zie-
len dabei auf drei wesentliche Fundamente einer demokratischen, 
freien, offenen und immer vielfältigeren Gesellschaft: auf den Professionalis-
mus in der Politik; auf die zivile Diskussionskultur demokratischer Gesell-
schaften; und auf die Verwischung von Tatsache und Lüge (oder, im wohlfei-
len Neusprech, zwischen dem Faktischen und dem Postfaktischen). 

Das Establishment als Anti-Establishment

Wenn ein Mann, der in einer sich über drei Stockwerke erstreckenden, durch 
und durch vergoldeten Wohnung eines nach ihm benannten Wolkenkratzers 
auf der New Yorker 5th Avenue lebt, „die Elite“ attackiert, dann kann er da-
mit nicht die üblichen „Schönen und Reichen“ meinen – zumal in seinem Ka-
binett mehr Milliardäre sitzen dürften als je zuvor in einer US-Regierung. Er 
meint – und das versteht seine Wählerschaft, die übrigens längst nicht nur 
aus abgehängten Stahlarbeitern des Mittleren Westens besteht, nur zu gut – 
das „politische Establishment“: Washington, „die Politiker“, Bürokraten, Be-
rater, Think-Tanker, White-House-Korrespondenten – der politisch-mediale 
„Klüngel“, der angeblich in einer großen Blase sitzt und „von denen da drau-
ßen“, also, „dem Volk“, nichts mehr mitbekommt. So kommt es auch bei ande-
ren Populisten an: Trumps Erfolg sei ein „Sieg gegen das System“, gegen die 
„Mainstream-Medien“ und eine „letzte Warnung“ für all die „arroganten und 
abgehobenen Politiker“, so die Pressemitteilung von AfD-Chef Jörg Meuthen 
am 9. November.

Nun sind Lebenswelten eigentümliche Konstrukte. Sie verleiten dazu, es 
sich im eigenen Denkwohnzimmer allzu bequem zu machen. Es gibt in der Tat 
zu wenig Austausch, zu wenige „Kräfte von außen“, die in entscheidungsmäch-
tigen Positionen eingefahrene Institutionen ordentlich durchrütteln könnten. 
Die Rekrutierungsprozesse durch die politischen Parteien sind alles andere 
als zufriedenstellend. Wer etwas bewirken will, engagiert sich nur selten in 
irgendeinem Ortsverband, sondern arbeitet lieber für eine NGO. Und ja, Poli-
tiker klingen oft, als hätten sie ihre Statements aus einem Automaten für ga-
rantiert reibungsfreie Sprache gezogen. Was aber zuweilen nicht verwundert, 
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Beherzt zuschlagen 

heißt die Methode 

der Populisten

wenn jeder auch nur annähernd originelle oder nicht vorher genau austarierte 
Gedanke gleich zum neuen Konflikt oder gar Skandal stilisiert wird.

Richtig ist aber auch, dass zu „dem Establishment“ Parlamentsabgeordnete 
gehören, die häufig in 16-Stunden-Tagen Sitzungen absolvieren, Bürgersprech-
stunden abhalten, in ihren Wahlkreisen tingeln, sich durch Berge von Un-
terlagen graben, um mithalten zu können bei Entscheidungen über Themen 
von der nächsten Gesundheitsreform bis zur Handelspolitik mit China. Das 
„System“ wird weitgehend getragen von Bürokraten, die gerade in den obe-

ren Rängen wenig abgehoben sind, sondern eher niedergedrückt 
werden von den Tonnen an Aktenmaterial, das sie zu bewältigen 
haben, und die häufig über ein hohes Maß an Professionalität ver-
fügen. Und „Experten“, so inflationär der Begriff auch gebraucht 
werden mag, sind nicht etwa nervig pessimistische Menschen, die 
einem mit Berechnungen über die Kosten eines Brexit die Laune 

am Austritt verderben wollen und deshalb „verzichtbar“ sind. Sondern Men-
schen, die sich beruflich und somit tagein, tagaus mit bestimmten politischen 
Gebieten beschäftigen und deshalb vielleicht sogar Orientierungshilfen bie-
ten könnten. 

 „Authentischer“ Dilettantismus statt angeblich „abgehobener“ Professio-
nalismus, so heißt die Devise der Populisten. Um Politik zu machen, brauche 
man kein „langweiliges“ Expertenwissen. Keine Intelligence Briefings, weil 
doch „der eigene Kopf gut genug ist“. Keine Hintergrundinfos vor einem Ge-
spräch mit ausländischen Staatsführern. Wir leben in Zeiten höchster Kom-
plexität, in denen Problemlagen geduldig auseinandergedröselt gehören? Ach 
was – einfach beherzt zuschlagen und sich bei Freund wie Feind Respekt ver-
schaffen, so funktioniert die Methode Trump und seiner Brüder und Schwes-
tern im Geiste. Tröstlich ist dabei, dass noch alle Populisten, denen der Ein-
zug in die Parlamente, sprich in die „fade“ Welt der „Aktenfresser“, gelungen 
ist, nach kürzester Zeit von den Ansprüchen des Professionalismus zerrieben 
wurden. Wenig tröstlich ist, dass unerschrockene und von sich und ihren eher 
simplen Lösungsvorschlägen zutiefst überzeugte Dilettanten in der Zwischen-
zeit irreversible Schäden anrichten können.

Das „Unsagbare“ und die Wahrheit 

Wenn der Profi zum Nichtskönner erklärt wird und der Dilettant zum Prob-
lemlöser, dann sollte es auch nicht weiter verwundern, wenn das angeblich 
„nicht Sagbare“ als Wahrheit gilt, wird es nur laut genau herausgebrüllt – und 
dass Medien, die sich zuweilen eher redlich als erfolgreich um Aufklärung be-
mühen, als „Lügenpresse“ gelten. In den hermetischen Lebenswelten der Po-
pulisten ist alles auf den Kopf gestellt. „Political Correctness“ mag ein selten 
dämlicher Begriff sein, denn wer dürfte in einer offenen Gesellschaft schon 
den Standard setzen, was „korrekt“ ist und was nicht? Und angefangen mit 
dem Blödsinn haben auch nicht unbedingt die Populisten. Schon das postmo-
derne Gerede von den „Narrativen“ hat einen Gedanken eingeführt, der für 
den politischen Diskurs nicht gesund ist – dass nämlich Tatsachen weniger 
zählen könnten als die „Erzählung beziehungsweise die Interpretation der 
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Einer der Spezialisten 

für Fake News ist 

Trumps Chefstratege

Tatsachen“. Seitdem fordert man „neue Narrative“ für alles und jedes: für die 
Friedenspolitik, für Europa, für unsere Gesellschaften. 

Bei der Attacke der Populisten gegen die „politische Korrektheit“ geht es 
nicht darum, Probleme offen anzusprechen, sondern zivilisatorischen Firnis 
abzuräumen, damit Probleme mit Rücksicht angesprochen werden können. Es 
geht darum, Meinungen, und seien sie noch so abseitig, mit Tatsachen gleichzu-
setzen und noch dem krudesten Vorurteil genauso große Geltung zu verschaf-
fen wie der berechtigten Kritik. Dazu gehört, die „vierte Macht“ im Staate, 
die „etablierten Medien“ anzugreifen, sie lächerlich zu machen und sie als un-
glaubwürdig zu erklären. Wie erfolgreich dies ist, zeigt sich schon daran, dass 
der von Pegida und AfD aus dem linguistischen Zombiereich des Nationalsozi-
alismus wiederbelebte Begriff der „Lügenpresse“ als deutsches Lehnwort Ein-
gang in den amerikanischen Sprachgebrauch gefunden hat. 

Dass es angesichts dieser Entwicklungen allerhöchste Zeit ist, wieder ge-
nau zwischen Information und Meinung zu unterscheiden, weniger den sozi-
alen Medien mit ihrer angeblichen Schnelligkeit hinterherzuhecheln, sondern 
zuweilen etwas langsamer, dafür aber auch verlässlicher zu sein, 
zeigen ein paar Zahlen: Im Rahmen einer Studie der Stanford Uni-
versity hatten 90 Prozent der befragten rund 8000 Schüler und Stu-
denten Schwierigkeiten, die Glaubwürdigkeit einer Nachrichten-
quelle zu bewerten. 80 Prozent konnten „bezahlten Inhalt“ (sprich: 
Werbung) nicht von Nachrichten unterscheiden. Über 30 Prozent 
hielten auch haarsträubende Fake News für echt. Eine Schlagzeile wie „FBI-
Agent Suspected in Apparent Hillary Email Leaks Found Dead in Apparent 
Murder-Suicide“ erwies sich als vollkommen erlogen, wurde aber auf Face-
book eine halbe Million Mal geteilt. Vom Hang, dem Reißerischen mehr Auf-
merksamkeit zu schenken als dem Wahrscheinlichen, profitieren die Populis-
ten. Im US-Wahlkampf haben die geradezu industriell hergestellten „gefälsch-
ten Nachrichten“ eine enorme Rolle gespielt. Und einer der Spezialisten für 
Fake News, Breitbart.com-Mitgründer Stephen Bannon, ist nun Chefstrate-
ge im Weißen Haus.

Man wird dem Vulgären und Lauten nicht mit größerer Lautstärke bei-
kommen können. Aber mit größerer Leidenschaft in der Verteidigung politi-
scher Professionalität und eines kritischen, aber zivil geführten Gesprächs. 
Es wird in Zukunft darum gehen, Selbstkritik zu üben, ohne damit Selbst-
zerstörung zu betreiben. Es wäre hilfreich, wenn in den Medien wieder von 
Tatsachen statt von „Wahrheit“ die Rede wäre – einem Begriff, den man 
getrost Philosophen oder Propheten 
überlassen sollte. Und schön wäre es, 
statt vom „Volk“ wieder von den Bür-
gerinnen und Bürgern zu sprechen, 
deren aktive Teilnahme die Politik 
sich nur wünschen kann. Denen sie 
aber auch zumuten darf, sich das da-
für notwendige, zuverlässige Wissen 
zu beschaffen.

Dr. Sylke Tempel
ist Chefredakteurin der 
Internationalen Politik 
und des Berlin Policy 
Journal.
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Die Furcht vor Attacken auf die Hard-
ware unserer Infrastruktur, die un-
sere digitale Verwundbarkeit ausnut-
zen, gehört seit geraumer Zeit zum 
Alltag jener, die sich um Deutsch-
lands Sicherheit sorgen. Dass bei-
spielsweise Kraftwerke und Strom-
netze Ziele erfolgreicher Cyberangrif-
fe werden könnten, hat dazu geführt, 
dass sich Politik und Wirtschaft heute 
viel intensiver um den Schutz dieser 
kritischen Infrastruktur bemühen. 

So wichtig diese Hardware ist – ge-
genwärtig laufen wir Gefahr, die Be-
drohungen für die Software unserer 
Gesellschaft zu unterschätzen. Dies 
gilt insbesondere für die kritischs-
te aller Infrastrukturen: die liberale 
Demokratie, gewissermaßen das Be-
triebssystem unserer Gesellschaft. 
Spätestens die Ereignisse von 2016 
sollten uns klarmachen, dass wir uns 
mit aller Dringlichkeit mit dieser Be-
drohung auseinandersetzen müssen, 
denn die Attacken stellen systema-
tisch die Grundlagen einer aufgeklär-
ten Debatte infrage. 

Auf den ersten Blick mögen die 
Hackerangriffe auf die Demokrati-
sche Partei in den USA, die Verbrei-
tung von Falschmeldungen und Pro-
paganda in den sozialen Netzwerken, 
der Aufstieg und die internationale 
Vernetzung illiberaler Bewegungen 
und Parteien oder die immer aggressi-
veren Aktivitäten russischer Geheim-
dienste in westlichen Gesellschaften 
wenig gemein haben. Ein genauerer 
Blick aber offenbart, dass all die Phä-
nomene in vielen Fällen aufs Engste 
miteinander verknüpft sind, wir als 
Gesellschaft aber bislang zu wenig 
tun, um unsere freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung vor der Beein-
flussung durch eine neue, illiberale 
Internationale zu schützen. 

Diese illiberale Internationale, be-
stehend aus den populistischen Pro-
testbewegungen in den westlichen 
Ländern sowie ihren Unterstützern 
in Russland und anderen nichtdemo-
kratischen Staaten, nutzt die Möglich-
keiten unserer offenen Gesellschaft 
zu ihrem Vorteil. Insbesondere die 

Tobias Bunde | Eine neue „illiberale Internationale“ versucht, die öffentli-
che Meinungsbildung unserer offenen Gesellschaft zu beeinflussen und de-
mokratische Institutionen zu diskreditieren. Um das Betriebssystem unse-
rer Gesellschaft, die freiheitlich-demokratische Grundordnung zu verteidi-
gen, müssen sich Politik, Gesellschaft und Medien wappnen und wehren.

Die liberale Demokratie ist kritische Infrastruktur, die es zu schützen gilt

Wehret den Anfängen
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Ein Faible für vom 

Kreml inspirierte 

Falschmeldungen

russische Desinformationspolitik, vor 
der EU und NATO seit einigen Jahren 
immer deutlicher warnen, spielt da-
bei eine zentrale Rolle. Illiberale Ten-
denzen gibt es in westlichen Gesell-
schaften seit Langem – und natürlich 
haben die Institutionen der liberalen 
Demokratie selbst ihren Teil dazu bei-
getragen, dass Teile der Bevölkerung 
Vertrauen in sie verloren haben. Den 
Beitrag nichtdemokratischer auslän-
discher Regierungen dabei aber zu ig-
norieren oder – schlimmer noch – zu 
verschweigen, um beispielsweise eine 
weitere Konfrontation mit Moskau zu 
vermeiden, wäre jedoch mindestens 
genauso töricht. Zunächst gilt es al-
lerdings, diesen Angriff als solchen 
zu erkennen. Bereits hier hapert es. 

Der Bewahrer des Abendlands

Bislang lehnen es die meisten deut-
schen Politikerinnen und Politiker 
ab, von einem „neuen Kalten Krieg“ 
zu sprechen, wenn es um das Verhält-
nis zu Russland geht. In der Tat gibt 
es gute Gründe, dies nicht zu tun; der 
Hinweis darauf, man befinde sich 
heutzutage nicht in einem System-
konflikt, ist jedoch kein solch guter 
Grund. Denn obgleich für viele nicht 
erkennbar ist, welche Alternative Pu-
tins Regime zur liberalen Demokra-
tie denn sein könnte, verkörpert Pu-
tin für die illiberalen Kräfte im Wes-
ten den Gegenentwurf zu all jenem, 
was sie an den westlichen Gesell-
schaften von heute verachten: Gen-
der Mainstreaming, die Homo-Ehe, 
multikulturelle Öffnung, Migration 
oder ein Übermaß an so genannter 
„politischer Korrektheit“. In diesem 
Diskurs ist Putin gewissermaßen der 

Retter in der Not, der letzte Bewah-
rer des christlichen Abendlands, der 
sich gegen Überfremdung, Verweich-
lichung und Islamisierung wehrt. 

Russische Sender wie RT (vor-
mals Russia Today) oder Sputnik ge-
hören daher nicht zufällig zu den fa-
vorisierten Informationsquellen der 
neuen populistischen Bewegungen. 
Und auch wenn die Ziele 
der illiberalen Bewegun-
gen nicht in jeder Hinsicht 
den Interessen des Kremls 
entsprechen, bieten sie der 
Propaganda doch wohlfei-
le Einfallstore. Ob die Brexit-Befür-
worter in Großbritannien, Donald 
Trump in den USA, die Fünf-Ster-
ne-Bewegung in Italien, der Front Na-
tional in Frankreich oder die Alter-
native für Deutschland – sie alle ver-
breiten mit besonderer Begeisterung 
kremlfreundliche Beiträge oder repro-
duzieren die russische Propaganda. 

Die vielfältigen Verbindungen der 
illiberalen Bewegungen untereinan-
der und ihre geradezu symbiotische 
Nähe zum Kreml sind mittlerweile 
bestens dokumentiert. Die Fünf-Ster-
ne-Bewegung in Italien beispielsweise 
verfügt über ein ganzes Medien-Netz-
werk, das immer wieder kremlinspi-
rierte Falschmeldungen streut. Eine 
dieser Plattformen, TzeTze, die einem 
Fünf-Sterne-Mitbegründer gehört, hat 
allein auf Facebook 1,2 Millionen Fol-
lower. Sie verbreitet Geschichten wie 
jene Sputnik-Behauptung, Flüchtlinge 
und Schmuggler aus Nordafrika seien 
in Wahrheit von den USA finanziert.1 

Die Propaganda der illiberalen 
Internationalen muss dabei gar nicht 
überzeugen. Sie ist bereits erfolgreich, 

1	 Alberto Nardelli und Craig Silverman: Italy’s Most Popular Political Party Is Leading  
Europe In Fake News And Kremlin Propaganda, Buzzfeed, 29.11.2016.
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AfD- und Linke- 

Wähler vertrauen 

Putin statt Merkel

wenn es ihr gelingt, Zweifel zu säen 
oder zu nähren und so die Unterstüt-
zung für jenes Wertesystem zu schwä-
chen, das Basis unserer offenen Ge-
sellschaften ist. Angesichts wachsen-
der Skepsis gegenüber der liberalen 
Demokratie als normativem Refe-
renzpunkt politischer Ordnung fallen 

solche Botschaften immer 
häufiger auf fruchtbaren 
Boden. Das gilt auch für 
Deutschland: Völlig unab-
hängig davon, wie man die 
politische Arbeit der Bun-

deskanzlerin beurteilen mag, sollte 
es zu denken geben, dass laut einer 
Umfrage von Forsa und der ZEIT im 
August 31 Prozent der AfD-Anhän-
ger und 30 Prozent der Anhänger der 
Linken Wladimir Putin mehr trauen 
als Angela Merkel.

Im Prinzip wird nun auch in den 
westlichen Gesellschaften das zur 
Anwendung gebracht, was innerhalb 
Russlands erfolgreich entwickelt wur-
de. In einem bemerkenswerten Buch 
über die russische Medienlandschaft 
unter Putin hat Peter Pomerantsev die 
Mechanismen jener Polit-Technologie 
beschrieben, in der es letztlich nicht 
mehr darauf ankommt, ob eine politi-
sche Aussage der Wahrheit entspricht 
oder nicht.2 Was heute gilt, kann mor-
gen schon obsolet sein. An einem Tag 
behauptet Putin, es gebe keine russi-
schen Soldaten auf der Krim; an ei-
nem anderen Tag gesteht er ganz bei-
läufig ein, natürlich seien russische 
Soldaten aktiv gewesen. Wird die 
Wahrheit nur lange genug verdreht 

und verfälscht, bleibt irgendwann 
kein Standard mehr, an dem man sich 
orientieren könnte. Konsistent muss 
– ja, will – diese Art der Propagan-
da gar nicht sein. Der beste Untertan 
totalitärer Herrschaft, schrieb Han-
nah Arendt vor über 60 Jahren, sei 
weder der überzeugte Nazi noch der 
überzeugte Kommunist, sondern je-
ner Mensch, der nicht mehr zwischen 
Fakten und Fiktion, zwischen wahr 
und falsch unterscheiden könne.3 

„Postfaktisch“

Die Relativierung des Faktischen 
ist nicht nur ein wesentliches Herr-
schaftsinstrument im heutigen Russ-
land. Mit guten Gründen haben die 
Herausgeber der Oxford-Wörterbü-
cher „post-truth“ zum Wort des Jahres 
2016 erklärt, hat die Gesellschaft für 
deutsche Sprache für „postfaktisch“ 
votiert. Nach einer Analyse von Buzz-
feed riefen die 20 einflussreichsten 
Falschnachrichten in den letzten drei 
Monaten des US-Wahlkampfs mehr 
Reaktionen auf Facebook hervor als 
die 20 einflussreichsten echten Nach-
richten von Qualitätsmedien.4

Auch in der Brexit-Kampagne er-
wiesen sich abenteuerliche Behaup-
tungen, was beispielsweise die bri-
tischen Zahlungen an Brüssel oder 
die wirtschaftlichen Folgen eines 
EU-Austritts anging, als schlagkräf-
tiger als die faktischen Statements 
von Wirtschaftsverbänden oder der 
Notenbank. „Die Leute in diesem 
Land haben genug von Experten“, er-
klärte der konservative Minister und 

2	 Peter Pomerantsev: Nothing Is True And Everything Is Possible. The Surreal Heart of the 
New Russia, New York 2014; dergl.: Es geht darum, Zweifel zu säen, IP 2/2015, S. 48–51.

3	 Hannah Arendt: Ideology and Terror: A Novel Form of Government, The Review Politics 
3/1953, S. 321.

4	 Craig Silverman: This Analysis Shows How Fake Election News Stories Outperformed Real 
News On Facebook, Buzzfeed, 16.11.2016.
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„Brexiteer“ Michael Gove, als er da-
rauf hingewiesen wurde, dass kein 
einziger Wirtschaftsexperte für den 
Brexit sei. Und das Verhältnis des zu-
künftigen US-Präsidenten zur Wahr-
heit ist bekanntermaßen seit Jahr-
zehnten ein spezielles.

Im US-Wahlkampf kam die Veröf-
fentlichung von vertraulichen Mails 
der Demokratischen Partei hinzu. 
Dmitri Alperovitch, Gründer der auf 
Cyberabwehr spezialisierten Firma 
CrowdStrike, machte schon im Juli 
die Hackerkollektive „Fancy Bear“ 
und „Cozy Bear“ verantwortlich. Die 
Kollektive sind nach Ansicht von Ex-
perten verschiedenen russischen Ge-
heimdiensten zuzuordnen, die – wie 
in diesem Fall – bisweilen sogar in 
Konkurrenz zueinander arbeiten.5

Beim Cyber Security Summit der 
Münchner Sicherheitskonferenz an 
der Stanford University im Septem-

ber waren die anwesenden Vertreter 
der US-Nachrichtendienste und Cy-
ber-Experten höchst besorgt ob der 
neuen Dimension der Einflussnahme 
ausländischer Geheimdienste in den 
amerikanischen Wahlkampf. Anfang 
Oktober gaben das Heimatschutzmi-
nisterium und der Geheimdienstkoor-
dinator bekannt, man sei sicher, dass 
die Angriffe auf das Konto der rus-
sischen Regierung gingen. Aufgrund 
ihrer Dimension und Sensitivität 
könnten sie nur von den höchsten 
Entscheidungsträgern in Auftrag ge-
geben worden sein. 

Natürlich gab es bereits früher 
Versuche, auf die Meinungsbildung 
im Westen Einfluss zu nehmen. Aber 
die Verbreitung und Vernetzung 
durch soziale Medien und Internet 
bieten den illiberalen Kräften heute 
ganz neue Reichweiten. Und es zeigt 
sich, dass sich Menschen in sozialen 

5	 Dmitri Alperovitch: Bears in the Midst: Intrusion into the Democratic National Committee, 
CrowdStrike Blog, 15.6.2016. 
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Die AfD hat mehr 

Facebook-Follower 

als CDU und SPD 

Medien immer deutlicher in Gruppen 
sortieren, die über ähnliche Einstel-
lungen verfügen; diese Gruppen wer-
den dann zu Echokammern, in de-
nen nur bestimmte Informationen 
weiterverbreitet werden. Dies führt 
auf Dauer zur Polarisierung von Ge-
sellschaften und zu einem Informa-
tionstribalismus, in dem einzelne ge-
sellschaftliche Gruppen ihre jeweils 
eigene Wahrheit haben. 

Wohl auch deshalb findet gera-
de die Präsenz von Protestpartei-
en in den sozialen Medien besonde-
re Aufmerksamkeit. Der AfD folg-
ten Anfang Dezember 2016 auf Face-
book mehr als 300 000 Personen. Die 
Volksparteien CDU und SPD kamen 

auf jeweils rund 120 000 
Follower – selbst als Gro-
ße Koalition erreichen die 
Regierungsparteien auf 
Facebook also weniger 
Menschen als die AfD. 

Dem Compact-Magazin, das für sich 
mit dem Slogan wirbt: „Wir schrei-
ben, was andere nicht drucken dür-
fen“ , folgen auf Facebook fast 90 000 
Menschen, die dort neben unzähli-
gen Verschwörungstheorien lesen, 
dass Putin im Gegensatz zur EU auf 
Entspannung und gleichberechtig-
ten Dialog setze. Solche abgeschotte-
ten Gruppen, die sich in den Quali-
tätsmedien nicht repräsentiert sehen, 
sind besonders anfällig für Propagan-
da und Desinformationskampagnen. 

Wie gravierend die Auswirkun-
gen der mannigfaltigen Falschnach-
richten, Leaks oder automatisiert 
in Kommentarspalten eingesetzten 
Social Bots am Ende sind, darüber 
lässt sich streiten – auf jeden Fall ste-

hen alle diese Instrumente im Wider-
spruch zu einer aufgeklärten öffent-
lichen Debatte, die Grundlage einer 
funktionierenden Demokratie ist. 
Wie sollen sich die besten Vorschläge 
auf dem Marktplatz der Ideen durch-
setzen, wenn ein bedeutender Anteil 
der Debattenteilnehmer keine echten 
Personen sind, bestimmte Teile des 
Marktplatzes nur von bestimmten In-
formationen erfasst werden und im-
mer mehr den Marktplatz an sich in-
frage stellen? 

Es kann auch hier passieren 

Wenngleich die Bundeskanzlerin 
nach der Wahl von Trump nun re-
gelmäßig als „Anführerin der freien 
Welt“ bezeichnet wird und Deutsch-
land dem einen oder anderen als letz-
te Bastion der liberalen Demokratie 
gilt, ist unsere Gesellschaft beileibe 
nicht immun gegenüber der illibera-
len Internationalen. Im Gegenteil ist 
gerade die zentrale Rolle, die die Bun-
desregierung für die westliche Reak-
tion auf die russische Aggression in 
der Ukraine innehat, ein Grund, mit 
weiteren Versuchen der Einflussnah-
me zu rechnen. Schließlich bieten 
gezielte Desinformationskampagnen 
eine kostengünstige Option, jene Ak-
teure zu stärken, die gegen den Kreml 
verhängte Sanktionen infrage stellen 
oder eine russische Einflusssphäre in 
Osteuropa für legitim halten. 

Der neue Präsident des Bun
desnachrichtendiensts, Bruno Kahl, 
warnte jüngst in einem Interview in 
aller Deutlichkeit: „Hier wird eine 
Art von Druck auf den öffentlichen 
Diskurs und auf die Demokratie aus-
geübt, der nicht hinnehmbar ist.“6 

6	 „Störversuche“ aus Russland, Süddeutsche Zeitung, 29.11.2016; „Merkel rechnet mit russi-
schen Cyber-Attacken“, Handelsblatt, 8.11. 2016.
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Eine „schwarze  

Liste“ für frappie-

rende Verstöße

Auch die Bundeskanzlerin äußerte 
schon die Sorge, es werde zum Ver-
such russischer Einmischung im Bun-
destagswahlkampf kommen.

Die Verteidiger der offenen Ge-
sellschaft sollten sich darauf vorbe-
reiten, aktiver für sie einzutreten. 
Staatliche Institutionen müssen zu-
nächst alles tun, die Hardware der li-
beralen Demokratie zu schützen und 
Verfassungsorgane vor Cyberangrif-
fen zu bewahren. Aber der freiheitli-
che Staat „lebt von Voraussetzungen, 
die er selbst nicht garantieren kann“, 
wie es der Staatsrechtler Ernst-Wolf-
gang Böckenförde formuliert hat. Die 
Pflege der Software ist gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe.

Politiker müssen offensiver über 
die Beeinflussung unserer Demokra-
tie sprechen. Sie können Informa-
tionsmöglichkeiten für die Öffent-
lichkeit schaffen, die über die Des-
informationskampagnen aufklären, 
oder die bereits bestehenden Info-
Virenscanner stärken, die regelmäßig 
über die Verbreitung von Falschinfor-
mationen berichten. Dazu gehört zum 
Beispiel die kleine Einheit im Europä-
ischen Auswärtigen Dienst, die zwei-
mal die Woche über die neuesten Ele-
mente der russischen Desinformati-
onskampagne berichtet. Auch kann 
der Gesetzgeber darüber nachden-
ken, wie man den Einfluss von Por-
talen begrenzen kann, die immer 
wieder gegen Verfassungsgrundsätze 
verstoßen. Aber dies ist ein schmaler 
Grat in einer Demokratie, die die Mei-
nungsfreiheit als hohes Gut begreift. 

Hilfreich wären unabhängige 
Nichtregierungsorganisationen, die 
die Qualität der medialen Berichter-
stattung überprüften und regelmäßig 
eine Art „schwarze Liste“ mit beson-
ders frappierenden Verstößen erstell-

ten. Gleichzeitig sollte mehr Aufklä-
rung dafür sorgen, dass Unternehmen 
mit Reputationsschäden rechnen müs-
sen, wenn sie auf Plattformen werben, 
die regelmäßig Falschinformationen 
oder Propaganda verbreiten. Politi-
ker und Experten sollten sich solchen 
Medien nicht für Interviews zur Ver-
fügung stellen, um gar nicht erst den 
Eindruck zu erwecken, es handele 
sich um seriöse Nachrichtenquellen. 

Besonders groß ist die Herausfor-
derung für Fernsehen, Rundfunk und 
Presse. Deutsche Qualitätsmedien, 
die sich ohnehin seit längerer Zeit als 
„Lügenpresse“ beschimp-
fen lassen müssen, spie-
len bei der Sensibilisie-
rung unserer Gesellschaft 
für Desinformationskam-
pagnen eine zentrale Rol-
le. Glücklicherweise ist die deutsche 
Medienlandschaft zwar weit weniger 
polarisiert als beispielsweise jene in 
den Vereinigten Staaten, wo laut einer 
Pew-Umfrage 47 Prozent konservativ 
eingestellter Wähler 2014 angaben, 
sie bezögen ihre Nachrichten haupt-
sächlich von Fox News. Der deutsche 
öffentliche Rundfunk und die großen 
Tages- und Wochenzeitungen errei-
chen weiterhin weite Teile der deut-
schen Bevölkerung. Doch auch sie 
tappen immer wieder insbesondere 
in zwei Fallen.

Erstens berichten viele Medien 
wiederholt unkritisch über größe-
re Leaks, ohne sich besonders inten-
siv damit zu beschäftigen, wer dahin-
tersteckt beziehungsweise ob man es 
mit den Erträgen russischer Geheim-
dienstarbeit zu tun hat. Wieviel davon 
ist authentisch, wieviel nur fabriziert? 
Natürlich haben Stasi oder KGB auch 
im Kalten Krieg versucht, westlichen 
Medien kompromittierendes Material 
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In Talkshows bleibt 

leicht Widerlegbares 

unwidersprochen

zuzuspielen. Lange aber entsprach es 
dem Komment, solches Material nicht 
zu veröffentlichen. Einer Debatte über 
die ethischen Fragen, die sich aus der 
engen Verbindung von Geheimdiens-
ten und Plattformen wie WikiLeaks 
ergeben, darf der Journalismus aber 
nicht aus dem Weg gehen. 

Zweitens verstärkt sich der Trend 
zur Scheinobjektivität, die sich in vie-
len deutschen Talkshows und biswei-
len sogar in Hauptnachrichtensen-
dungen zeigt. Oft fehlt es schlicht an 
außenpolitischer Kompetenz: Russi-
sche Propagandabehauptungen wer-

den wiedergegeben, ohne 
dass sie hinterfragt oder in 
einen Kontext gestellt wer-
den. In den vielen Talk-
shows sitzen immer wie-
der angeblich unabhängige 

Experten, die sich vor allem dadurch 
auszeichnen, dass sie die russische 
Perspektive wiedergeben.7 Wenn de-
ren oft leicht widerlegbare Aussagen 
unwidersprochen bleiben, bleibt beim 
Zuschauer der Eindruck zurück, die 
Wahrheit werde schon irgendwo in 
der Mitte liegen. 

Ist Russland wirklich mit eigenen 
Truppen in der Ukraine aktiv? Ist 
wirklich klar, ob MH17 aus von Se-
paratisten kontrolliertem Territori-
um mit einer russischen Buk-Rakete 
abgeschossen wurde? Bombardieren 
russische Flugzeuge wirklich syrische 
Krankenhäuser? Schaut man deut-
sche Talkshows ohne Vorkenntnisse, 
bleibt man zwangsläufig mit solchen 
Fragen zurück. Geradezu grotesk er-
scheint es angesichts der Dauerprä-

senz dieser Apologeten, dass doch 
immer wieder Vorwürfe zu hören 
sind, die russische Perspektive werde 
nicht gehört oder die Medien verhiel-
ten sich Russland gegenüber unfair.8 
Wenn überhaupt, fehlt in den deut-
schen Talkshows die Perspektive der 
Opfer russischer Aggression.9 

An Fakten orientierte Debatten 

Das heißt nicht, dass wir nicht kri-
tisch über die westliche Politik gegen-
über Russland streiten sollten. Man 
kann und sollte kritisch hinterfragen, 
ob die Sanktionen der EU, um ein Bei-
spiel zu nennen, nicht kontraproduk-
tiv sind. Überhaupt muss eine offene 
Gesellschaft auch die Angriffe ihrer 
Kritiker aushalten, sofern sich die-
se im Rahmen des Grundgesetzes be-
wegen. Sie muss die Populisten argu-
mentativ stellen, anstatt sie aus dem 
Diskurs zu verdrängen. Sie muss ih-
nen aber auch nicht alles durchgehen 
lassen – insbesondere dann, wenn 
Kampagnen auf Falschinformationen 
oder ausländischer Propaganda beru-
hen. Am Ende gibt es keine kritische-
re Infrastruktur als die liberale Demo-
kratie, die ohne eine an Fakten orien-
tierte, offene Debatte nicht überleben 
kann: Wehret den Anfängen.

Dr. Tobias Bunde
ist Leiter Politik und 
Analyse der Münchner 
Sicherheitskonferenz 
und Wissenschaftler an 
der Hertie School of 
Governance.

7	 Vgl. Sylke Tempel: Talkshows verkaufen Propagandisten als „Experten“, Die Welt, 2.11.2016.
8	 Vgl. Jochen Bittner: Ja, wir Journalisten haben Russland unfair behandelt, ZEIT, 13.10.2016.
9	 Vgl. Fabian Burkhardt: Die Ukraine-Krise in den deutschen Talkshows, Ukraine-Analysen 

Nr. 135, 24.6.2014, S. 10–19. 
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Die Suche nach Wahrheit fängt in ei­
ner Demokratie beim fairen Umgang 
mit dem politischen Gegner an: Die 
französische Zeitung Le Monde hat 
kürzlich nachgewiesen, dass ein im In­
ternet kursierendes angebliches Zitat 
von Marine Le Pen, Chefin des rechts­
radikalen Front National, gefälscht 
ist. Ein so genannter „décodeur“, ein 
hauptamtlicher Fehlersucher, ent­
larvte, dass Le Pen den französischen 
Staatspräsidenten François Hollande 
nicht mit Hitler verglichen hatte, wie 
dies auf einer Internetseite behauptet 
und dann verbreitet wurde.1 

Dies ist ein kleines, wenn auch 
drastisches Beispiel dafür, wie nicht 
nur in den Vereinigten Staaten, son­
dern auch in Europa seit einiger Zeit 
im Internet politische Stimmung ge­
macht wird – sehr stark von den ex­
tremen Flügeln des politischen Spek­
trums, aber eben nicht nur. 

Lange Zeit haben sowohl Politi­
ker als auch klassische Medien die­

sen Bereich von Falschnachrichten 
oder auch Verschwörungstheorien 
vernachlässigt, die vor allem seit den 
Terroranschlägen des 11. September 
2001 in den Nischen der Gesellschaft 
gediehen.

Aber die für viele überraschende 
Brexit-Entscheidung im Juni 2016 und 
dann die Wahl von Donald Trump 
zum nächsten US-Präsidenten im No­
vember haben das Thema ins Zent­
rum der politischen und medialen De­
batten geschoben. Denn mit Schre­
cken stellen politische Parteien auch 
in Deutschland fest, wie einflussreich 
die Stimmungsmache mit modernen 
digitalen Mitteln mittlerweile ist – 
dass sie sogar die Machtfrage in De­
mokratien stellen. Nach der US-Präsi­
dentschaftswahl war es Bundeskanz­
lerin Angela Merkel persönlich, die 
den Einsatz von „Social Bots“, also 
von Computern erzeugte künstliche 
Identitäten zur Meinungsbeeinflus­
sung in sozialen Netzwerken, zum 

Andreas Rinke | Normalerweise kreisen im Bundestagswahljahr die Debat-
ten um Kanzlerkandidaten, Programme und Wahlplakate. Aber deutsche 
Spitzenpolitiker warnen davor, dass 2017 die vielleicht größte Herausfor-
derung die digitale Manipulation des Wahlkampfs sein könnte. Das haben 
gerade der Wahlkampf in den USA und russische Interventionen gezeigt.

Social Bots sind einflussreiche digitale Stimmungsmacher in Wahlkämpfen
Falsch, einseitig und einschüchternd

1	 Interview mit dem Le Monde-Mitarbeiter Adrien Sénécat, Deutschlandfunk, 30.11.2016.
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Man entdeckt nun, 

wie vielfältig Meinung 

erzeugt werden kann

Thema machte und eine Art Verhal­
tenskodex der deutschen Parteien im 
Wahlkampf 2017 anregte.2 Denn die 
im Bundestag vertretenen Parteien 
mussten erkennen, dass im amerika­
nischen Wahlkampf keineswegs nur 
das Trump-Lager diese Bots einsetz­
te, um die Zahl der „likes“ für die ei­

genen Positionen künst­
lich in die Höhe zu treiben 
und massenhafte Zustim­
mung zu suggerieren oder 
moderate Politiker durch 
eine Flut von Hassbeiträ­

gen einzuschüchtern oder mundtot zu 
machen. „Bots tragen zu einem radi­
kalisierten Ton in Diskussionen bei, 
weil sich gemäßigte Stimmen zurück­
ziehen“, warnt CDU-Generalsekretär 
Peter Tauber.

Das Internet ist doch „Neuland“

Seither vergeht keine Woche, in der 
es nicht neue Enthüllungen darüber 
gibt, wie sehr die digitalen Möglich­
keiten auch das politische System be­
einflussen können. Gab es früher nur 
Berichte über so genannte „Trolle“, 
also Personen, die im Auftrag ande­
rer und für Geld oder aus Überzeu­
gung soziale Netzwerke mit Hass­
kommentaren überschwemmen, so 
entdeckt die deutsche Öffentlichkeit 
nun, wie vielfältig Meinung erzeugt 
werden kann. Dazu gehören das ge­
zielte Streuen von Falschnachrichten 
in bestimmten sozialen Netzwerken 
und die Debatte über „Echoräume“, 
in denen Nutzer nur noch mit über­
einstimmenden Meinungen konfron­
tiert werden. 

„Dies ist eine Herausforderung 
für das gesamte politische System“, 

betont Simon Hegelich, Professor 
für Political Data Science an der TU 
München. Und wegen der schnellen 
Entwicklung fällt es selbst Experten 
schwer, die eingesetzten Instrumen­
te und ihre Wirkung sofort zu erken­
nen. „Es besteht die Gefahr, dass So­
cial Bots Trends und Debatten mani­
pulieren“, erklärt Justizminister Hei­
ko Maas.3 Über Merkels Bemerkung, 
dass das Internet „Neuland“ sei, weil 
noch niemand absehen könne, was 
sich alles verändern werde, lächelt 
heute niemand mehr.  

Auffallend ist, dass sich rechts­
populistische Parteien wie die AfD 
ihre Gegenöffentlichkeit mit eigenen 
Bloggern und nun auch einem eige­
nen Fernsehkanal schaffen wollen 
– ein Instrument, das sich die AfD 
angesichts der grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit nationalistischer 
Gruppierungen von der österreichi­
schen FPÖ abgeschaut hat. Als offizi­
elle Begründung wird die angebliche 
Steuerung der klassischen Medien 
durch die bisher dominierenden po­
litischen Parteien angegeben. „Mei­
nungsverstärker“ nennt Merkel die­
ses Phänomen der entstehenden Mei­
nungsblasen, die auch Anhängern 
kleiner politischer Gruppierungen 
das Gefühl geben, sie seien sehr vie­
le und womöglich in der Mehrheit – 
was sich schon an dem Pegida-Spruch 
„Wir sind das Volk“ zeigt. 

Hegelich und andere weisen noch 
auf weitere, wichtiger werdende Ins­
trumente hin – etwa die gezielte Ein­
flussnahme auf immer kleiner zuge­
schnittene Wählergruppen. In den 
USA, wo Parteien sehr viel größere 
digitale Datenmengen über einzelne 

2	 Rede von Bundeskanzlerin Merkel auf dem Deutschlandtag der Jungen Union, 15.10.2016.
3	 Justizminister Maas im Interview mit dem RedaktionsNetzwerkDeutschland, 26.10.2016.
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Wähler und deren Einstellungen er­
halten können als in Deutschland, 
habe das Trump-Lager beispielswei­
se Wählern in Pennsylvania und Flo­
rida völlig unterschiedliche – und ei­
nander auch widersprechende – po­
litische Botschaften geschickt. Dass 
gezielt Emotionen und Wünsche ein­
zelner Adressaten angesprochen wer­
den, erkannte man erst später. 

Hinter diesem Ansatz steckt vor 
allem die Firma Cambridge Analyti­
ca, die nicht nur für die Brexit-Befür­
worter, sondern auch für das Trump-
Lager alle verfügbaren Daten der 
Wähler zusammengeführt, analysiert 
und dann Psychogramme erstellt hat.4 
Die Grundlage bilden zusammenge­
kaufte Daten über das Verhalten und 
die Klicks in sozialen Netzwerken 
wie Facebook, Einkaufsgewohnhei­

ten, medizinische Daten, die Smart­
phone-Nutzung oder Informationen 
über den Wohnort. Dies soll die sehr 
individuelle digitale Ansprache selbst 
einzelner Wähler ermöglicht haben –
weshalb sich die Frage stellt, ob solche 
Psychogramme von einzelnen Partei­
en auch über kontinentaleuropäi­
sche und deutsche Wähler „bestellt“ 
und eingesetzt werden können. Der 
Front National soll bereits Kontakte 
mit Cambridge Analytica haben, die 
ihren Kunden auf ihrer Webseite ver­
spricht, durch ein digitales „Micro­
targeting“ Vorhersagen zu Konsu­
menten- und Wählerentscheidungen 
treffen zu können.5

Die Firma hatte zudem nach eige­
nen Angaben die Datenanalyse für 
den Republikaner Ted Cruz geliefert, 
der im Kandidatenrennen der Repub­

4	 Joshua Green und Sasha Issenberg: Trump’s Data Team saw a different America – and they 
were right, Bloomberg, 10.11.2016. 

5	 Mikael Grogerus und Hannes Grassegger: Ich habe nur gezeigt, dass es die Bombe gibt, Das 
Magazin, 3.12.2016. 
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Experten warnen vor 

russischer Interven-

tion in den Wahlkampf

likaner Zweiter hinter Trump wurde. 
Investor Robert Mercer, der zunächst 
Cruz unterstützte, soll danach über 
seine Tochter enge Beziehungen zum 
Trump-Lager gesucht und diesen un­
terstützt haben. Enge Beziehungen 
gibt es auch über Stephen Bannon, 
den Chef der umstrittenen Nachrich­
tenplattform Breitbart und Berater 
von Donald Trump.6 

Zugleich führt die Kombination 
von Globalisierung und Digitalisie­
rung dazu, dass ganz neue Akteure 

an einem eigentlich natio­
nal geführten Wahlkampf 
teilnehmen und diese neu­
en digitalen Meinungsma­
cherinstrumente mögli­
cherweise auch finanzie­

ren können. In den Vereinigten Staa­
ten und in Frankreich werfen die 
Geheimdienste Russland ganz offizi­
ell vor, sich mit Hackerangriffen und 
Stimmungsmanipulationen in den 
Wahlkampf in offenen Demokratien 
einzumischen – meist auf Seiten na­
tionalistischer, fremdenfeindlicher 
Gruppen oder wie in EU-Staaten auch 
antieuropäischer Parteien. Die russi­
sche Regierung bestreitet dies. Aber 
auch in Deutschland warnen mittler­
weile die Präsidenten des Bundesamts 
für Verfassungsschutz und des Bun­
desnachrichtendiensts vor einer rus­
sischen Intervention in den Bundes­
tagswahlkampf.7 

Gegenwehr: mehr Aufklärung!

Gerade wegen dieser Warnungen 
wappnen sich die Sicherheitsbehör­
den in Deutschland gegen Hackeran­
griffe. Die Bundesregierung will zu­

dem gesetzlich gegen Hassmails vor­
gehen und macht Druck auf Face­
book, endlich selbst, wie klassische 
Medien auch, die Verantwortung 
für das Löschen rechtswidriger Mei­
nungsäußerungen zu übernehmen. 
Der SPD-Netzpolitiker Lars Kling­
beil fordert einen formellen digitalen 
„Nichtangriffspakt“ für den Wahl­
kampf, sein CDU-Kollege Thomas Jar­
zombek plädiert für eine Art Presse­
recht für die sozialen Medien, die im­
mer stärker auch als Nachrichtenver­
breiter agieren. 

Auf Nachfragen verschiedener 
Medien legten sich alle im Bundes­
tag vertretenen Parteien sowie die 
FDP zumindest darauf fest, im Wahl­
kampf 2017 keine Social Bots einzu­
setzen; dies bestätigte für ihre Par­
tei auch das AfD-Bundesvorstands­
mitglied Alice Weidel am 23. Oktober 
und widerlegte damit anderslautende 
Berichte. 

Nur ist das Problem mit solchen 
Selbstverpflichtungen bei einem der 
Instrumente noch nicht gelöst. „Was 
passiert, wenn beispielsweise Drit­
te für Politiker ohne deren Wissen 
Social Bots bestellen, um sie zu dis­
kreditieren?“, fragt Simon Hegelich 
von der TU München. Er warnt al­
lerdings auch vor Panikmache: Denn 
Wahlen würden in Wahrheit nicht 
durch soziale Medien entschieden; 
diese verstärkten nur einen bereits 
vorhandenen Trend. „Eine nichtpo­
larisierte Gesellschaft lässt sich also 
auch durch soziale Medien nicht aus­
einanderdividieren“, meint er – und 
sieht darin den entscheidenden Un­
terschied zu den USA und Großbri­

6	 Kenneth P. Vogel, Ben Schreckinger, Alex Isenstadt und Darren Samuelsohn: Trump team 
builds „psychological profile“ of Clinton for debate, Politico, 23.9.2016.

7	 Siehe zum Beispiel das Interview mit Hans-Georg Maaßen, Präsident des Bundesamts für 
Verfassungsschutz, Reuters, 15.11.2016.
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Öffentlichkeit als 

bestes Mittel gegen 

digitale Manipulation

tannien, wo es zudem einen sehr viel 
laxeren Umgang mit Persönlichkeits­
daten gibt. Nur sei Deutschland, so 
heißt es warnend auch in der Bundes­
regierung, eben auf Partner angewie­
sen, mit denen man eine gemeinsame 
europäische Politik betreiben kann. 

Neben der technischen Hochrüs­
tung setzen deutsche Experten, Ge­
heimdienstler und Politiker deshalb 
vor allem auf Aufklärung als wirk­
samste Waffe gegen alle Formen der 
Beeinflussung – und das möglichst 
früh. Der Kampf gegen die befürch­
tete Manipulation ist längst Chefsa­
che geworden. Auch Kinder müssten 
verstehen lernen, dass ihnen Face­
book und Google eben keine objekti­
ve Darstellung der Wirklichkeit bie­
ten, sondern die Algorithmen ihnen 
jeweils eine individuelle Welt nach ih­
ren Vorlieben anbieten, mahnt sogar 
Bundeskanzlerin Merkel an.6 

Als bestes Mittel gegen Verschwö­
rung und Falschmeldungen wer­
den Transparenz angesehen – und 
eine sorgfältige journalistische Ar­
beit wie beim Beispiel von Le Mon-
de. „Das beste Mittel ist, darüber zu 
reden“, sagt auch Verfassungsschutz­
präsident Maaßen im Reuters-Inter­

view. „Wenn die Menschen merken, 
dass die Informationen, die sie erhal­
ten, keine wahrhaftigen Informatio­
nen sind, sondern dass das Propag­
anda und Desinformation sind, dann 
verliert das Gift der Lüge letztendlich 
auch die Wirkung.“7 

Darin ist er sich übrigens mit 
der norwegischen Ministerpräsiden­
tin Erna Solberg einig, 
die ebenfalls Öffentlich­
keit als bestes Mittel ge­
gen digitale Manipulatio­
nen sieht. „In Norwegen 
wäre es diskreditierend, 
wenn man einen russischen Link tei­
len würde. Ich glaube deshalb nicht, 
dass man damit so viel erreichen wür­
de in Norwegen“, sagte sie auf die Fra­
ge, ob sie eine russische Einflussnah­
me in ihrem Land fürchte.8

6	 Rede von Bundeskanzlerin Merkel auf dem Landesparteitag der CDU-Niedersachsen, 
Hameln, 26.11.2016.

7	 Verfassungsschutzpräsident Maaßen im Reuters-Interview, a.a.O. (Anm. 5).
8	 Norwegens Ministerpräsidentin Erna Solberg am 8.11.2016 in Berlin.

Dr. Andreas Rinke
ist politischer Chef­
korrespondent der 
Nachrichtenagentur 
Reuters in Berlin.
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Die Globalisierung steht zu Unrecht in der Kritik
Wirklich? Sagen wir es so: Viel zu versprechen, von dem dann nur wenig in Er­
füllung geht – das ist eine sichere Strategie, eine gute Sache in Verruf zu brin­
gen. So in etwa erging es der Globalisierung. 

Seit jeher haben Ökonomen starke Argumente für die Liberalisierung des 
Handels gefunden. Der Abbau von Handelsbarrieren sollte es Ländern erlau­
ben, sich in Wirtschaftsbereichen zu spezialisieren, in denen sie produktiver 
arbeiten konnten als andere. Der gegenseitige Güteraustausch würde allen 
Beteiligten zugutekommen und den Lebensstandard heben. Die Berechtigung 
dieses Arguments erwies sich, als man die Handelsbarrieren, die während des 
Zweiten Weltkriegs hochgezogen worden waren, nach Kriegsende nach und 
nach wieder abbaute. Von der Wiederbelebung des globalen Handels profitier­
ten die Menschen in allen Winkeln der Erde; mit dem Ende des Kommunismus 
und dem Eintritt Chinas in die Welthandelsorganisation verdoppelte sich die 
Zahl der Menschen, die aktiv an der Weltwirtschaft teilnahmen. 

Doch gerade als es sich anhand verschiedener ökonomischer Modelle ab­
zeichnete, dass die durch eine weitere Liberalisierung zu erwartenden Erträge 
fast erschöpft waren, beschleunigte sich das Wachstum der internationalen Han­
delsverflechtungen noch einmal rasant. In den 2000er Jahren ließ man sich von 
einer „Hyperglobalisierung“ begeistern, einer Globalisierung, die ungeahnten 
Wohlstand für alle versprach. Mäßigende Stimmen fanden kein Gehör mehr. 
Das war ein Fehler. Denn nicht die Abschaffung weiterer Handelsbarrieren 
war es, die den globalen Handel nun antrieb, sondern die steigenden Rohstoff­
preise und der Aufstieg Chinas als neuer Wirtschaftsmacht – eine Kombina­
tion, von der sich die Arbeiterschaft in den Industrienationen kaum einen bes­

Daniel Gros | In den vergangenen Jahrzehnten sind weltweit deutlich mehr 
Geldströme geflossen und Güter gehandelt worden als je zuvor. Politiker und 
Wirtschaftsvertreter werden nicht müde zu betonen, der Globalisierung ge-
höre nach wie vor die Zukunft. Doch wächst das Unbehagen in vielen west-
lichen Gesellschaften. Wer hat recht? Sieben Thesen auf dem Prüfstand.

Globalisierung Bild nur in  
Printausgabe verfügbar
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seren Lebensstandard erhoffen konnte. Auch die Globalisierung der Finanzwelt 
resultierte nicht aus der Reduzierung von Kapitalverkehrskontrollen (die wa­
ren zwischen den Industrienationen schon lange vorher abgeschafft worden), 
sondern aus einer überbordenden Expansion des Finanzsektors als Ganzem. 

All das schürte Erwartungen, die sich nie erfüllen ließen. Eine Gegenreak­
tion der Leidtragenden war unter diesen Vorzeichen unvermeidbar. Die politi­
schen Konsequenzen sind überall sichtbar: Die Wahl Donald Trumps, das Bre­
xit-Referendum, die stockenden Verhandlungen über das CETA-Abkommen 
zwischen der EU und Kanada und der Stillstand der TTIP-Verhandlungen zwi­
schen der EU und den USA sind Ausdruck der Globalisierungsverdrossenheit. 

Globalisierung ist gleich Wachstum
Jein. Die Verbindung zwischen Handel und Wachstum ist weitaus komplizier­
ter, als dieser Slogan suggeriert. Es gibt keine allgemeingültige wirtschaftliche 
Formel, wonach Handel automatisch zu mehr Wachstum und Wohlstand führt. 
In der Theorie geht man zwar davon aus, dass der Abbau von Handelsbarrieren 
dem Güterhandel und dem Arbeitsmarkt zugutekomme. Die weitverbreitete Ver­
einfachung dieser Formel, nämlich dass Handel per se „gut“ sei, trifft aber nicht 
zu. Wächst der Welthandel aus anderen Gründen als der Reduzierung von Han­
dels- und Investitionsbarrieren, dann ist nicht klar, ob alle davon profitieren.

Die Unterscheidung zwischen einer Globalisierung, die vom Abbau von Zöl­
len und anderen Handelsschranken angetrieben wird, und einem wachsenden 
Güter- und Finanzhandel, der durch andere Faktoren bedingt ist, ist keine aka­
demische Haarspalterei. Im Gegenteil: Sie hilft uns dabei zu verstehen, warum 

Bild nur in  
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die Globalisierung in vielen entwickelten Ländern unpopulär geworden ist. Die 
Triebkräfte hinter der Globalisierung zu verstehen und die Umstände zu ana­
lysieren, in denen sie sich wirklich positiv auf Volkswirtschaften auswirken 
kann, ist ungemein wichtig – gerade, wenn es darum geht, die richtigen politi­
schen Antworten auf die Globalisierungskritik zu finden.

Von der Globalisierung profitieren alle
In den meisten Fällen stimmt das. Doch das Potenzial der klassischen Profit­
maximierung durch Handel für fortgeschrittene Volkswirtschaften ist schon 
seit einem Jahrzehnt erschöpft. Zölle und andere Handelsbarrieren sind längst 
entweder auf ein Mindestmaß reduziert oder komplett abgeschafft worden. Der 
durchschnittliche Zollsatz zwischen der EU und den USA liegt derzeit bei kaum 
mehr als 2 Prozent; rechnet man bestimmte Abgabenbefreiungen mit ein, dann 
liegt der effektive Satz gar bei rund 1 Prozent. Und die Wirtschaftstheorie lehrt 
uns, dass die durch den Abbau von Handelsbarrieren zu erwartenden Profite 
stark schrumpfen, je weniger Barrieren noch existieren. 

Nun ließe sich einwenden, dass es heute noch andere, weniger greifbare Bar­
rieren gibt: die so genannten nichttarifären Handelshemmnisse. Diese sind al­
lerdings meist ein Produkt nationaler Präferenzen, Verbraucherschutzinteres­
sen und anderer sozialer Faktoren. Sie abzuschaffen hieße zumeist, hohe poli­
tische Kosten in Kauf zu nehmen – die Verhandlungen über das Transatlanti­
sche Freihandelsabkommen (TTIP) haben das nachdrücklich gezeigt.

Hinzu kommt, dass es die Politik im goldenen Zeitalter der Hyperglobalisie­
rung versäumt hat zu erklären, dass die durch steigende Rohstoffpreise ange­
triebene Globalisierung sich anders auf die Welt auswirken würde als vielfach 
angenommen. Da Rohstoffe einen großen Teil des globalen Handels ausmach­
ten, schoss auch der Gesamtwert der weltweit gehandelten Waren in die Höhe. 
Gleichzeitig erlaubten die steigenden Profite den ölproduzierenden Ländern, 
mehr zu importieren. So vergrößerte sich auch das globale Handelsvolumen. 

Doch mit dem globalen Handel wuchsen die Wirtschaften nicht mit. Die 
höheren Rohstoffpreise schwächten die Kaufkraft der Lohnarbeiter in den 
OECD-Staaten und senkten den Lebensstandard. Als die Finanzkrise ausbrach, 
kollabierten die Rohstoffpreise zunächst, stiegen wenig später wieder an und 
rüttelten so die internationalen Handelsstrukturen einmal kräftig durch. 

Die neue Arbeitsteilung hat den  
Handel revolutioniert

Noch so ein Hype. Wenn heute von der „globalen Wertschöpfungskette“ die 
Rede ist, dann ist das im Grunde nur eine hochtrabende Beschreibung dessen, 
was Adam Smith meinte, als er von „Arbeitsteilung“ sprach, nur eben in ei­
nem internationalen Kontext. Verschiedene Abschnitte eines Arbeitsprozesses 
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finden in verschiedenen Ländern statt; der Wert eines Produkts entsteht nicht 
mehr zwangsläufig in dem Land, in dem seine Herstellung abgeschlossen wird. 

Das bekannteste Beispiel für so eine globale Wertschöpfungskette ist das 
iPhone. Zwar wird das Produkt von China aus exportiert, doch der chinesische 
Beitrag am Wert des Endprodukts beschränkt sich auf die Leistung der Fab­
rikarbeiter. Die Komponenten stammen aus anderen asiatischen Ländern, die 
Software aus den USA. Ein extremes Beispiel – allerdings nicht repräsentativ 
für den Großteil globaler Wertschöpfungsketten. Selbst in kleinen EU-Staaten 
beträgt der inländische Wertschöpfungsanteil meist noch mehr als 50 Prozent. 
In großen Volkswirtschaften (USA, Japan, EU als Ganzes) liegt die inländische 
Wertschöpfungsquote an exportierten Waren oft noch bei 85 bis 90 Prozent, in 
Deutschland bei 75 Prozent. Damit ist der Anteil heimischer Produktionsschrit­
te an den exportierten Endprodukten zwar geringer als vor 20 Jahren. Doch 
sollte man angesichts dieser Zahlen statt von „globalen“ Wertschöpfungsket­
ten wohl eher von „regionalen“ Wertschöpfungsketten sprechen – innerhalb 
der EU, innerhalb der NAFTA-Staaten, innerhalb Ostasiens.

Bestes Beispiel für die Segnungen einer  
globalisierten Volkswirtschaft sind die USA

Auch das ist bestenfalls eine Halbwahrheit. In den Vereinigten Staaten ge­
staltet sich der Fall etwas komplexer, weil das Land selbst Öl- und Gasprodu­
zent ist. Die Explosion der Rohstoffpreise war für die USA also in mancherlei 
Hinsicht weniger relevant als für die EU. Trotzdem traf der Kaufkraftverlust 
gerade die amerikanische Arbeiterschaft vergleichsweise hart. In den EU-Staa­
ten trugen die hohen Mehrwertsteuersätze dazu bei, dass selbst die zwischen­
zeitliche Verdopplung des Rohölpreises nur zu einem geringfügigen Anstieg der 
Benzinpreise an den Tankstellen führte. In den USA war das Gegenteil der Fall. 
Zudem profitierten nur eine Handvoll Produzenten und wenige in der Rohstoff­
industrie beschäftigte Lohnarbeiter von dem Preisboom. 

Nun machte man sich in den Vereinigten Staaten allerdings im Vergleich zu 
den EU-Staaten weniger Sorgen darum, die eigenen Exporte zu steigern, um 
eine ausgeglichene Handelsbilanz zu erzielen. Stattdessen ließ man die Außen­
handelsbilanz verkümmern. Betrachtet man das amerikanische Handelsdefizit, 
dann haben die USA schlicht weniger Bedarf, Industriegüter zu exportieren als 
europäische Länder. Amerikanische Beschäftigte in der verarbeitenden Indus­
trie sahen sich somit einer doppelten Belastung ausgesetzt: Die Benzinpreise 
stiegen und die Herstellungsindustrie stagnierte.

Die jüngste Gegenreaktion desillusionierter Fabrikarbeiter ist also insofern 
nachvollziehbar, als dass die weitverbreitete politische Lobpreisung der Globa­
lisierung ihren eigenen Erfahrungen, nämlich einem stetig fallenden Lebens­
standard, komplett zuwiderläuft. Dieses Problem wird noch dadurch verstärkt, 
dass es in den USA keine sozialen Auffangnetze für diejenigen gibt, deren Jobs 
dem Schrumpfen des Industriesektors zum Opfer fallen. Die amerikanische 
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Wirtschaft profitierte im Endeffekt also stark von der Globalisierung, die Profi­
te verteilten sich allerdings um einiges ungleicher, als es in Europa der Fall war.

Dem Abschwung des Welthandels müssen wir 
mit einer neuen Globalisierungswelle begegnen

Lieber nicht. Auch wenn sich alle großen internationalen Wirtschaftsinstitu­
tionen, vom Internationalen Währungsfonds über die Welthandelsorganisation 
bis hin zur Europäischen Zentralbank, darin einig sind, dass es an der Zeit sei, 
die Kräfte der Globalisierung wieder zu entfesseln und damit den natürlichen 
Kreislauf von Handel und Wachstum anzutreiben: Es wäre falsch.

Dass die Lohnarbeiter in den traditionellen Industriestaaten von der so ge­
nannten Hyperglobalisierung der vergangenen zwei Jahrzehnte nicht im Ge­
ringsten profitiert haben und folgerichtig diese Form der Globalisierung ab­
lehnen, ist dafür nur einer der Gründe. Hinzu kommt das immense Wachs­
tum grenzübergreifender Finanztransaktionen. In den meisten Fällen ist es 
nur schwer nachzuvollziehen, wie große und in alle Richtungen fließende Ka­
pitalströme zu einer besseren Verteilung des Kapitals beitragen sollen. Vielmehr 
hat sich gezeigt, dass die größere internationale Verfügbarkeit von kurzfristi­
gem Kapital das Risiko birgt, finanzielle Krisen globaler Spannweite auszulö­
sen, wenn die Quellen dieses Kapitals plötzlich versiegen. 

Historisch gesehen war das vor allem ein Problem der Schwellenländer. 
Doch spätestens die große Finanzkrise von 2007/08 hat gezeigt, dass selbst die 
fortschrittlichsten Volkswirtschaften unsteten globalen Kapitalströmen zum 
Opfer fallen können. Zudem wächst das Volumen der ausländischen Direktin­
vestitionen, die multinationalen Unternehmen im Wesentlichen dazu dienen, 
Steuerabgaben zu umgehen. Der Abbau von Handelsbarrieren ergibt natürlich 
weiterhin Sinn – aber nur dort, wo diese weiterhin eine ernstzunehmende Rol­
le spielen, das heißt vor allem in den Schwellenländern.

Was bitte soll schlecht an ausländischen  
Direktinvestitionen sein?

Einiges. Natürlich, im Grundsatz stimmen die meisten Ökonomen darin über­
ein, dass solche Investitionen von beträchtlichem wirtschaftlichen Nutzen sind. 
Wenn eine ausländische Firma ihre eigene Technologie und das eigene Kapital 
nutzt, um eine neue Fabrik zu bauen oder wenn ein Unternehmen Anteile an 
einer ausländischen Firma kauft und sich so die Kontrolle über sie verschafft, 
dann kann das für beide Seiten lohnend sein. Die Kontrollübernahme geht zu­
meist mit der Einführung neuer Technologie und neuer Managementstrukturen 
einher, die wiederum für gesteigerte Produktivität sorgen. Das Kapital fließt da­
bei vor allem von fortgeschrittenen in weniger entwickelte Volkswirtschaften. 
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Von dieser Warte aus betrachtet scheinen ausländische Direktinvestitionen 
also die „gute“ Globalisierung zu repräsentieren. Doch damit vernachlässigt man 
die Rolle der so genannten „Zweckgesellschaften“, die – speziell in Europa – ei­
nen immer größeren Teil der ausländischen Direktinvestitionen tätigen. Dabei 
handelt es sich in der Regel um Dachunternehmen, die dazu genutzt werden, 
große Kapitalmengen im Ausland zu verwalten, ohne eine wirkliche physische 
oder wirtschaftliche Präsenz aufzubauen. Der Verdacht liegt nahe, dass dies nur 
geschieht, um Steuerzahlungen zu vermeiden, bilaterale Steuerabkommen aus­
zunutzen oder steuerliche Sonderbehandlungen zu erwirken. 

Der Grund für solche Investitionsmanöver ist also fast immer das, was 
man, euphemistisch gesprochen, als „Steueroptimierung“ bezeichnen könnte. 
Das zeigt wiederum, dass wir eindeutig zwischen „produktiven“ und strikt 
„bilanziellen“ oder „finanziellen“ ausländischen Direktinvestitionen unter­
scheiden müssen. Dass ein Großteil letzterer Transaktionen vor allem in Län­
dern mit niedrigen Unternehmenssteuern (Irland) oder vorteilhaften interna­
tionalen Steuerabkommen (Niederlande, Luxemburg) abgewickelt wird, ver­
steht sich von selbst. 

Das führt teilweise zu ganz erstaunlichen Statistiken. So ist die EU laut offi­
zieller europäischer Handelsstatistiken der größte Nettoexporteur von Compu­
terdienstleistungen – noch vor den USA. Dass ein großer Teil dieser vermeint­
lichen EU-Exporte aus Irland stammt, legt allerdings die Vermutung nahe, dass 
amerikanische Technologiekonzerne ihre Profite mittels Direktinvestitionen 
nach Irland umleiten, um von den dortigen Steuergesetzen zu profitieren. Die 
jüngste Entscheidung der EU-Kommission, von Apple eine beträchtliche Steu­
ernachzahlung einzufordern, weist in diese Richtung. Makroökonomisch be­
trachtet ist klar, dass eine solch abgekartete Kapitalflucht unter dem Strich kei­
ne positiven gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen haben kann. 

Kurz: Es wäre klug, das Loblied auf die Globalisierung künftig deutlich leiser 
zu singen. Das heißt nicht, dass es nicht von Nutzen wäre, CETA oder TTIP zu 
ratifizieren. Doch es ist ebenso wenig klug, die vermeintlichen wirtschaftlichen 
Vorteile rhetorisch überzustrapazieren wie auf den Nachteilen rumzureiten. Ge­
rade die Investitionsregelungen, also das „I“ in TTIP, sollten von EU-Seite genau 
überdacht werden, um zu vermeiden, dass amerikanische Konzerne ihre Aus­
landsinvestitionen in Europa künftig vorrangig dazu nutzen, Steuerzahlungen 
zu umgehen. Die unterschiedlichen nationalen Unternehmenssteuerregelungen 
müssen in Einklang gebracht werden, um dem „Steuer-Shopping“ multinationa­
ler Konzerne ein Ende zu bereiten. Die Grenzen der Globalisierung als Wachs­
tums- und Arbeitsmarktmotor anzu­
erkennen heißt nicht, für die Wieder­
einführung von neuen Handelsbarri­
eren zu plädieren. Im Gegenteil: Die 
Politik sollte sich darauf verlegen, die 
letzten verbleibenden Mauern einzu­
reißen, ohne gleichzeitig ihren Reali­
tätssinn bei der Beurteilung der zu er­
wartenden Gewinne zu verlieren.

Daniel Gros
ist Direktor des Centre 
for European Policy 
Studies in Brüssel.
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Wie einst Helmut Schmidt bei der 
ZEIT hat Gérard Courtois beim Pa-
riser Weltblatt Le Monde das Recht, 
in der Redaktion zu rauchen. Dafür 
muss er die innenpolitischen Leitar-
tikel der Zeitung schreiben, die nach 
alter Tradition noch immer ohne Au-
torennamen erscheinen. Meist tut er 
das am Vormittag (Le Monde erscheint 
in Paris bereits am Nachmittag) bei 
einer selbstgedrehten Zigarette. Kurz 
vor Mittag, wenn die letzten Artikel 
korrigiert werden, sein Leitartikel 
meist zuletzt, lädt er mich zuweilen 
zu dieser Stunde ein, dreht auch mir 
eine Zigarette und erklärt die franzö-
sische Politik. 

Das kann kaum einer so gut wie 
er: Seit 30 Jahren macht Courtois 
nichts anderes. Doch auf die einfa-
che Frage, die derzeit praktisch die 
ganze EU bewegt – kann Marine Le 
Pen, die Chefin des rechtsextremisti-
schen Front National (FN), Staatsprä-
sidentin Frankreichs werden? –, gibt 
der gewiefte Leitartikler komplizier-
te Antworten und weicht aus. Lieber 

spricht er über das Wesen französi-
scher Präsidenten. Wer in den Elysée 
einziehen will, muss ein Dickhäuter 
sein und unendlich viele Schläge ein-
stecken können; der Machthunger 
muss praktisch unersättlich sein; und 
Präsidentschaftsanwärter müssen be-
reit sein, ihr ganzes Privatleben zu 
opfern und trotzdem einen Sinn für 
die Normalität bewahren.

Adieu, Alain Juppé

Den wenigsten gelingt das. Zum Bei-
spiel war der ehemalige Premiermi-
nister Alain Juppé, der über zwei 
Jahre lang als großer Hoffnungsträ-
ger für die kommenden Präsident-
schaftswahlen in Frankreich galt, 
für Courtois immer nur ein Außen-
seiter. Juppé führte über Dutzende 
von Monaten sämtliche Umfragen 
an – doch Courtois wusste es immer 
besser. Juppé sei nicht von der Macht 
besessen, mochte Courtois dann phi-
losophieren, es fehle ihm der absolu-
te Wille. Prompt schied Juppé Ende 
November bei den Vorwahlen sei-

Georg Blume | Mit Nicolas Sarkozy, Alain Juppé und François Hollande sind 
schon drei Präsidentschaftskandidaten aus dem Rennen, die Meinungsfor-
scher vorn sahen oder mit denen Beobachter rechneten. Kann der blasse 
François Fillon den Durchmarsch der Rechtsradikalen verhindern? Oder 
ist Emmanuel Macron der Mann, der Frankreich aus der Depression reißt?

Wer könnte im Frühjahr Marine Le Pen stoppen?

Das große Durcheinander
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Gesucht wird: 

ein unerbittlicher 

Machtmensch

ner konservativen Partei, den Re-
publikanern, aus dem Rennen aus. 
Ein Grund dafür lag auf der Hand: 
Juppé war als Favorit in die Vorwah-
len gegangen und hatte bei den drei 
Fernsehdebatten vor dem Urnengang 
nicht auf volles Risiko gespielt. Doch 
die Franzosen wollen keinen Kandi-
daten, der sich zurückhält; sie wollen 
einen, der alles gibt. Das hatte ich bei 
Courtois gelernt. Niemand außer ihm 
unter meinen Pariser Freunden und 
Bekannten hatte Juppés Niederlage so 
klar vorausgesehen.

Doch der Chefanalytiker von Le 
Monde lag in diesem Herbst zugleich 
auch falsch. Denn das gleichzeitige 
Aus von Ex-Präsident Nicolas Sarko-
zy hatte Courtois nicht mit der glei-
chen Tiefenschärfe kommen sehen. 
Wie auch? Sarkozy hatte als ehema-
liger Präsident ja schon bewiesen, 
dass er zu jenem seltenen Menschen-
schlag gehört, der das Zeug für den 
Elysée-Palast mitbringt: taktisch ver-
siert, rhetorisch unschlagbar, zu je-
der Gemeinheit bereit, zudem volks-
nah und jovial. Genauso trat Sarko-
zy auch in diesem Vorwahlkampf 
auf, und lange Zeit wollte Courtois 
ihn nicht auszählen. Doch am Ende 
verlor „Sarko“ noch höher als Juppé. 

Ein ähnliches Bild auf der Linken: 
Zwar hatten die Umfragen Amtsinha-
ber François Hollande schon seit Mo-
naten kaum noch Chancen auf eine 
Wiederwahl eingeräumt – in Sachen 
Beliebtheit setzte der Sozialist Nega-
tivrekorde. Doch Courtois wollte den 
Fuchs im Elysée nicht vorschnell auf-
geben: Hollande war genau der Typ 
Politiker, dem die eigene Macht über 
alles ging. Nie hatte ein amtierender 
Präsident der V. Republik sich nicht 
erneut zur Wahl gestellt. Hatte Hol-
lande an den Hebeln der Macht nicht 

noch eine Finte parat, um seine in-
nerparteilichen Konkurrenten im 
entscheidenden Augenblick auflaufen 
zu lassen? So schien Courtois zu den-
ken, jedenfalls bis in den Herbst hin-
ein, an dessen Ende Hollande schlicht 
die Waffen streckte und nicht mehr 
kandidierte. 

Mit Blick auf die Wahlen im Ap-
ril lassen Courtois’ Einschätzungen 
zwei Schlussfolgerungen zu. Erstens 
sucht Frankreich weiterhin nach ei-
nem unerbittlichen Machtmenschen, 
der alles, sich selbst aber 
keine Blöße gibt. Zweitens 
sind die etablierten Favo-
riten bereits ausgeschie-
den – und zwar nicht nur 
die der Umfragen, sondern 
auch die versierten Kenner der Mate-
rie. Folglich schrieb Courtois Anfang 
Dezember illusionslos in seiner Zei-
tung, dieses Mal in einer Kolumne 
mit Autorennennung: „Kluges Kerl-
chen, das vorausehen könnte, wer aus 
diesem Durcheinander als Sieger her-
vorgeht.“

Glaubhafter Vatermord

Das sind erst mal schlechte Nachrich-
ten. Denn sie bedeuten, dass Marine 
Le Pen eine Chance hat. Je größer die 
Ungewissheit über ihre Gegenkandi-
daten, desto besser steht sie da. 

Sie ist inzwischen eine Altbe-
kannte. Niemand zweifelt, dass sie 
den nötigen, unbedingten Willen zur 
Macht mitbringt. Seit Jahren baut sie 
ihre Partei zu einer immer effektive
ren Wahlkampfmaschine aus, die je-
den kleinen Schwenk ihrer Kandida-
tin eifrig registriert und durch sozia-
le und etablierte Medien sofort in die 
Öffentlichkeit bringt. 

Auf diesem Weg glückte ihr der 
glaubhafte politische Vatermord. 
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Frankreich

Fillon muss aufpas-

sen, alle Augen sind 

auf ihn gerichtet

Marine Le Pens Vorgänger an der 
FN-Spitze war bis 2011 ihr Vater 
Jean-Marie. Sie hat ihn in den ver-
gangenen Jahren mit allen Mitteln 
bekämpft. Am Ende verbannte sie 
ihn praktisch aus der Partei, die der 
Bretone 1972 gegründet und 40 Jah-
re lang unangefochten geführt hatte. 

Das war und ist bisher Marine Le 
Pens größter politischer Sieg. Er zählt 
viel. Schließlich kennt fast jeder Fran-
zose ihren Vater nur zu gut. Viele ha-
ben ihn gehasst, andere verehrt, we-

nige geliebt. Aber nieman-
den ließ das Alpha-Tier 
Jean-Marie Le Pen gleich-
gültig. Es erledigt zu ha-
ben, macht Marine Le Pen 
selbst zum Alpha-Tier. Es 

zeugt davon, wie ernst ihr die Macht-
frage ist. Sie war bereit, über die po-
litische Leiche ihres Vaters zu gehen. 
Sie ist opfer- und risikobereit. Das 
bleibt beim Wähler hängen und kann 
ihre Glaubwürdigkeit im Wahlkampf 
nachhaltig stärken. 

Wie sagte doch Courtois mir ein-
mal? Um in Frankreich Präsident zu 
werden, muss der Kandidat in der 
Lage sein, eine persönliche Bezie-
hung zum Wähler aufzubauen. Was 
bedeutet, dass der Wähler glaubt, ihn 
zu kennen und zu durchschauen. Ma-
rine Le Pen, unabhängig von ihrer po-
litischen Haltung, hat das geschafft.

Unbekannter Bekannter

Über François Fillon aber lässt sich 
das nicht sagen. Der Überraschungs-
kandidat der Republikaner ist heute 
der große Spitzenreiter im Rennen 
um die Präsidentschaft. Das liegt da-
ran, dass seine Partei Les Républi-
cains in allen Umfragen vorne liegt. 
Aber Mitte November, vor den Vor-
wahlen, hatte den Provinzpolitiker 

aus dem Département Sarthe nahe 
der Loire noch kaum jemand auf dem 
Zettel. Fillon musste sich bisher noch 
in keinem großen Wahlkampf bewei-
sen; als Alpha-Tier ist er nicht be-
kannt. Das disqualifiziert ihn nicht. 
Aber Fillon muss höllisch aufpassen: 
Alle Augen in Frankreich sind jetzt 
auf ihn gerichtet. Ein Fehler reicht, 
um auf die abschüssige Bahn zu ge-
raten – eben weil die Franzosen ihn 
noch nicht gut genug kennen und kein 
festes Bild von ihm haben.

Bisher macht der Kandidat aller-
dings einen grundsoliden Eindruck. 
Sein Sieg bei den Vorwahlen der Re-
publikaner resultierte aus drei gelas-
senen, aber unmissverständlichen 
Auftritten bei den Fernsehdebatten. 
Das sprach für ihn. Allerdings profi-
tierte er vom Hahnenkampf zwischen 
Juppé und Sarkozy, die sich gegensei-
tig so zerrupften, dass für den anstän-
digen konservativen Parteigänger in 
der Provinz nur noch Fillon als pas-
sable Wahl blieb. 

Überhaupt scheint Fillons Image 
sehr von seinen bescheidenen Wur-
zeln zu profitieren. Er war nie ein 
Überflieger, besuchte keine der gro-
ßen Eliteschulen wie so viele ande-
re Elysée-Anwärter, war sein Leben 
lang mit der gleichen Frau – einer Bri-
tin – verheiratet, die die fünf gemein-
samen Kinder großzog und heute pas-
sionierte Reiterin ist. 

So wenig Glamour ist eine Aus-
nahme im glitzernden Pariser Poli-
tikbetrieb, der heute viele Wähler 
mehr abschreckt als anzieht. Doch 
auch Fillon muss im Glanzlicht der 
Hauptstadt bestehen. Fünf Jahre lang, 
von 2007 bis 2012, war er bereits Pre-
mierminister unter Sarkozy. In diesen 
Jahren verschaffte er sich ein Anse-
hen als redlicher Mitarbeiter, als ehr-
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licher Mann neben dem überdrehten 
Präsidenten. Aber präsidentiell war 
sein Auftreten nicht. Man vergaß da-
mals oft, dass er überhaupt da war. 
Deshalb hatten ihn Juppé und Sarko-
zy bei den Vorwahlen so unterschätzt. 
Aber das alles macht aus Fillon noch 
keinen unschlagbaren Kandidaten.

Ein Duell Fillon–Le Pen?

Immerhin hat er die Meinungsfor-
scher auf seiner Seite. Die rechnen 
heute fest mit einem Duell Fillon–Le 
Pen im zweiten Wahlgang, weil die 
Linke zu gespalten ist. Und Fillon hat 
nach Ansicht der Meinungsforscher 
genau dort seine Stärken, wo Le Pen, 
um zu gewinnen, ihre größten Stim-
menzuwächse verzeichnen müsste: 
nämlich bei der ländlichen konserva-
tiv-katholischen Wählerschaft. 

Le Pen habe ihr linkes Wählerpo-
tenzial in der Arbeiterschaft und den 
unteren Mittelschichten bereits weit-
gehend ausgeschöpft, meint Jérôme 
Fourquet vom führenden Pariser Mei-

nungsforschungsinstitut IFOP. Dage-
gen habe sie bei den jüngsten Regio-
nalwahlen im ländlich-katholischen 
Milieu kräftig zugelegt. Wenn Fil-
lon in der Lage sei, diese Zugewinne 
zu stoppen und wieder mehr Wähler 
aus der Provinz an die Republikaner 
zu binden, könne Le Pen nicht Prä-
sidentin werden. So die klare Ansa-
ge des IFOP.

Auch bei Fourquet schaue ich im-
mer mal wieder vorbei. Wie Cour-
tois beobachtet er die französische 
Politik seit Jahrzehnten und ist stets 
sehr gewissenhaft. Sein Büro befin-
det sich in einem riesigen Neubau-
komplex mit vielen Supermärkten an 
der Périphérique, dem Autobahngür-
tel um Paris. Fourquet ist ständig in 
den französischen Medien, gibt uner-
müdlich Auskunft über die wichtigs-
ten Meinungstrends. 

Umso mehr wundert es, wie klein 
sein Büro draußen vor den Toren von 
Paris hinter der Autobahn ist. Dabei 
stehen in seinem Büro all die vielen 
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Frankreich

Macron hat  

bewiesen, dass mit 

ihm zu rechnen ist

bunten, grafisch hübsch gestalteten 
Broschüren mit ausführlichen so-
ziologisch begründeten Wahlanaly-
sen, die seit Jahren den Aufstieg des 
Front National vorzeichnen bezie-
hungsweise dokumentieren: Wie Le 
Pen die Arbeiterschichten erobert, 
wie sie die unteren Mittelschichten 

verführt, wie sie allmäh-
lich in die oberen Mittel-
schichten vordringt, wie 
sie geografisch neue Räu-
me in Frankreich erobert, 
wie sie seit 2014 sogar in 

der Bretagne kräftig zulegt – also 
dort, wo einst Asterix wohnte und die 
Franzosen ihr lange den größten Wi-
derstand leisteten. Heute liegt sie laut 
den IFOP-Umfragen bei einer Stamm-
wählerschaft von 30 Prozent.

Fourquet weiß das alles auswen-
dig. Und sollte für die FN-Chefin tat-
sächlich im April ein Sieg in greifba-
re Nähe rücken – Fourquet wird sa-
gen können, er habe immer rechtzeitig 
gewarnt. Trotzdem heißt auch seine 
Hoffnung heute Fillon. Mit ihm näm-
lich hätte Le Pen im zweiten Wahl-
gang einen konservativen Gegner – 
anders als Donald Trump in den USA 
mit Hillary Clinton und Norbert Ho-
fer in Österreich mit Alexander Van 
der Bellen. Denn Trump und Hofer 
seien nur deshalb so stark geworden, 
weil sie das traditionell konservative 
Milieu zum großen Teil auf ihrer Seite 
hatten. Das würde Le Pen gegen Fillon 
nicht gelingen, glaubt Fourquet. 

Ein linker Kandidat? 

Viel beunruhigender wäre es aber, 
wenn entgegen aller Vorausicht doch 
noch ein linker Kandidat Fillon den 
zweiten Platz im ersten Wahlgang 
streitig machen könnte. Gegen ihn 
würden sich Le Pens Chancen wie-

der schlagartig erhöhen. Wer könn-
te dieser Linke sein? Seit dem dritten 
Adventswochenende in Paris wissen 
es alle: Emmanuel Macron, Hollan-
des ehemaliger Wirtschaftsminister. 
Macron bewies an diesem Wochen-
ende, dass mit ihm zu rechnen ist. Er 
schaffte, was keinem anderen Bewer-
ber für den Elysée-Palast 2016 gelun-
gen war: Er mobilisierte über 10 000 
Anhänger für seinen Wahlkampfauf-
takt in einer Pariser Messehalle. 

Das war keine Kleinigkeit. Allen 
Kandidaten mangelt es im politikver-
drossenen Frankreich heute durch-
weg an Fans und freiwilligen Mitar-
beitern – nur Macron offenbar nicht. 
Seiner Kampagne „En Marche!“ ha-
ben sich im Internet bereits über 
100 000 Unterzeichner angeschlos-
sen. Wo er auftritt, herrscht Begeis-
terung. Sogar junge Leute laufen ihm 
zu. Und was noch keinem anderen auf 
dem Weg in den Elysée so früh gelang: 
Drei Mal schmückte er 2016 mit sei-
ner 20 Jahre älteren Frau bereits das 
Titelblatt des immer noch unübertrof-
fenen Klatschmagazins aller Franzo-
sen, Paris Match. 

Natürlich startet Macron als Au-
ßenseiter, ohne regelrechte Partei, 
ohne großen Unterstützerkreis. Aber 
im Gegensatz zu allen anderen ist er 
jung, dynamisch, unverbraucht – und 
liefert mit seinen Klatschknüllern ge-
nau jene Geschichten, die ihn persön-
lich zugänglich und transparent er-
scheinen lassen. Fillon tut sich da viel 
schwerer. Und als geschiedene Frau 
und alleinerziehende Mutter mit ei-
nem unerträglichen Vater hat Le Pen 
in diesem Bereich ein ausgewachse-
nes Handicap. 

Macron dagegen kann verfüh-
ren. Das macht ihn so unberechen-
bar. Schon geben ihm Umfragen zum 
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Je näher die Wahl 

rückt, desto weicher 

zeichnet sich Le Pen

ersten Wahlgang bis zu 18 Prozent 
der Stimmen. Fillon liegt nicht uner-
reichbar weit vorn. Und wie gesagt: 
Der republikanische Ex-Premiermi-
nister ist, was seine Privatperson be-
trifft, vielen noch ein unbeschriebe-
nes Blatt. Er muss den persönlichen 
Draht zum Wähler erst noch finden.

Offene Wahlaussichten

Umso offener bleiben die Wahlaus-
sichten. Umso schwerer ist es, einen 
Erfolg Le Pens auszuschließen, selbst 
wenn ihn Courtois wie Fourquet für 
unwahrscheinlich halten. Denn wie 
immer bei französischen Präsident-
schaftswahlen geht es nicht nur um 
politische Programme und Haltun-
gen. Es wird eben nicht nur nach 
rechtsextrem, rechts oder links abge-
stimmt. Auch nicht nur nach offener 
oder geschlossener Gesellschaft, wie 
der Economist den neuen politischen 
Gegensatz zwischen Globalisierungs-
gegnern und -befürwortern beschrie-
ben hat. Es wird nach Personen abge-
stimmt – und von denen, die antre-
ten, ist Le Pen allen Franzosen am 
vertrautesten.

Das kann aber auch eine Falle 
sein. Je näher der Wahltermin rückt, 
desto weicher versucht Le Pen sich 
selbst und ihre Partei zu zeichnen. 
Sie spricht kaum noch über die Aus-
länderpolitik, wo sie hart durchgrei-
fen und Hunderttausende auswei-
sen will. Stattdessen redet sie umso 
mehr über Seele und Herz der Nation, 
über die guten französischen Sitten 
und die glanzvolle Geschichte Frank-
reichs, die es den jungen Menschen 
zu vermitteln gelte. Das erweckt 
dann oft allzu deutlich den Eindruck 
vom Wolf, der Kreide gefressen hat – 

zumal die Franzosen ihre Le Pens ja 
kennen.

Aber Fillon macht es nicht unbe-
dingt besser. Nun lässt auch er sich 
einmal von der Starmo-
deratorin einer Unterhal-
tungssendung über Kin-
der und Familie inter-
viewen. Doch als präsi-
dentiell gilt am Ende in 
Frankreich dann doch eher, wer kla-
re Kante zeigt – nicht einfach für den 
eher braven Fillon, den richtigen Mit-
telweg zu finden. 

Macron muss darauf nicht ach-
ten. Er muss mitreißen, Hoffnung 
predigen, damit die Linken sich nicht 
schon vorzeitig wie ihr Präsident auf-
geben – auch keine leichte, aber eine 
klare Aufgabe.

Mit Skepsis ist das alles vor allem 
deshalb zu betrachten, weil die Stim-
mung im Land unverändert schlecht 
ist und es kaum Hoffnung auf Besse-
rung gibt. Die Arbeitslosigkeit bleibt 
hoch, die islamistischen Terrorakte 
haben ihr Übriges getan. Vor allem 
aber herrscht abseits von Paris, Lyon 
und Bordeaux eine provinzielle Un-
tergangsstimmung, die vielen Franzo-
sen ihr altes Selbstbewusstsein und 
die traditionelle Leichtigkeit nimmt. 
Wer diese Pessimisten ein wenig aus 
ihrem moralischen Tief holt, wird die 
Wahlen im April gewinnen.

Georg Blume
ist Frankreich- 
Korrespondent  
der ZEIT. 
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Russland

Ohne Zweifel gab es Fälschungen 
bei den russischen Parlamentswah-
len vom 18. September 2016. Und 
doch lässt das Ergebnis einen klaren 
Schluss zu: Mit den Protesten, die 
2011 und 2012 mehr Demokratie und 
weniger Putin forderten, ist es voll-
ends vorbei. Die vier Parteien, die be-
reits 2007 und 2011 in der Staatsdu-
ma vertreten waren, zogen auch 2016 
wieder in das Parlament ein; dabei 
sicherte sich die Partei Einiges Russ-
land mit 343 von 450 Sitzen die abso-
lute Mehrheit. 

Doch der Erfolg des Einigen Russ-
lands, der nach den gewonnenen Par-
lamentssitzen noch deutlicher war als 
der Sieg von 2011, provozierte keinen 
Protest und schon gar keine öffent-
lichen Demonstrationen. Im Gegen-
satz zu den meisten anderen Wah-
len der jüngeren Vergangenheit tra-
ten bei der Parlamentswahl 2016 vie-
le regierungskritische Kandidaten 
an, die auf kommunaler und natio-
naler Ebene einen Wahlkampf ma-
chen durften. Allerdings schnitten 

sie durchwegs schlecht ab. Die Oppo-
sitionsführer (von denen die meisten 
ihre politische Karriere in den neun-
ziger Jahren begannen) haben einen 
großen Teil ihres Rückhalts in der 
Bevölkerung verloren. Ich würde so-
gar behaupten, dass dies nicht an Pu-
tins „Krim-Effekt“ liegt; vielmehr hat 
sich wohl bei vielen russischen Wäh-
lern durchgesetzt, dass von den poli-
tischen Führern der Opposition keine 
konstruktiven Lösungen für das Land 
zu erwarten sind. 

Eine ernsthafte Debatte, wie es 
Putin gelingen konnte, die russische 
Politik so ungeniert in Geiselhaft zu 
nehmen und warum sich offensicht-
lich nur die wenigsten Menschen ei-
nen politischen Wandel wünschen, ist 
überfällig. Ich würde argumentieren: 
Das russische Volk traut der Opposi-
tion nicht über den Weg, weil diese 
von jenen Politikern angeführt wird, 
die den Aufstieg Putins erst ermög-
licht haben. Putin mag gerne behaup-
ten, dass sich die neunziger und die 
2000er Jahre in ihrer Bedeutung für 

Vladislav Inozemtsev | Das heutige Russland ist kein von Wladimir Putin ge-
schaffenes Konstrukt, sondern das Produkt einer Entwicklung seit dem 
Zerfall der Sowjetunion. Der Aufstieg eines Wirtschaftssystems, das we-
der Wettbewerb noch Innovation bieten kann, war genauso unvermeidbar 
wie die Rückkehr zur imperialistischen Außenpolitik.

Die Wurzeln des Putinismus reichen bis in die neunziger Jahre zurück

Vernarrt in die Vergangenheit
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Vernarrt in die Vergangenheit

Die Menschen woll-

ten eine „organisier- 

tere“ Wirtschaft 

die politische Entwicklung des Lan-
des grundlegend unterscheiden. Und 
doch sind die Kontinuitäten zwischen 
diesen beiden „Epochen“ größer als 
die Unterschiede. 

Natürlich würde niemand bestrei-
ten, dass Putin schon in den Reform-
jahren Fuß in der politischen Eli-
te gefasst hat: Seine ersten Karriere
schritte machte er im Windschatten 
seines politischen Ziehvaters Anatoli 
Sobtschak, dem ersten demokratisch 
gewählten Bürgermeister von St. Pe-
tersburg. Boris Jelzin berief ihn zum 
Direktor des Inlandsgeheimdiensts 
(FSB), später unterstützten Oligar-
chen wie Boris Beresowski seine Kan-
didatur als Nachfolger Jelzins. Aber 
erst die 1993 von den prodemokrati-
schen Politikern Sergei Shakrai und 
Viktor Sheinis mitentworfene Verfas-
sung der Russischen Föderation räum-
te dem Staatspräsidenten weitreichen-
de Befugnisse ein – Befugnisse, die es 
Putin heute erlauben, Russland nach 
seinen Vorstellungen umzubauen. 

Trotzdem gibt es viel wesentliche-
re politische, wirtschaftliche und so-
ziale Gründe, die für Putins Aufstieg 
zum „geborenen Anführer“ des Lan-
des verantwortlich sind. In jedem Be-
reich sind die Ursprünge in die neun-
ziger Jahre zurückzuverfolgen. Wer in 
dieser Zeit in die oberen Ränge von 
Politik und Verwaltung gekommen 
ist, darf sich dann wohl kaum darü-
ber beschweren, dass sich der Putinis-
mus als politische und wirtschaftliche 
Leitdoktrin durchgesetzt hat.

Zermürbende Wirtschaftsprobleme

Wer Putins Erfolg heute mit der wirt-
schaftlichen Entwicklung des moder-

nen Russlands erklären will, verweist 
meist auf die verheerenden Konse-
quenzen, welche die ersten markt-
wirtschaftlichen Reformen und die 
allgemeine wirtschaftliche Entwick-
lung nach dem Zerfall der Sowjet-
union für das Wohlergehen der Be-
völkerung hatten. Sie argumentie-
ren, dass die Verschlechterung des 
Lebensstandards, Inflation, die ste-
tige Abwertung des Ru-
bels, steigende Arbeitslo-
senzahlen und die wach-
sende Lohnungleichheit 
die russische Gesellschaft 
vollkommen zermürbten. 
Andrei Illarionow, ein renommierter 
Ökonom, der mehrere Jahre als Wirt-
schaftsberater Putins arbeitete, wirft 
den Reformern der neunziger Jahre 
vor, die Bedürfnisse der Bevölkerung 
ignoriert und Programme umgesetzt 
zu haben, welche die russische Wirt-
schaft um 35 Prozent schrumpfen lie-
ßen, fast die Hälfte aller Bürger verar-
men ließen und oligarchische Struk-
turen etablierten. Diese Entwicklun-
gen hätten bei vielen Menschen ein 
tiefes Verlangen nach einer „organi-
sierteren“ Wirtschaft entfacht, was 
sie wiederum für Putins Rhetorik zu-
gänglich machte. 

All das mag richtig sein. Ich will 
mich jedoch auf einen anderen Aspekt 
konzentrieren, der ebenfalls mit den 
Reformen der neunziger Jahre zusam-
menhängt, aber Putins Aufstieg bes-
ser erklären kann: das russische Pri-
vatisierungsprogramm. Die Privati-
sierung staatlicher Vermögenswerte 
und Unternehmen, die in den neun-
ziger Jahren vollzogen wurde und 
auch als „Piratisierung“ des Landes1 

1	 Marshall Goldman: The Piratization of Russia: Russian Reform Goes Awry; London, New 
York 2003; Chrystia Freeland: Sale of the Century: Russia’s Wild Ride from Communism to 
Capitalism, New York 2000.
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Russland

Die Privatisierung war 

als „Piratisierung“ des 

Landes verschrien

verschrien war (das galt für ihre bei-
den Ausprägungen: für das Vertei-
len von „Gutscheinen“ oder „Priva-
tisierungs-Schecks“ genauso wie für 
„Darlehen-gegen-Anteile“-Modelle), 
führte dazu, dass neue Investoren 
für teils lächerlich wenig Geld Staats-
eigentum in ihren Besitz brachten. 
Man erinnere sich an die berüchtigten 
„Darlehen-gegen-Anteile“-Auktionen, 
die 1995 veranstaltet wurden. Sie er-

möglichten es russischen 
Finanziers, Unternehmen 
wie Yukos, Norilsk Ni-
ckel, Sibneft oder Sidan-
ko (später TNK-BP) für 
gerade einmal 560 Millio-

nen US-Dollar zu erwerben. Im Jahr 
2003 wurde Yukos Wert auf 36,3 Mil-
liarden Dollar geschätzt, Sibneft wur-
de 2005 für 13,1 Milliarden Dollar an 
Gazprom verkauft und Rosneft zahl-
te 2013 atemberaubende 54,8 Milliar-
den Dollar für TNK-BP. Ich behaup-
te nicht, dass dieses Vorgehen „unge-
recht“ war; viel wichtiger ist, dass sich 
die neuen Besitzer dieser Unterneh-
men einen enormen Startvorteil ge-
genüber Neuanlegern verschafften, 
die womöglich beabsichtigt hätten, 
neue Unternehmen zu gründen. 

Die Entwicklung der Wirtschaft 
in den Folgejahren zeigt, dass vor al-
lem die Sektoren wuchsen, die von der 
Privatisierung am wenigsten betrof-
fen waren: die Telekommunikations-
branche, Finanz- und Bankenindust-
rie, Einzelhandel und personenbezo-
gene Dienstleistungen, nur nicht der 
harte industrielle Kern der russischen 
Wirtschaft. Die privatisierten Unter-
nehmen förderten in den 2000er Jah-
ren noch nicht einmal so viel Öl und 
Gas wie zu Sowjetzeiten. 

Die Privatisierung sorgte für eine 
Abhängigkeit von alten sowjetischen 

Industriebeständen. Das ist einer der 
Gründe, warum sich die russische 
Wirtschaftsentwicklung so stark von 
der chinesischen unterscheidet: In 
China beließ man Staatsunternehmen 
in Staatshand, schuf aber gleichzeitig 
Anreize für chinesische und auslän-
dische Investoren, die neue Industrie-
anlagen bauen und mit staatlichen Be-
trieben konkurrieren sollten. Das Er-
gebnis ist deutlich: In China sind nur 
vier der Top-100-Unternehmen von 
Anlagegütern abhängig, die aus der 
Zeit vor 1990 stammen. Dagegen sind 
74 der 100 größten russischen Unter-
nehmen weiterhin maßgeblich auf 
Technologien und Liegenschaften aus 
der Sowjetzeit angewiesen. Das Vo-
lumen industriell produzierter Güter 
in China verelffachte sich seit 1995; 
in Russland wurden seit der berüch-
tigten „Piratisierung“ gerade einmal 
eine neue Erdölverarbeitungsanlage 
und zwei neue Zementfabriken ge-
baut. Dafür mussten in Putins Amts-
zeit mehr als 1000 Industriefirmen 
aus der Sowjetära schließen. 

Umbau statt Ausbau

So nahm die russische Wirtschaft in 
den neunziger und 2000er Jahren ihre 
ganz eigene Entwicklung: Die neuen 
Besitzer der großen Industrieunter-
nehmen konzentrierten sich nicht da-
rauf, ihre Unternehmen wirtschaft-
lich und technisch zu modernisieren 
und wettbewerbsfähig zu machen. Ih-
nen ging es darum, ihren Besitz aufzu-
teilen, in verschiedene Anlagemodel-
le zu verpacken, diese am Höhepunkt 
der Preisentwicklung zu verkaufen 
und in Krisenzeiten wieder billig zu-
rückzuerwerben. Umbau statt Ausbau 
lautete das Motto der Post-Privatisie-
rungsära, die das Erstarken des Staa-
tes förderte. Dessen Kernkompetenz 
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war es wiederum, große Anlagenver-
käufe und -ankäufe zu tätigen sowie 
Neuverteilungen mithilfe der Straf-
verfolgungsbehörden durchzusetzen. 

Während der 2000er Jahre wurden 
weniger als 12 Prozent der strafrecht-
lichen Ermittlungen gegen Großun-
ternehmen vor Gericht gebracht, weil 
diese sich entweder darauf einließen, 
die Behörden zu bestechen oder weil 
die Unternehmen vor Prozessbeginn 
von den Klägern selbst aufgekauft 
wurden. So ebnete die „Umbauwirt-
schaft“ der Reformjahre in den frü-
hen Neunzigern dem „Umverteilungs-
staat“ den Weg, der sich ein Jahrzehnt 
später entwickelte. Marktreformen 
waren nicht darauf angelegt, die Fes-
seln der Bürokratie abzuschütteln. Sie 
machten die Bürokratie im Gegenteil 
anpassungsfähiger und effektiver als 
je zuvor. 

Die russische Wirtschaft war der 
ultimative Nährboden für Putins Au-
toritarismus und ist es bis heute ge-
blieben. Alle großen Unternehmen 

operieren entweder im Auftrag des 
Staates oder sind auf subtilere Art 
und Weise mit der staatsgelenkten 
Wirtschaft verwoben. Das Wohlerge-
hen der Bevölkerung ist direkt an den 
Staatshaushalt gekoppelt, der wieder-
um stark von der Leistungsfähigkeit 
der Primärindustrie abhängt. 

In einer Umverteilungswirtschaft 
weitet der Staatsapparat seine Kon
trolle ständig aus – nicht nur auf fö-
deraler, sondern auch auf regiona-
ler Ebene. Die beste Überlebenstak-
tik ist es also, sich an die Regeln zu 
halten und sich damit einverstanden 
zu erklären, dass die Regierung sich 
nimmt, was sie will und wann sie es 
will. Dieses System wurde in Russ-
land seit Anfang der neunziger Jahre 
errichtet. Es wurde zur ersten Säule 
des Putinismus. 

Eine Land ohne Zukunft

Viele russische „Demokraten“ und 
ihre westlichen Sympathisanten glau-
ben, dass die freiheitlich-demokrati-
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Den Menschen wur-

den keine politischen 

Alternativen geboten

sche Ordnung, die um die Jahrtausend-
wende in Russland Fuß gefasst hatte, 
später von Putin und seinen KGB-Ge-
hilfen wieder abgewickelt wurde. Dem 
widerspreche ich entschieden.

Doch analysiert man die Wahlen, 
die während der vergangenen 25 Jah-
re stattfanden, stellt man fest, dass 
die demokratischsten nicht in Russ-
land, sondern in der Sowjetunion 
stattfanden. Die klassische Defini-

tion von Demokratie im-
pliziert, dass die Möglich-
keit gegeben ist, eine re-
gierende Person oder Par-
tei durch freie und faire 
Wahlen friedlich zu erset-

zen. So eine Machtübergabe fand in 
Russland nur ein einziges Mal statt, 
nämlich als 1990 und 1991 die kom-
munistische Elite nicht nur die Parla-
ments-, sondern auch die spätere Prä-
sidentschaftswahl verlor. Seit 1993 
wurde die Staatsduma ausschließlich 
von kremltreuen Parteien oder Koa-
litionen kontrolliert, und die Präsi-
denten gaben ihr Amt nur dann auf, 
wenn sie bereits einen handverlese-
nen Nachfolger anzubieten hatten. 
Der Wahlprozess war dabei nie mehr 
als politische Tarnung. 

Nicht der „autokratische“ Wla-
dimir Putin attackierte die gewähl-
te Legislative, als diese den Präsi-
denten des Amtsmissbrauchs bezich-
tigte, sondern der „demokratische“ 
Boris Jelzin. Die Autoren der Ver-
fassung von 1993 waren nicht KGB-
Treue wie der Politiker Igor Setschin 
oder der spätere Leiter des FSB, Niko-
lai Patruschew, sondern liberale Ju-
risten wie Sergei Shakrai und Viktor 
Sheinis. Nicht Wladislaw Sukov, Va-
ter der Idee einer „souveränen De-
mokratie“, leitete 1996 die Kampag-
ne zur Wiederwahl von Boris Jelzin, 

sondern der „ultraliberale“ Anatoli 
Tschubais. All das führte dazu, dass 
die russischen Bürger nicht repräsen-
tiert, die Legislative immer weiter ge-
schwächt und dass, am wichtigsten, 
die Bürger geradezu auf ein Prinzip 
des „es gibt keine Alternativen“ ein-
geschworen wurden. Führende De-
mokraten, die 1996 Jelzins Wieder-
wahl unterstützten, riefen die Bürger 
dazu auf, „bei der Wahl ihrem Herz 
zu folgen“. Ein vielsagendes Motto, be-
deutete dies doch, dass man von den 
Menschen keine sorgfältig durchdach-
te, sondern eine emotionale Entschei-
dung einforderte. Wer bereits verges-
sen hat, welche Taktiken 1996 gegen 
Gennadi Sjuganow, den Kandidaten 
der Kommunistischen Partei (KPRF), 
angewandt wurden, sei an das dama-
lige Fernsehprogramm erinnert, das 
der heutigen Kremlpropaganda in 
Sachen Parteilichkeit in nichts nach-
stand. Selbst wenn die Wahlen 1996 
nicht gefälscht worden sein sollten, 
fiele es schwer zu behaupten, dass sie 
frei und fair abliefen. In jedem Fall 
prägten sie die politische Kultur Russ-
lands bis weit ins neue Jahrtausend. 

Historische Kontinuität

All die Ideen, die heute vehement 
von russischen Liberalen kritisiert 
werden, haben ihren Ursprung in 
den neunziger Jahren. Putins Ver-
such, eine „nationale Idee“ zu kreie-
ren, wurde eigentlich von Boris Jel-
zin angestoßen, der 1994 eine Son-
derkommission beauftragte, eine „na-
tionale Ideologie“ auszuarbeiten. In 
den neunziger Jahren feierte die rus-
sisch-orthodoxe Kirche ein von der 
Regierung unterstütztes Revival. Der 
Kreml schätzte den festen spirituel-
len Rahmen, in dem die Kirche die 
einfachen Leute hielt. Mitte des Jahr-



IP • Januar / Februar 2017� 79

Vernarrt in die Vergangenheit

Russland orientiert 

sich weiterhin nur an 

der Vergangenheit

zehnts wurde die Verbindung zwi-
schen Staat und Kirche so stark, dass 
viele Gemeinden Sondergenehmigun-
gen an Unternehmen ausstellten, die 
es diesen erlaubten, Steuern zu umge-
hen, wenn sie an kirchliche Stiftun-
gen spendeten. Diese Regelung wur-
de nicht nur geschaffen, um dem Volk 
eine unkritischere Haltung gegenüber 
dem Staat einzuimpfen, sondern auch, 
um eine gewisse „historische Konti-
nuität“ zwischen dem neuen demo-
kratischen und dem alten imperialis-
tischen Russland herzustellen. 

Dieser Kontinuitätsgedanke wur-
de zu einem Leitmotiv beim Umbau 
der russischen Gesellschaft nach der 
Jahrtausendwende, der für zwei Zie-
le genutzt wurde. Man lobte die Ver-
gangenheit, damit die Menschen sich 
nicht zu sehr mit der Zukunft ausei-
nandersetzten. Werte wie „Stabilität“ 
und „Konservativismus“ wurden be-
sonders betont, um dem Fundament 
der russischen Gesellschaft einen 
moralischen Anstrich zu verpas-
sen. Gleichzeitig vermittelte man den 
Menschen damit, dass es besser war, 
sich an althergebrachten Tugenden 
zu orientieren, als sich gegenwärtige-
ren und damit kontroverseren Ideen 
zuzuwenden. Seit Ende der achtziger 
Jahre wurden in Russland weder um-
fassende Reformprojekte noch weit-
reichende Zukunftsvisionen entwor-
fen: Das Land orientiert sich weiter-
hin an der Vergangenheit und nicht 
an der Zukunft. 

Gleichzeitig resultierte die Ver-
narrtheit in die eigene Geschichte – 
und das sollte angesichts der autori-
tären Vergangenheit Russlands nicht 
überraschen – in eine neu entdeckte 
Leidenschaft großer historischer Per-
sönlichkeiten und Ereignisse. In den 
neunziger Jahren wurden Peter der 

Große und Pjotr Stolypin gepriesen; 
heute sind es Iwan der Schreckliche 
und Stalin; in den neunziger Jahren 
zollte die Regierung in der 
Peter-und-Paul-Kathedrale 
in St. Petersburg dem dort 
beerdigten letzten Zar Ni-
kolaus II. und seiner Fa-
milie ihren Respekt; heu-
te beaufsichtigen Regierungsmitglie-
der den Bau von Stalin-Denkmälern 
und behaupten, dass es in der Sow-
jetunion während der dreißiger Jah-
re niemals Säuberungsaktionen ge
geben hätte. 

Zurück zum Imperium

Wladimir Putin wird oft vorgewor-
fen, dass er den ohnehin schon fra-
gilen Föderalismus untergräbt und 
Russlands Einflussbereich mit wirt-
schaftlichem Druck und militärischer 
Gewalt immer weiter in den postsow-
jetischen Raum ausdehnt. Doch auch 
hier lassen sich viele der gegenwärti-
gen Entwicklungen bis in die neunzi-
ger Jahre zurückverfolgen. 

Im Gegensatz zur Sowjetunion 
war Russland stets ein Land mit ei-
nem ausgeprägten Bewusstsein für 
territoriale Unversehrtheit. Michail 
Gorbatschow war im Grunde der 
oberste Chef einer sich auflösenden 
UdSSR. Boris Jelzin lehnte die For-
derung nach Selbstbestimmung klar 
ab, die nach 1991 in verschiedenen 
Sowjetrepubliken gestellt wurden. 
Am Beispiel Tschetschenien wird die 
Kompromisslosigkeit der russischen 
Territorialpolitik deutlich. 1994 be-
gann Jelzin einen Krieg gegen die auf-
ständische Republik, der über Monate 
hinweg schwere Verluste für die rus-
sische Armee brachte. Obwohl einige 
Politiker forderten, der Krieg müsse 
beendet werden, und obgleich man-
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che Experten überzeugt waren, dass 
man Tschetschenien in die Unabhän-
gigkeit entlassen solle, setzte die poli-
tische Elite Russlands den Kampf bis 
ins 21. Jahrhundert fort. Erst als eine 
neue tschetschenische Führung ein-
gesetzt wurde, die Moskau im Gegen-
zug für verstärkte finanzielle Unter-
stützung ihre Loyalität zusagte, wur-
de der Krieg beendet.2 Ich möchte an 
dieser Stelle daran erinnern, dass 
derselbe Boris Nemzov, der 1996 den 
kühnen Schritt wagte, eine Million 
Unterschriften für den Abzug der 
russischen Truppen aus Tschetsche-
nien zu sammeln, 2015 in der Mos-
kauer Innenstadt ermordet wurde. 
Vergeben und vergessen – das ist eine 
Floskel, die nicht für die Feinde des 
russischen Regimes gilt. 

Schwerer wiegt allerdings der Vor-
wurf der imperialistischen Macht-
ausdehnung Russlands in den post-

sowjetischen Raum. 1992 brach ein 
blutiger Konflikt in Moldawien aus, 
wo zu diesem Zeitpunkt viele russi-
sche Streitkräfte stationiert waren. 
Es folgte die Abspaltung Transnistri-
ens, einer selbstproklamierten Repu-
blik, die zwar nie offiziell von Russ-
land anerkannt, aber seither mächtig 
vom Kreml unterstützt wurde. 1992 
und 1993 brachen weitere Konflikte in 
den georgischen Provinzen Abchasien 
und Südossetien aus, in denen Russ-
land einmal mehr als „Vermittler“ auf-
trat, aber eigentlich aktiv in die Aus-
einandersetzung eingriff. Was damit 
endete, dass Tiflis die Kontrolle über 
beide Territorien verlor. 

Die so genannte „Doktrin der 
kontrollierten Instabilität“ prägte die 
russische Politik gegenüber den post
sowjetischen Staaten lange bevor Pu-
tin an die Macht kam. Die Einmi-
schung in die Angelegenheiten der 

2	 Ilya Yashin: A Threat to National Security, Washington: Free Russia Foundation 2016, 
http://www.4freerussia.org/wp-content/uploads/2016/03/Doklad_eng_web.pdf.
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Schon lange gibt es 

die „Doktrin der kon

trollierten Instabilität“

ehemaligen Sowjetrepubliken war 
schon damals so intensiv und wurde 
so deutlich militärisch forciert, dass es 
nur eine Frage der Zeit zu sein schien, 
bis sich noch radikalere Strategien 
durchsetzen würden. 

Russland mischte sich seit länge-
rem schon aktiv in die Angelegen-
heiten seiner Nachbarstaaten ein. 
Lange bevor Putin 2016 die ukrai-
nischen Handelsbeziehungen nach 
Zentralasien unterbrach, hatte Russ-
land den Gastransport von Turkme-
nistan in die Ukraine abgeschnitten. 
Schon Mitte der neunziger Jahre ver-
suchte der Kreml, den Bau neuer Öl- 
und Gaspipelines im Südkaukasus zu 
verhindern – und zwar mit derselben 
Entschiedenheit, mit der er 2005 dar-
an gearbeitet hatte, die Ukraine nicht 
zum Durchgangsland für Öl- und 
Gastransporte werden zu lassen. 

Trotz aller Beteuerungen, dass 
Russland ein Freund der Ukraine 
sei und die territoriale Integrität des 
Landes schützen wolle, zeigte die rus-
sische Führung ihre wahren Absich-
ten, als sie es dem Moskauer Bür-
germeister Juri Luschkow erlaubte, 
den territorialen Status der Krim als 
Teil der Ukraine öffentlich infrage 
zu stellen. Schon 1994 begann Russ-
land, prorussische und russischspra-
chige Aktivisten auf der Krim zu 
unterstützen. In Missachtung der ei-
genen Gesetzgebung stellte die rus-
sische Regierung zudem Hunderttau-
sende russischer Pässe für Menschen 
in Transnistrien, Abchasien, Südos-
setien, der Krim und anderen Regio-
nen der Ukraine aus. Das Fundament 
für einen prorussischen Aufstand 
auf der Krim und im Donbass sowie 
für Auseinandersetzungen mit ande-
ren Nachbarn war also schon lange 
vor 2014 gelegt. 

Auch die so genannte Eurasische 
Union wurde schon Mitte der neun-
ziger Jahre vorbereitet, als die poli-
tische Elite realisierte, dass die rus-
sische Bevölkerung gerne etwas se-
hen würde, das wenigstens nach ei-
ner teilweisen Wiederherstellung 
des sowjetischen Einheitsstaats aus-
sah. Wer glaubt, dass Pu-
tin als Erster von die-
ser Art der Integration 
sprach, als er 2011 mitten 
im Wahlkampf die Konso-
lidierung der Eurasischen 
Union ankündigte, der irrt. In sei-
nem Plädoyer für die Russisch-Weiß-
russische Union, die 1996 gegrün-
det wurde, und seine Umfragewerte 
während des Präsidentschaftswahl-
kampfs 1996 ordentlich nach oben 
trieb, nutzte Boris Jelzin ganz ähn-
liche Motive. 

Außenpolitische Unwägbarkeiten

Nachdem Präsident Gorbatschow sei-
ne Position an der Spitze der sowje-
tischen Führung gefestigt hatte, for-
derte er ein „neues politisches Den-
ken“. Die UdSSR sollte gänzlich in 
die Weltpolitik und die westliche Zi-
vilisation eingebunden werden. Eine 
Grundidee dieser neuen politischen 
Doktrin war ein „weiter gefasstes 
Europa von Lissabon bis Wladiwos-
tok“ – ein Konzept, das auch zum 
Leitgedanken der Charta von Paris 
1990 wurde. Die russische Regie-
rung machte sich in den Folgejah-
ren allerdings umgehend daran, die-
se Idee zu modifizieren. Boris Jelzin 
war eher daran interessiert, die Be-
ziehungen zu den USA zu verbessern, 
die er für einen „natürlicheren“ Ver-
bündeten hielt als ein Sammelsuri-
um europäischer Staaten. Ging es 
in den Gorbatschow-Jahren noch in 
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Putins Unterstützung 

für autokratische 

Führer ist nicht neu

erster Linie um Integration, sprach 
der Kreml in den neunziger Jahren 
im Hinblick auf die Beziehungen zur 
EU vermehrt von „Partnerschaft“ 
statt von Assoziierung. In dem Part-
nerschafts- und Kooperationsabkom-
men zwischen Russland und der EU 
von 1994 wird kein Wort über eine 
Integrationsagenda verloren. 

In der zweiten Hälfte der neunzi-
ger Jahre setzten sich zwei neue An-
sätze in der russischen Außenpolitik 

durch: Moskau begann da-
mit, einige Russland ver-
meintlich wohlgesonnene 
„Schurkenstaaten“ zu un-
terstützen, selbst wenn 
man damit Gefahr lief, die 

Beziehungen zu anderen wichtigen 
Verbündeten zu beschädigen. Zudem 
wandte sich der Kreml verstärkt dem 
Osten und ganz besonders China zu 
– einem Land, dessen Bedeutung der 
Kreml lange unterschätzt hatte und 
das man nun als neuen „strategischen 
Verbündeten“ gewinnen wollte.

Seit 1993 unterstützte Russland 
Milosevics Jugoslawien, das die blu-
tigen Konflikte auf dem Balkan mit 
zu verantworten hatte. Die Geschich-
te des russischen Ministerpräsiden-
ten Jewgeni Primakow ist bekannt: 
Auf dem Weg zu einem Staatsbesuch 
in Washington im März 1993 ließ er 
die Regierungsmaschine sofort um-
drehen, nachdem er über die ersten 
Luftangriffe der NATO auf Belgrad 
informiert worden war. Später beor-
derte die russische Regierung Trup-
pen in den Nordkosovo, die den im 
ehemaligen Jugoslawien stationier-
ten westlichen Streitkräften gefähr-
lich nahe kamen. 

Derselbe Jewgeni Primakow ar-
beitete Mitte der neunziger Jahre 
als Außenminister eine neue strate-

gische Doktrin aus, in deren Mittel-
punkt die vermeintlich historischen 
Bande zwischen China, Russland und 
Indien standen und die eine neue „Pe-
king-Delhi-Moskau-Achse“ als politi-
sche Allianz für eine „nicht vom Wes-
ten dominierte Welt des 21. Jahrhun-
derts“ propagierte. Seit dieser Zeit 
wurde Peking zum beliebtesten nicht-
europäischen Reiseziel der russischen 
Führungsriege. 

Abkehr vom Westen

Wladimir Putins Unterstützung 
für autokratische Führer – für alte 
Freunde der UdSSR wie Fidel Castro 
und Muammar al-Gaddafi oder neue 
Verbündete wie Baschar al-Assad – 
ist also nichts Neues. Auch die Su-
che nach nichtwestlichen Verbünde-
ten kann nicht ausschließlich der rus-
sischen Politik des 21. Jahrhunderts 
zugeschrieben werden. Die Einsicht, 
dass demokratische Staaten schlechte 
Partner seien, wenn der Staatsapparat 
die eigene Bevölkerung stärker kon-
trollieren soll, stellte sich schon viel 
früher ein. Russlands Abkehr von 
westlichen Partnern und Werten war 
genauso vorhersehbar wie die Abkehr 
von demokratischer und liberaler Po-
litik im Allgemeinen. 

Analysiert man das heutige Russ-
land, könnte man zu dem Schluss 
kommen, dass die gegenwärtige Po-
litik des Landes von der Persönlich-
keit Putins geprägt ist. Dies wieder-
um könnte den Verdacht erhärten, 
dass sich die russische Politik nach 
Putins Herrschaft grundlegend än-
dern könnte. Doch das halte ich für 
falsch. Meiner Ansicht nach wird das 
Ende der Putin-Ära nicht das Ende 
des Putin’schen Russlands bedeuten 
– ganz einfach, weil es so ein Russ-
land nie gab. 
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Sechs Millionen reiche,  

gebildete Russen  

verließen das Land

Die Welt ist heute nicht mit ei-
nem von Putin geschaffenen Russ-
land konfrontiert, sondern mit ei-
nem Russland, das ganz konsequent 
aus dem Scherbenhaufen der Sowjet-
union und des Zarenreichs entsprin-
gen musste. Der Aufstieg eines Wirt-
schaftssystems, das weder Wettbe-
werb noch Innovation bieten kann, 
war genauso unvermeidbar wie die 
Rückkehr zur imperialistischen Au-
ßenpolitik. Selbst die starken Demo-
kratiebewegungen der achtziger und 
neunziger Jahre vermochten es nicht, 
etwas an den grundlegenden russi-
schen Werten und Gesellschaftsvor-
stellungen zu ändern. Den Eliten ge-
lang es, althergebrachte und der Be-
völkerung vertraute Strukturen wie-
der einzuführen. Niemand sollte 
davon ausgehen, dass sich dieser Zu-
stand schnell wird ändern lassen. 

Die spektakuläre Revolution, 
welche die Sowjetunion Anfang der 
neunziger Jahre auseinanderriss, re-
sultierte aus einer riesigen Protest-
welle, die zum Großteil von der gebil-
deten Stadtbevölkerung vorangetrie-
ben wurde. Der sowjetische Appa-
rat hatte einigen wenigen Menschen 
zu großem Reichtum verholfen, die 
Mehrheit der Bevölkerung aber wirt-
schaftlich marginalisiert. Das nähr-
te die Hoffnung, dass Russland nach 
dem Ende der Sowjetunion kollektiv 
in der „freien Welt“ aufgehen könnte.

Doch Russland veränderte sich 
nicht. Zwar erlaubte es die neu ge-
wonnene Freizügigkeit einzelnen 
Menschen, sich der freien Welt an-

zuschließen, also „individuelle Lö-
sungen für systemische Widersprü-
che“ (Zygmunt Bauman) zu finden. 
Doch die Freizügigkeit, die zum Mo-
tor des Wandels werden sollte, verhin-
derte ihn. Sechs Millio-
nen gut ausgebildete und 
vermögende Russen ver-
ließen das Land und lie-
ßen die Oligarchen und 
Bürokraten zurück, die 
sich nun mit sich selbst und mit ei-
ner komplett unorganisierten Gesell-
schaft konfrontiert sahen. Spätestens 
als die Reformer ein System schufen, 
das den Oligarchen zu noch mehr 
Geld und den Bürokraten zu noch 
mehr Macht verhalf, befand sich das 
Land in einer historischen Sackgasse. 

Das Russland der Gegenwart ist 
kein von Wladimir Putin geschaffe-
nes Konstrukt, sondern das Produkt 
einer Entwicklung, die seit einem 
Vierteljahrhundert unaufhaltsam 
voranschreitet. Es wird sehr schwie-
rig werden, dieses Russland zu trans-
formieren – erst recht für jene west-
lichen Politiker, die es zeitlebens ver-
säumten, den falschen Kurs Moskaus 
überhaupt zu erkennen. 

Prof. Dr. Vladislav 
Inozemtsev
ist Direktor des Center 
for Post-Industrial Stu-
dies in Mokau; derzeit 
ist er Austrian Marshall 
Plan Foundation Fellow 
in Washington.
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Russland und Iran haben eine neue 
Phase militärischer Kooperation be-
gonnen, wie es sie seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs noch nicht gab. 
Russische und iranische Streitkräf-
te planen gemeinsam Militäroperati-
onen und unterstützen mit Kampfein-
sätzen die Regierung Baschar al-As-
sads. Im August 2015 starteten rus-
sische Kampfflugzeuge Einsätze in 
Syrien von einer iranischen Luftwaf-
fenbasis. Zum ersten Mal gestattete 
die Islamische Republik einer frem-
den Macht, von ihrem Territorium 
aus zu handeln. Damit signalisierten 
die beiden Länder deutlich, dass sie 
ihre Interessen in Syrien ungeachtet 
der Kosten schützen würden. 

Diese Kooperation zeitigte schon 
ernsthafte Folgen. Sie hat das As-
sad-Regime gestärkt, Flüchtlingsströ-
me in europäische Länder anwachsen 
lassen und Europa auf dem Feld der 
Diplomatie weiter an den Rand ge-
drängt. Trotzdem stellt sich die Frage, 
ob diese Kooperation zu einem dauer-
haften strategischen Bündnis führen 

könnte, das die Geopolitik des weite-
ren Nahen Ostens verändert. Oder ob 
sie lediglich temporärer Zenit einer 
wechselhaften und von Misstrauen 
geprägten Beziehung ist. 

In jedem Fall wird die russisch-ira-
nische Kooperation Europas Politik 
und Handlungsfreiheit in vielen Be-
reichen beeinflussen. Sie scheint dar-
auf abzuzielen, den Einfluss Europas 
im Nahen Osten zurückzudrängen 
und dem Westen zu beweisen, dass 
russische Interventionen und ira-
nische Interessen ernst zu nehmen 
sind. Nun mag es in der russisch-ira-
nischen Kooperation rein zweck-
dienliche, eher kurzfristige Interes-
sen geben. Und doch stützt sich die-
ses Bündnis auf eine ähnliche Ana-
lyse der internationalen Beziehungen.

Iran und Russland wollen eine 
„multipolare“ Weltordnung schaf-
fen und aufrechterhalten, in der bei-
de Länder als Entscheider anerkannt 
werden. Russland sieht sich als ent-
scheidenden, globalen Akteur in die-
ser Weltordnung. Der Iran konzen-

Ellie Geranmayeh und Kadri Liik | Seit der russischen Intervention in Syrien 
unterstützt Moskau iranische Bodentruppen; diese wiederum sorgen für 
Gebietsgewinn. Diese Kooperation dient einem klaren Ziel: dem Machter-
halt Assads. Will Europa in Syrien etwas bewegen, wird es nicht umhin-
kommen, sowohl mit Russland als auch mit dem Iran zusammenzuarbeiten.

Russland und der Iran kooperieren so eng wie nie zuvor

Echte Partner oder arrangierte Ehe?
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Beide Länder wollen 

Regimewechsel des 

Westens verhindern 

triert sich stärker auf eine Umset-
zung dieses Zieles in seiner unmit-
telbaren Region. Teheran mag wohl 
auch aus historischen Gründen kein 
unerschütterliches Vertrauen in Mos-
kau hegen. Aber einflussreiche Grup-
pierungen in den iranischen Sicher-
heitskräften halten Russland für kal-
kulierbarer als den Westen. Zudem 
sind sich die beiden Länder auch ei-
nig in der Ablehnung der vom Wes-
ten geförderten Regimewechsel, die 
entweder mit militärischen Mitteln 
oder angeblich mit Unterstützung so 
genannter Farbenrevolutionen voll-
zogen werden. Militärische Operati-
onen der USA und der NATO im Na-
hen Osten mit dem möglichen Ziel ei-
nes Regimewechsels zu verhindern, 
besitzt für Russland und den Iran 
höchste Priorität. Das zeigt sich deut-
lich in Syrien.

Der Iran versucht, seine panregi-
onalen Interessen zu schützen, die 
durch die Aktivitäten der USA im 
Nahen Osten und in jüngster Zeit in 
Syrien gefährdet würden. Das En-
gagement Russlands in Syrien ent-
springt dem Wunsch, den Zusam-
menbruch anderer Staaten zu verhin-
dern und die russische Machtposition 
in der Region zu erhalten. Dem Wes-
ten will man zudem demonstrieren, 
„wie man solche Situationen wirklich 
in Ordnung bringt“: Indem man den 
starken Mann unterstützt, nicht die 
„Demokratie“.

Im Kontext mit Syrien sieht Russ-
land den Iran als Verbündeten, der 
über etwas verfügt, das die meisten 
anderen Staaten der Region nicht auf-
weisen können. Die traditionellen 
arabischen Führungsmächte Ägyp-
ten, Irak und Syrien sind damit be-
schäftigt, interne Krisen und regiona-
le Unruhen in den Griff zu bekom-

men. Der Iran hingegen ist nach der 
Niederschlagung der „grünen Revo-
lution“ von 2009 im Inneren wie in 
der Region ein funktionierender Staat 
und eine stabile Macht, der nicht zu-
letzt deshalb die russischen Inter-
essen auf syrischem Boden fördern 
kann. Nun ist wohl auch Saudi-Ara-
bien ein stabiler Staat und eine Re-
gionalmacht. Doch Riad unterstützt 
die syrische Opposition und will ei-
nen Regimewechsel, den Russland 
nicht akzeptieren kann. Zudem ist 
Saudi-Arabien ein traditioneller Ver-
bündeter Washingtons. Moskau ist 
klar, dass es in Riad wesentlich we-
niger Einfluss hat als in Teheran. 

Gemeinsam für Assad

Sowohl Russland als auch der Iran 
wollen das Assad-Regime schützen 
und stützen, weil es ihnen als Garant 
ihrer Interessen dient. Assads Posi-
tion vor eventuellen politischen Ver-
handlungen zu stärken, ist 
eine wichtige Grundlage 
der Kooperation. Der Iran 
braucht ein Syrien unter 
Assad als Versorgungsrou-
te für die libanesische Par-
tei und Miliz Hisbollah. Sie ist Irans 
einzige strategische Verbündete gegen 
Israel und die USA. Für Russland ist 
Syrien der einzig echte Vorposten im 
Nahen Osten. Noch wichtiger ist es 
Moskau allerdings, einen Zusammen-
bruch des Regimes zu verhindern, der 
extremistische Kräfte stärken und 
das Chaos noch vergrößern würde. 

Nicht an letzter Stelle geht es auch 
um die Beziehungen zu den Vereinig-
ten Staaten. Mit seiner militärischen 
Intervention hat Russland eine Wie-
deraufnahme der seit der Annexion 
der Krim ruhenden Gespräche mit 
den USA erzwungen. 
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Entscheidend ist, wie 

lange man Assad an 

der Macht halten will

Militärisch war Russlands Ein-
greifen ab September 2015 entschei-
dend für die Sicherung der Position 
Assads und der Operationen der Ira-
nischen Revolutionsgarden. Im Au-
gust 2016 vertieften Russland und der 
Iran ihre militärische Zusammenar-
beit mit heftigen Bombardements auf 
Aleppo und mit Angriffen am Boden, 
nachdem Rebellentruppen die Vorstö-
ße der Regierungstruppen zurückge-
drängt hatten. Das war eine direkte 
Antwort auf die verstärkte Unterstüt-
zung des Westens für die in Aleppo 
kämpfenden Oppositionsgruppen. 

Auch wenn das Hauptziel der Mi-
litäraktionen die Unterstützung As-

sads war, so ging es doch 
auch um den Kampf gegen 
vermeintlich extremisti-
sche Oppositionskräfte 
und den so genannten Is-
lamischen Staat. Gerade 

Letzterer hat dem teuren Einsatz zu 
größerer Legitimität im Inland ver-
holfen. Als „Terroristen“ und „Ext-
remisten“ und damit als legitimes Ziel 
gilt sowohl dem Iran als auch Russ-
land allerdings jegliche Opposition ge-
gen Assad. 

Feine Bruchstellen

Diesen Übereinstimmungen zum 
Trotz ist eine dauerhafte engere rus-
sisch-iranische Kooperation nicht aus-
gemacht. Entscheidend wird sein, wie 
lange man Assad an der Macht hal-
ten will. Teheran vertrat bislang die 
Auffassung, dass er bis zum Ende sei-
ner Amtsperiode im Jahr 2021 Präsi-
dent bleiben soll. Moskau signalisiert, 
dass Assad seinen Posten von sich aus 
räumen könnte, sofern ein Regime er-
halten bleibt, dass das Land regieren 
kann und bereit ist, die russischen In-
teressen zu respektieren. 

Auch über die Frage der Zukunft 
der syrischen Kurden gibt es keines-
wegs nur Übereinstimmung. Der Iran 
beobachtet die militärischen Bezie-
hungen Russlands und der USA mit 
der nationalistischen Partei der De-
mokratischen Union (PYD) der sy-
rischen Kurden und der kurdischen 
Volksverteidigungseinheiten (YPG) 
sehr genau. Nicht zuletzt wegen der 
wachsenden Probleme mit kurdischen 
Separatistengruppen hat Teheran ein 
föderalistisches Modell wie etwa 
Westkurdistan (Rojava) im Norden 
Syriens abgelehnt.

Russland nimmt dagegen eine 
nuanciertere Position zum Födera-
lismus als ultimativer Lösung für Sy-
rien ein. Obwohl die Missstimmung 
im Verhältnis zur Türkei beigelegt 
scheint, nutzt Russland seine Bezie-
hungen zu den Kurden, um Anka-
ra zu beeinflussen. Diese Vorgehens-
weise könnte Moskau künftig auch in 
den Beziehungen zu Damaskus an-
wenden. Aus diesem Grund hat Mos-
kau einen Entwurf für eine neue sy-
rische Verfassung vorgelegt, der eine 
Dezentralisierung und weiterreichen-
de Vollmachten für lokale Verwaltun-
gen vorsieht. Gleichzeitig ist man sich 
in Moskau der Tatsache bewusst, dass 
ein föderalistisches Syrien die Bezie-
hungen zu Teheran, Ankara und Bag-
dad verschlechtern und unberechen-
bare Entwicklungen in der Region 
zur Folge haben könnte.

Potenzial für Divergenzen liegt 
auch in den Beziehungen beider 
Länder zu nichtstaatlichen Akteu-
ren. Der Iran unterstützt Milizen 
in Syrien wie die afghanische Fate-
mioun-Brigade oder die Nationalen 
Verteidigungskräfte. Russland dage-
gen hat stets starke zentralstaatliche 
Strukturen mit starker militärischer 
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Kontrolle über die Sicherheitsbehör-
den bevorzugt. Moskau sähe es jeden-
falls lieber, wenn die NDF im Zuge 
der Verhandlungen der Internationa-
len Unterstützungsgruppe für Syrien 
(ISSG) unter die Kontrolle der syri-
schen Armee gebracht würden.

Im Osten etwas Neues

Fragen der nationalen Sicherheit, die 
Lage im Kaukasus und Zentralasien, 
die Atomfrage, wirtschaftliche Inter-
essen und jetzt die generelle Lage im 
Nahen Osten sind die wesentlichen 
Faktoren in Russlands Iran-Politik.  

Die vermutlich größte Bedeutung 
hat der Faktor „Beziehungen zu den 
USA“. Russland nutzt sein Verhältnis 
zu Teheran als Hebel, um mehr Ge-
staltungsmöglichkeiten in sein Ver-
hältnis zu den USA einbringen zu 
können. Ausnahme ist die Atomfra-
ge, bei der Moskaus Verhältnis zu Wa
shington nicht die wesentliche Rolle 
spielt. Anders als die USA betrachtet 
Russland einen atomar bewaffneten 

Iran nicht als unmittelbare Bedro-
hung, obgleich Russland innerhalb 
der Reichweite iranischer Raketen 
läge. Russlands Sorge gilt vielmehr 
der möglichen Verschiebung der Kräf-
teverhältnisse in einem Nahen Osten 
mit einem atomar aufgerüsteten Iran 
und einem potenziellen nuklearen 
Wettrüsten in der Region. Einen Mi-
litäreinsatz gegen Atomanlagen, wie 
er eine Weile diskutiert wurde, lehn-
te Russland stets vehement ab. Mos-
kau ging es vielmehr darum, die USA 
zu einem diplomatischen Ansatz zu 
zwingen, bei dem Russland selbst 
eine Rolle spielt. Das E3+3-Modell 
hat Russland immer als gelungenes 
Beispiel für die Lösung globaler Si-
cherheitsprobleme gelobt.

Nach der Wiederwahl Putins 
2012, also noch vor der Ukraine-Kri-
se, begann Moskau, die Beziehun-
gen zu Teheran auszubauen. Das war 
Ausdruck eines Umschwungs, der 
sich schon vor Putins Rückkehr in das 
Präsidentenamt abgezeichnet hatte: 

Bild nur in  
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Moskau braucht  

auch Partner unter den  

Rivalen des Iran

Moskau fühlte sich in einer vom Wes-
ten dominierten Weltordnung immer 
stärker fehl am Platz. Enttäuscht von 
der Libyen-Intervention (die faktisch 
zu einem Regimewechsel geführt hat-

te) und wütend über die 
Unterstützung der Pro-
teste gegen Putin 2011 
und 2012 begann Russ-
land, sich immer stärker 
als nichtwestliche Macht 

zu definieren. Putin suchte intensive-
re Beziehungen zu China, investierte 
in die Eurasische Wirtschaftsunion 
und entdeckte den Iran als „alten tra-
ditionellen Partner“ – eine Bezeich-
nung, die nie zuvor zu hören war.

Schwierige Balance

Teheran mag gegenwärtig Russlands 
wichtigster Partner im Nahen Osten 
sein – Moskau bleibt aber daran inte-
ressiert, auch zu den regionalen Riva-
len Irans, darunter Israel, Saudi-Ara-
bien und Ägypten gute Beziehungen 
zu unterhalten. Diese Staaten haben 
zum Teil erheblichen Einfluss auf 
Moskau: Saudi-Arabien ist ein wich-
tiger Spieler, der auch großen Einfluss 
auf den Ölpreis ausüben kann. Isra-
el könnte seine Waffenverkäufe nach 
Georgien wieder aufnehmen, die es 
auf Bitten Russlands nach dem Krieg 
zwischen Russland und Georgien 
2008 einstellte. 

Wegen der tiefen Feindschaft des 
Iran zu Israel ist Russland zu einem 
schwierigen Balanceakt gezwungen. 
Israel möchte sichergehen, dass russi-
sche Waffen nicht über den Iran auch 
in die Hände der Hisbollah gelangen. 
Ebenso sehr will Israel verhindern, 
dass eine russische Luftunterstüt-
zung zum Aufbau einer iranischen 
Basis in Syrien führt, von der aus 
Angriffe gegen Israel möglich wären. 

Diese Bedenken nimmt Moskau ernst 
– was Teheran akzeptieren muss.

Russland hat auch seine Beziehun-
gen zu Saudi-Arabien gestärkt, das 
zusammen mit den reichen Golf-Staa-
ten Irans Hegemonialstreben eindäm-
men möchte. Aus diesem Grund ver-
sucht Moskau, die Intervention in Sy-
rien in Kooperation mit dem Iran als 
Versuch darzustellen, iranischen Ein-
fluss einzudämmen. Zudem hat Prä-
sident Putin während des vergange-
nen Jahres mehrfach saudische Wür-
denträger getroffen. Auch unter-
stützt Russland die saudische Politik 
in Bahrain und im Jemen. Will Russ-
land eine bedeutendere Rolle im Na-
hen Osten spielen, dann muss es eine 
Balance halten zwischen der militäri-
schen Intervention auf der Seite einer 
schiitischen Macht und dem Interes-
se, sich nicht etwa einen „Sektenkrieg 
gegen die sunnitische Welt“ anhängen 
zu lassen. Aus diesem Grund braucht 
Russland auch enge Kontakte zu den 
Rivalen Irans – was zu Spannungen 
mit Teheran führen könnte. 

Russland-Versteher, Neuausrichter

Für die iranische Führung ist klar: 
Die Beziehungen zu Moskau sind 
für die geopolitische Lage Irans, sei-
ne Verteidigungsarchitektur und sei-
nen Spielraum bei Verhandlungen 
mit dem Westen von höchstem Wert. 
Aber eine eindeutige Festlegung auf 
Russland als bevorzugten Partner gibt 
es in der politischen Landschaft des 
Iran nicht. 

Seit der Verabschiedung eines Pla-
nes für die Entwicklung der kommen-
den 20 Jahre durch den Obersten Re-
ligionsführer im Jahr 2005 gibt es 
eine Debatte, wie der Iran als Wirt-
schaftsmacht stärker werden könnte, 
wie sein Sicherheitskonzept für den 
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Die „Neuausrichter“ 

wollen Beziehungen 

zu allen Weltmächten

Nahen Osten aussähe, welche Rolle 
es zwischen „Ost und West“ einneh-
men sollte und welche Rolle die Be-
ziehungen zu Russland darin spielten. 
In Teheran teilt sich die Debatte über 
Russland, die sowohl durch den Syri-
en-Konflikt als auch durch das Atom-
abkommen befördert wurde, generell 
in drei Lager.

Die Russland-Befürworter hal-
ten intensivere und strukturiertere 
Beziehungen zu Moskau für den bes-
ten Weg, die iranischen Interessen im 
In- und Ausland zu schützen, denn 
mit Russland gäbe es größere Über-
einstimmungen als mit dem Westen. 
Diese „Denkschule“ findet sich vor al-
lem unter den Verteidigungs- und Si-
cherheitskräften, die den stärksten 
Einfluss auf die Politik Irans in Syri-
en ausübten. Nicht zuletzt wegen des 
westlichen Embargos gegen den Iran 
spielt der Waffenhandel mit Russland 
für sie eine wesentliche Rolle. Die 
Aufhebung der Sanktionen nach Un-
terzeichnung des Atomabkommens 
und die Intensivierung des militäri-
schen Engagements in Syrien haben 
den Bedarf Irans erhöht. Teheran hat 
jetzt eine Einkaufsliste für russische 
Lieferungen im Wert von angeblich 
acht Milliarden US-Dollar. 

Eine wirtschaftliche und poli-
tische Öffnung zum Westen nach 
Aufhebung der Sanktionen sieht die-
se Gruppe skeptisch – immerhin sei 
das Engagement Europas auch nach 
dem Abkommen noch an Bedingun-
gen gebunden und am Ende, so die 
Vermutung, stünde ja doch nur der 
Wunsch nach einem Regimewech-
sel. Also sollte Teheran engere Be-
ziehungen zu den östlichen Mäch-
ten pflegen, selbst wenn es sich da-
mit eher isoliere oder Waren in gerin-
gerer Qualität erhielte.

Die „Neuausrichter“ wiederum 
sind der Meinung, dass das Nuklear
abkommen Iran die Möglichkeit gibt, 
ausgewogenere Beziehungen zu den 
Weltmächten herzustellen. Sie wol-
len keine zu große Abhängigkeit von 
Russland riskieren. Diese Ansicht 
wird von Teilen der Exekutive, Tech-
nokraten und politischen 
Eliten des Iran geteilt, die 
glauben, dass die irani-
sche Wirtschaft am meis-
ten von einem dem Wett-
bewerb unterliegenden 
Handel und von internationalen Part-
nerschaften (auch mit dem Westen) 
profitiere. Das stärke auch Irans Stel-
lung in der Region. Gerade weil der 
Iran international wieder eine Rolle 
spielen soll, müsse man Wirtschafts-
beziehungen mit einer nur kleinen 
Gruppe von Ländern vermeiden, die 
überdies auch weniger hochwertige 
Waren zu bieten hätten. 

Gegen Wirtschaftsbeziehungen 
mit Russland sei grundsätzlich nichts 
einzuwenden. Aber Vorsicht wäre 
nach Ansicht der Neuausrichter ange-
bracht. Russland sei im Bereich tech-
nische Innovation oder Investitions-
kraft kein allzu attraktiver Partner. 
Waffenlieferungen, wie die Lieferung 
der S-300-Raketen, seien in der Ver-
gangenheit schon verzögert worden, 
weil Moskau sich damit Zugeständ-
nisse vom Westen erhoffte. Außer-
dem befände man sich auf dem Ener-
giesektor in Konkurrenz und wolle 
auch nicht, dass der russische Erdgas-
riese Gazprom eine allzu große Rolle 
im Iran spiele. Und sein Engagement 
in Syrien könnte Russland am Ende 
doch nur dafür nutzen, sich auf Kos-
ten des Iran wieder dem Westen an-
zunähern. Russland sei eben nie ein 
wahrer Verbündeter Teherans gewe-
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sen. Zugunsten einer Lösung in Syri-
en würde es den Iran als untergeord-
nete Macht behandeln. 

In der iranischen Führung gibt es 
aber auch die „Fraktion des Mittel-
wegs“, die argumentiert, dass Russ-
land allen Bedenken zum Trotz die 
Interessen des Iran in den sensibels-
ten Bereichen unterstütze und dass 
man den Beziehungen zu Moskau 
Vorrang geben sollte bei der Gestal-
tung seiner Wirtschafts- und Außen-
politik. Das aber dürfe nicht auf die 
Vernachlässigung einer potenziellen 
Zusammenarbeit mit dem Westen hi-
nauslaufen. 

Wie im Iran üblich ist auch diese 
Debatte ganz auf den Obersten Re-
ligionsführer ausgerichtet. Ali Kha-
menei hegt schon seit geraumer Zeit 
große Bewunderung für Wladimir 
Putin, der sich selbstbewusst dem 
Westen entgegenstellt und keiner-
lei Vorbehalte gegenüber den ideolo-
gischen Grundlagen der Islamischen 
Republik pflegt. Seit der Unterzeich-

nung des Atomabkommens setzt sich 
Khamenei enthusiastisch für weitere 
Initiativen zur Vertiefung der Bezie-
hungen zu Moskau ein. Dem Westen 
gegenüber bleibt er zurückhaltend. 

Der erfolgreiche Abschluss des 
Atomabkommens aber – der ohne die 
Zustimmung des Obersten Religions-
führers ebenfalls undenkbar gewesen 
wäre – ist ein deutliches Zeichen für 
die gegenwärtigen Prioritäten Tehe
rans. In erster Linie geht es um die 
wirtschaftliche Entwicklung. 

Was vorerst zusammenschweißt

Die multiplen Krisen im Nahen und 
Mittleren Osten und der Wunsch so-
wohl Russlands als auch des Iran, 
eine amerikanische Präsenz in die-
ser Region zurückzudrängen, werden 
wahrscheinlich weiterhin die Grund-
lage für eine intensivere Zusammen-
arbeit zwischen Moskau und Tehe-
ran bilden. In naher Zukunft bleibt 
Syrien dabei der entscheidende Fak-
tor. Beide Länder mögen wohl unter-
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In erster Linie gilt es, 

in Syrien territoriale 

Gewinne zu erzielen

schiedliche langfristige Ziele und In-
teressen hegen. Aber zunächst gilt es, 
die unmittelbaren gemeinsamen Zie-
le – das heißt territoriale Gewinne in 
Syrien – zu erreichen und dafür auch 
so lange an der militärischen Koope-
ration festzuhalten, bis ein für Russ-
land und den Iran günstiges Kräfte-
verhältnis in Syrien hergestellt ist. 
Sollte es in der nächsten Zeit nicht zu 
einer diplomatischen Lösung kom-
men, oder sollten Russland und der 
Iran sich wie im Sommer vergange-
nen Jahres mit größeren Schwierig-
keiten in Syrien konfrontiert sehen, 
dann wird sich diese Kooperation 
weiter vertiefen – auf jeden Fall aber 
länger anhalten, als der Westen dies 
derzeit annimmt. 

Es ist auch keineswegs ausge-
schlossen, dass es in den nächsten 
Jahren zu einer weiteren Konsolidie-
rung einer von Moskau und Teheran 
angeführten Koalition gegen den IS 
kommt, die ihren Einfluss von Syrien 
bis in den Irak hinein ausweitet. Te-
heran könnte den russischen Verbän-
den durchaus auch in Zukunft wie-
der die Nutzung iranischer Luftwaf-
fenstützpunkte für Einsätze in Syri-
en erlauben. So haben sich Russland 
und der Iran in Bagdad mit Syrien, 
dem Irak und der Hisbollah zu einer 
4+1-Plattform zusammengeschlos-
sen, die dem Austausch von Informa-
tionen dient. Konkrete Schritte gab es 
aber seither nicht. Der Irak hat jeden-
falls bislang noch nicht Russland um 
Luftunterstützung gegen den IS gebe-
ten, sondern verlässt sich weiterhin 
auf die Verbände der von den USA ge-
führten Koalition (und iranische Bo-
dentruppen). 

Problematisch bleibt auch Russ-
lands kompliziertes Verhältnis zu 
nichtstaatlichen Akteuren wie der 

Hisbollah und anderen vom Iran un-
terstützten Milizen. Moskau mag 
zwar in Syrien über einiges hinwegse-
hen und mit diesen Gruppen koope-
rieren. Aber es wird nicht aktiv Ko-
alitionen mit diesen Gruppierungen 
suchen. Diskussionen über eine regi-
onale Koalition seien jedenfalls spe-
kulativ, heißt es in Moskau, und von 
einem „Paradigmenwechsel“ könne 
man schon gar nicht sprechen. 

Strategische Einsamkeit

Angesichts dieser Einschränkungen 
ist zu bezweifeln, ob ein tieferreichen-
des regionales strategisches Bündnis 
zwischen dem Iran und Russland 
entstehen kann. Wahrscheinlicher 
ist, dass sie auf einigen Gebieten, in 
denen sie ähnliche Zie-
le verfolgen, zum gegen-
seitigen Nutzen handeln, 
ohne dass dies einer stra-
tegischen Partnerschaft 
entspräche. Ohne strate-
gisches Bündnis aber werden Russ-
land und der Iran nicht unbedingt so 
handeln, dass es den Interessen des 
jeweils anderen im Allgemeinen oder 
ihren militärischen Operationen im 
Nahen Osten dient.

Teheran wird wahrscheinlich 
seine regionalen Interessen weiter-
verfolgen und dafür einen Ansatz 
wählen, den viele iranische Analys-
ten als „strategische Einsamkeit“ be-
zeichnen: nämlich eine Politik, die 
auf der Grundannahme beruht, dass 
der Iran keine Bündnisbeziehung zu 
irgendeinem regionalen oder globa-
len staatlichen Akteur pflegt. Seine 
Bindungen an Russland aber wird 
der Iran weiterhin nutzen, um seine 
militärische Verteidigungsstruktur 
auszubauen, seine regionale Politik 
besser umzusetzen und seine Inter-
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Russland

Moskau ist nicht 

begeistert über Irans 

Geschäftsgebaren

essen auf der internationalen Bühne 
zu schützen. 

Auch wird das Vetorecht Russ-
lands im UN-Sicherheitsrat weiterhin 
eine bedeutende Rolle spielen. Damit 
schützt sich der Iran vor internationa-
len, vom Westen initiierten oder an-
geführten Sanktionen. Teheran wird 
auch versuchen, die Position Moskaus 
als Mitglied der Gemeinsamen Kom-
mission zu beeinflussen, die nach dem 
Gemeinsamen Aktionsplan gebildet 
wurde, um Differenzen mit dem Wes-
ten hinsichtlich des Atomprogramms 
anzusprechen. 

Wachsame Partnerschaft 

Was Russland betrifft, so werden die 
Beziehungen zum Iran von vielen, ei-
nander teils widersprechenden Fak-

toren abhängig bleiben. 
Ein Faktor wird sich al-
lerdings nicht ändern: Die 
Abkehr Russlands vom 
Westen hat sich schon vor 
der Kooperation vollzo-

gen. Sie ist nicht der Grund für die 
neue Partnerschaft. 

Unter diesen Voraussetzungen 
werden die Beziehungen Russlands 
zum Iran trotz der immer intensiver 
werdenden militärischen Zusammen-
arbeit in Syrien eine „wachsame Part-
nerschaft“ bleiben. Russland erkennt 
an, dass es den Iran als Partner im 
Nahen Osten braucht, um dort eine 
wichtige Rolle zu spielen. Es erkennt 
aber gleichfalls an, dass es auch Be-
ziehungen zu anderen Staaten pfle-
gen muss – nicht zuletzt, weil es we-
gen seiner eigenen sunnitischen Be-
völkerung nicht den Eindruck erwe-
cken will, dem schiitischen Iran zu 
nahe zu stehen. Das könnte sunniti-
sche Dschihadisten dazu bringen, ih-
ren Kampf auch nach Russland zu tra-

gen, was Moskau unter allen Umstän-
den vermeiden will. 

Die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit zwischen Russland und Iran 
wird wohl von beiden Seiten kaum als 
wesentlich eingeschätzt. Dabei wird 
es vor allem um Waffenhandel ge-
hen. Der Iran ist ein lukrativer Markt 
für die russische Rüstungsindustrie, 
aber nur mit Einschränkungen. Eine 
betrifft die internen Spannungen im 
Nahen Osten. So fürchtet Israel, dass 
Waffen über den Iran an die Hisbol-
lah gelangen könnten. 

Wenig begeistert zeigt man sich in 
Moskau auch über Irans Geschäfts
gebaren. Der Iran sei nicht daran in-
teressiert, ein Produkt zu kaufen, so 
ein russischer Militärexperte. Viel 
dringender wollten die Iraner die 
Technologie eines Produkts oder den 
Produktionsprozess selbst erwer-
ben. Zuweilen bestünde Teheran so-
gar darauf, dass ein Produkt im Iran 
selbst montiert werde. Für den Iran 
geht es also um eine gewisse Auto-
nomie – was wiederum Russland 
Sorgen bereitet. Aber auch im Iran 
gibt es Vorbehalte gegen das Gebaren 
Russlands. Das sieht sich als führen-
de Macht, die erwartet, dass kleinere 
Mächte dessen Interessen zu respek-
tieren und ihnen womöglich nach-
zugeben haben. Es sei dahingestellt, 
ob der Iran ein solches Verhalten auf 
Dauer akzeptiert.

Was sollte Europa tun?

Mit dem Atomabkommen wurde ein 
neues Kapitel der politischen und 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
zwischen der EU, deren Mitgliedstaa-
ten und dem Iran aufgeschlagen. Die 
Beziehungen dieser Länder zu Russ-
land hingegen werden aufgrund der 
Ukraine-Krise und tiefverwurzel-
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Europa sollte einen 

Mittelweg für den 

Übergang suchen

ter weltanschaulicher Differenzen 
für einige Zeit überschattet bleiben. 
Gleichzeitig haben Russland und der 
Iran ihre militärische Zusammenar-
beit im Nahen Osten in einer Weise 
ausgebaut, die sich zweifellos auf die 
Sicherheit Europas auswirken wird. 
Die EU und ihre Mitgliedstaaten 
müssen Wege finden, um diese politi-
schen Probleme und daraus resultie-
rende weitere Herausforderungen zu 
bewältigen.

Doch kein „Assad muss weg“

Die für Europa wichtigsten Entwick-
lungen in den Beziehungen zwischen 
Russland und Iran finden in Syrien 
statt. Wenn Europa in der Interna-
tionalen Unterstützergruppe (ISSG) 
eine größere Rolle spielen will, muss 
es sehr viel nüchterner und realisti-
scher ausloten, welche Möglichkeiten 
ihm überhaupt zur Verfügung stehen. 
Russland und Iran haben Fakten ge-
schaffen. Jetzt muss es darum gehen, 
eine Ausweitung des Konflikts zu ver-
meiden. Also sollten die europäischen 
ISSG-Mitglieder versuchen, Teheran 
und Moskau mit diplomatischen Mit-
teln dazu zu bringen, die Gewalt un-
ter Kontrolle zu bekommen und sich 
auf die Suche nach einem politischen 
Mittelweg machen, anstatt sich aus-
schließlich auf die Beseitigung Assads 
zu konzentrieren.

Falls überhaupt jemals die Mög-
lichkeit bestanden haben sollte, einen 
vollständigen Übergang der Macht 
von Assad an eine „gemäßigte Oppo-
sition“ zu ermöglichen, dann ist diese 
Chance jetzt verpasst. Russland und 
Iran ist es gelungen, die Position As-
sads zu festigen. Ein plötzliches und 
schnelles Ende seines Regimes wür-
de in der Tat zu einem Zusammen-
bruch des Staates führen und extre-

mistischen Kräften zu größerer Kon-
trolle über das Land verhelfen.

Europa sollte versuchen, den di-
plomatischen Prozess in Richtung 
schrittweiser Änderungen zu bewe-
gen und zumindest eine anfängliche 
Vereinbarung über eine Teilung der 
Macht anvisieren. Dabei muss Euro-
pa nicht grundsätzlich auf 
das Ziel einer Regimeän-
derung verzichten. Aber 
die europäischen Staaten 
müssten Iran und Russ-
land zu überzeugen versu-
chen, dass eine politische Lösung nur 
dann langfristig Bestand haben kann, 
wenn sie Assad genug Macht entzieht, 
um auch oppositionelle Gruppen ein-
beziehen zu können. Eine solche Lö-
sung muss auch ein Ende der will-
kürlichen Gewaltanwendung durch 
das Regime und seine externen Un-
terstützer umfassen. Hier kann Euro-
pa den Wunsch Russlands nach einer 
endgültigen, dauerhaften und nicht 
vom Westen infrage gestellten Lösung 
für sich nutzen.

Bestünde man aber auf einer so-
fortigen vollständigen Machtüberga-
be oder käme es zu einer Intensivie-
rung der Bodenkämpfe, dann würden 
Russland und der Iran ihre Koopera-
tion wohl noch intensivieren. Das Re-
sultat wäre noch mehr Gewalt und da-
mit noch höhere Kosten für die Syrer, 
aber auch für Europa, das vermutlich 
noch mehr Flüchtlinge aufzunehmen 
hätte. Der in den vergangenen Mona-
ten geführte Kampf um Aleppo hat 
gezeigt: Wenn das Regime und seine 
Unterstützer im Nachteil sind, wer-
den Iran und Russland enger anein-
andergebunden und reagieren mit ei-
ner Eskalation der Situation.

Wenn Europa über ein diploma-
tisches Vorgehen nachdenkt, täte es 
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Russland

Weder Russland 

noch der Iran wollen 

Assad fallen lassen

auch gut daran, keinen Keil zwischen 
Iran und Russland treiben zu wollen, 
indem man versucht, Moskaus Unter-
stützung auf Kosten des Iran zu ge-
winnen. Das kann in Anbetracht der 
gemeinsamen Interessen der beiden 
nicht gelingen. Außerdem scheinen 
weder Russland noch Iran willens 

oder in der Lage zu sein, 
Assad allein auszulie-
fern. Für Russland wäre 
es nach der kontinuierli-
chen Unterstützung As-
sads schwierig, ihn jetzt 

schlicht fallen zu lassen – selbst wenn 
man Moskau dazu brächte, sich in 
dieser Frage nicht eng an Teheran zu 
koppeln. Soll es eine dauerhafte Lö-
sung geben, dann muss sie beide Staa-
ten einbeziehen. Russland ist eventu-
ell in der Lage, Iran von einer Macht-
teilung auf allgemeinerer Ebene zu 
überzeugen. Aber nicht davon, Assad 
fallen zulassen, der eine solch zent-
rale Rolle für Irans Interessen spielt. 

Falls es Unterschiede zwischen 
Russland und Iran gibt, die man nut-
zen könnte, werden diese wohl erst 
zum Tragen kommen, wenn die Ge-
walt abgeflaut ist und das Regime 
nicht mehr in seiner Existenz bedroht 
ist. Dann könnte sich Europa mit stra-
tegischen Differenzen zu den länger-
fristigen Fragen in Bezug auf Assad, 
die Kurden und die künftige Rolle der 
vom Iran unterstützten Milizen be-
fassen, und zwar so, dass dies zu ei-
ner Lockerung des gegenwärtig zwi-
schen den beiden Ländern bestehen-
den Bündnisses führen könnte.

Der Wunsch Russlands, eine vom 
Westen legitimierte politische Lö-
sung zu finden, gibt Europa die Mög-
lichkeit, Einfluss auszuüben. Ande-
rerseits dürfte auch der Iran an ei-
ner aktiven Einbeziehung Europas 

in den diplomatischen Prozess inte-
ressiert sein. Das hatte sich bereits 
während der Atomverhandlungen als 
nützlich erwiesen. Gleichzeitig ist es 
nicht daran interessiert, die USA in 
die Lage zu versetzen, die Bedingun-
gen zu diktieren.

Die neue Offenheit nutzen

Um ihre Sicherheitsziele im Nahen 
Osten zu erreichen, sollten die EU 
und ihre Mitgliedstaaten den Iran ak-
tiv einbeziehen. Europa könnte Nut-
zen aus der Öffnung ziehen, die im 
Verlauf und mit dem Abschluss des 
Atomvertrags entstanden ist. So wie 
Russland aktiv auch Beziehungen zu 
Irans Rivalen unterhält, sollte Europa 
auch versuchen, effektive, wenn auch 
nicht immer enge Beziehungen zu al-
len Akteuren in der Region – ein-
schließlich des Iran und Russlands – 
sowie zu ihren traditionellen Verbün-
deten zu unterhalten.

Da noch nicht abzusehen ist, wel-
che Politik die USA unter der neuen 
Regierung gegenüber Russland, dem 
Iran oder bei der Bekämpfung des IS 
verfolgen wird, wäre eine aktive Rol-
le Europas jetzt umso wichtiger. Pro-
blematisch – um das Mindeste zu sa-
gen – sind ja auch Europas künftige 
Beziehungen zu Russland, den Staa-
ten des Golf-Kooperationsrats und 
der Türkei. Letztendlich wird Euro-
pa Partnerschaften mit all diesen re-
gionalen Akteuren einschließlich des 
Iran eingehen müssen, um die vielen 
Bedrohungen, denen es sich jetzt ge-
genübersieht, mindern zu können 
und um auf die raschen Änderungen 
in den Bündnisstrukturen der Region 
reagieren zu können.

Das Atomabkommen hat ein güns-
tigeres Gesprächsklima mit dem Iran 
ermöglicht. Europa täte gut daran, 
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diese positiveren oder zumindest en-
geren Beziehungen zum Iran zu nut-
zen, um seine eigenen, durch das Ver-
halten Irans in der Region hervorge-
rufenen Sorgen anzusprechen. Wie 
die Beziehungen Russlands zum Iran 
zeigen, gibt es Bereiche, in denen Eu-
ropa ein wertvoller Partner des Iran 
sein kann. Aus der Sicht Irans beste-
hen die Vorteile Europas im Gegen-
satz zu Russland und den USA in sei-
ner Wirtschaftskraft, möglichen In-
vestitionen und modernster Techno-
logie. Ein konstruktiveres Verhältnis 
zum Iran könnte Europa eventuell da-
bei helfen, künftige Spannungen zwi-
schen den USA und der Islamischen 
Republik zu verringern oder unter 
Einbeziehung weiterer regionaler Ak-
teure eine gewisse Vermittlerrolle zu 
spielen. In anderen Bereichen könn-
te es die Stellung Europas gegenüber 
Russland und sogar regionalen Ver-
bündeten stärken.

Um mit Russland im Syrien-Kon-
flikt und in der MENA-Region zusam-

menarbeiten zu können, muss man 
die Motivlage der russischen Politik 
in dieser Region besser verstehen und 
auf dieser Grundlage eine nuancierte-
re europäische Politik entwickeln.

Dass Russland dazu gebracht wer-
den konnte, in der Frage des irani-
schen Atomprogramms umzuschwen
ken, bedeutet noch nicht, dass Moskau 
überzeugt werden kann, sich der eu-
ropäischen Meinung zur Syrien-Frage 
anzuschließen. Die Haltung Russ-
lands zum iranischen Atomprogramm 
und seine Haltung zu Syrien unter
liegen einer jeweils völlig anderen Lo-
gik. Im Fall Irans insistierte Russland 
auf einer rein diplomatischen Lösung 
der Atomfrage. Was Syrien angeht, 
hatte Russland stets andere Vorstel-
lungen von einer dauerhaften Lösung 
und wie man diese finden könnte als 
der Westen. Deshalb war es nie mög-
lich, Russland zu einem Regimewech-
sel zu überreden und eine aus „ge-
mäßigten Oppositionellen“ gebildete 
Regierung zu akzeptieren.

Bild nur in  
Printausgabe verfügbar
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Russland

Russland versteht, 

wie Macht im Nahen 

Osten funktioniert

Durch sein früheres Umschwen-
ken in der Iran-Frage hat Russland 
möglicherweise selbst den Eindruck 
erweckt, der Westen könne die Rich-
tung seiner Politik bestimmen. Falls 
dies tatsächlich je der Fall gewesen 
sein sollte, trifft es jetzt auf keinen 
Fall mehr zu.

Allerdings gibt es dennoch Mög-
lichkeiten, Russland wenigstens ge-
ringfügig zu beeinflussen. Was die 

europäischen Länder be-
trifft, ist Russland para-
doxerweise immer noch 
blind für die Macht und 
den Willen auch zu demo-
kratischen Veränderun-

gen, die den Gesellschaften selbst in-
newohnen. Der Kreml ist immer noch 
der Auffassung, der ukrainische Prä-
sident Viktor Janukowitsch wäre 
durch den Einfluss äußerer Mäch-
te gestürzt worden und nicht durch 
die ukrainische Gesellschaft und die 
andauernden Demonstrationen auf 
dem Maidan. 

Aber Russland versteht wesentlich 
besser, was Macht im Nahen Osten 
bedeutet – wo Machtausübung und 
Druck nämlich von nationalen oder 
religiösen Minderheiten ausgehen. 
Russland mag also erkennen, dass 
ein künftiges syrisches Regime ohne 
die Unterstützung breiter Schichten 
der Gesellschaft – einschließlich op-
positioneller Gruppen – einfach kei-
nen dauerhaften Bestand haben wird. 
Dies könnte Europa nutzen, die Po-
sition Russlands so zu beeinflussen, 
dass es mit einer Übereinkunft über 
eine Teilung der Macht einverstanden 
ist, die den Weg hin zu einem künf-
tigen demokratischen Übergang frei-
machen könnte. Europa könnte in der 
Lage sein, den Boden zu bereiten für 
einen Prozess, der es ermöglicht, in 

Zukunft eine breiter akzeptierte Re-
gierung zu errichten.

Die EU und ihre Mitgliedstaa-
ten sollten auch ihre Beziehungen 
zu Russland deutlicher strukturie-
ren. Man sollte zum Beispiel aufhö-
ren, Syrien und die Ukraine mitein-
ander zu verknüpfen, indem man da-
von ausgeht, dass die Zusammenar-
beit Russlands zu Syrien sich auf die 
Haltung zur Ukraine auswirkt, oder 
dass durch Gespräche mit Russland 
womöglich auch die Annexion der 
Krim anerkannt würde. 

Die europäische Haltung zu Syri-
en mag unrealistisch und wirklich-
keitsverweigernd gewesen sein. Die 
russische Haltung zur Ukraine aber 
ist es. Die Art von Einfluss, die Russ-
land auf die Ukraine ausüben will, 
ist prinzipiell unmöglich. Es gibt also 
keinen Grund für Europa, seine Hal-
tung im Ukraine-Konflikt zu ändern. 
Europa hat allen Grund, in der Sy-
rien-Frage mit Russland zusammen-
zuarbeiten und sollte dies auch tun. 
Die EU und ihre Mitgliedstaaten soll-
ten aber an ihren Prinzipien und ro-
ten Linien hinsichtlich der Ukraine 
festhalten.

Sanktionen klug einsetzen

Die EU-Mitgliedstaaten sollten sorg-
fältig darüber nachdenken, welch gro-
ße Rolle Sanktionen als Instrument 
der EU-Außenpolitik spielen und wie 
sich dies auf die Achse Moskau-Tehe
ran auswirken könnte. Dabei soll-
te die EU allerdings vermeiden, auf 
die Verallgemeinerungen einzugehen, 
dass Sanktionen Russland automa-
tisch in die Arme Irans treiben wer-
den. Psychologisch sieht sich Russ-
land nicht auf einer Stufe mit dem 
Iran. Es betrachtet sich als eine gro-
ße Macht und das E3+3-Format als 
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Eine harte Haltung  

zu iranischer Rüstung 

teilt Russland nicht

angemessene Form, die Atomfrage zu 
behandeln. Aber Russlands Reaktion 
auf vom Westen gegen Iran verhängte 
Sanktionen wird letztendlich von den 
damit verfolgten Zielen abhängen.

Falls die EU in Zukunft Sanktio-
nen gegen den Iran in Betracht zieht 
– entweder wegen eines so genannten 
„Rückschlags“ in der Atomfrage oder 
aufgrund von nicht mit dem Atom-
programm verbundenen, von den 
USA aufgebrachten Fragen –, wird 
Russland schwer davon zu überzeu-
gen sein, sich ihnen anzuschließen. 
Moskau wird vom Westen vorgelegte 
Beweise nicht leicht als echt akzep-
tieren oder für ausreichend halten. 
Falls es das Ansinnen jedoch für le-
gitim hält, wird es sich aufgrund sei-
ner Mitgliedschaft im Gemeinsamen 
Ausschuss wahrscheinlich zur Ko-
operation bereiterklären, insbeson-
dere in der Atomfrage. Russland hat 
allerdings zu den Verteidigungsfähig-
keiten Irans stets eine nachsichtigere 
Haltung eingenommen. Es wird sich 
also den USA oder der EU kaum an-
schließen, wenn diese in Fragen wie 
den iranischen Raketen oder der Be-
ziehung zur Hisbollah eine harte Li-
nie fahren wollen und versuchen soll-
ten, deswegen Sanktionen im UN-Si-
cherheitsrat zu verabschieden.

Beide Staaten einbeziehen

Die neue Dynamik zwischen Moskau 
und Teheran wird den Nahen Osten 
wohl auf absehbare Zeit beeinflussen. 
Es ist zwar zu früh, von einem Bünd-
nis oder einer über die gesamte Re-
gion reichenden Koalition zwischen 
Russland und Iran zu sprechen, aber 

ihre militärischen Beziehungen könn-
ten durchaus Folgen auch außerhalb 
Syriens haben und sich auch auf eu-
ropäische Sicherheitsinteressen aus-
wirken. Gegenwärtig kann Europa 
wenig tun, um dieser Entwicklung 
entgegenzuwirken oder auf ein Aus-
einanderdriften der beiden Länder 
hinzuwirken. 

Stattdessen sollte Europa die Mög-
lichkeiten nutzen, die es unter den ge-
genwärtigen Bedingungen hat, um als 
außenpolitischer Akteur 
größere Bedeutung zu er-
langen. Es sollte auch ver-
suchen, seine eigenen In-
teressen in der Region vo-
ranzutreiben, indem es 
sowohl Moskau als auch Teheran 
auf konstruktivere und nützlichere 
Art und Weise in die Bestrebungen 
zur Beendigung des Syrien-Konflikts 
einbezieht.

Kadri Liik
ist leitende Politik­
wissenschaftlerin  
beim ECFR.

Ellie Geranmayeh
ist als Politikwissen­
schaftlerin beim Euro­
pean Council on For­
eign Relations (ECFR) 
zuständig für das 
Nahost- und Nord­
afrika-Programm. 
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China

Erst waren es chinesische Produk-
te, die auf die Weltmärkte drängten. 
Nun ist chinesisches Geld hinzuge-
kommen, mit dem Peking investiert 
und Unternehmen aufkauft – und da-
mit einer Reihe Regierungen Proble-
me bereitet. Sie fürchten, dass Chinas 
strategische Investitionen ihre eige-
nen Ökonomien beeinträchtigen oder 
gar ihre Sicherheit gefährden.

Jüngstes Beispiel ist das Ringen 
um den deutschen, bei Aachen an-
sässigen Chip-Hersteller Aixtron, 
ein 700-Millionen-Euro-Übernah-
meobjekt vom Fujian Grand Chip In-
vestment Fund. Im Herbst zog das 
Bundeswirtschaftsministerium sei-
ne zunächst erteilte „Unbedenklich-
keitbescheinigung“ zurück und prüft 
seitdem. Anfang Dezember folgte 
US-Präsident Barack Obama der Emp-
fehlung des Committee on Foreign In-
vestment in the US – ein Gremium 
von Behördenvertretern, dessen Auf-
gabe es ist, chinesische Direktinvesti-
tionen in den USA (2015 im Wert der 
Rekordsumme von 15,3 Milliarden 

Dollar) zu überprüfen. Obamas Veto 
bezog sich allein auf das US-Geschäft 
von Aixtron; in seinem wichtigsten 
Absatzmarkt unterhält das Unter-
nehmen, dessen Chips in Leuchtdio-
den, aber auch zur Raketen- und Sa-
tellitensteuerung eingesetzt werden 
können, eine Tochtergesellschaft mit 
rund 100 Beschäftigten in Sunnyda-
le. Ob damit die Übernahme insge-
samt gescheitert ist, war Ende 2016 
noch offen.

Es ist erst das dritte Mal in 25 Jah-
ren, dass das Weiße Haus eine Fir-
menübernahme aufgrund von Si-
cherheitsbedenken gestoppt hat. Laut 
US-Finanzministerium lagen „glaub-
hafte Beweise“ vor, „dass ausländi-
sche Interessen die Kontrolle ausüben 
und Schritte unternehmen könnten, 
die womöglich unsere nationale Si-
cherheit beeinträchtigen“.

Die chinesische Strategie ist recht 
einfach gestrickt: Das Land nimmt 
Unternehmen ins Visier, deren Ex-
pertise es China ermöglichen könnte, 
sich in Schlüsselindustrien Vorsprün-

Jonathan Fenby | Chinas finanzielles Engagement im Ausland steigt rapi-
de. Europäische Unternehmen waren in jüngster Zeit beliebte Übernah-
meziele, von Autobauern bis Fleischfabriken. Kritisch wird es aber, wenn 
es um sicherheitsrelevante Firmentechnik, brisant, wenn es um strategi-
sche Wirtschaftspolitik geht. Europa muss sich den neuen Fragen stellen.

Der Fall Aixtron wirft ein Schlaglicht auf Chinas Investitionen im Ausland
Endloser Einkaufszettel
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„Made in China 2025“ 

ist eine deutliche 

Herausforderung

ge zu erarbeiten. So stiegen nach An-
gaben des deutschen Botschafters in 
Peking, Michael Clauss, chinesische 
Investitionen in Deutschland im ers-
ten Halbjahr 2016 gegenüber dem 
Vorjahreszeitraum um 2000 Prozent; 
sie betrafen fast ausschließlich den 
Hightech-Sektor. „Es sieht so aus, 
als ob sie die Technologielücke durch 
Übernahmen schließen wollen“, so 
Clauss gegenüber der Nachrichten-
agentur Reuters. 

Dies scheint auch bei Aixtron der 
Fall: Peking hat ein Programm ver-
abschiedet, seine Halbleiterprodukti-
on auszubauen, und das deutsche Un-
ternehmen würde sich in diese Pläne 
nahtlos einfügen. Dies wiederum wür-
de es der Volksrepublik ermöglichen, 
per Einkauf westlicher Technologien 
eine Schlüsselbranche zu modernisie-
ren und sie damit wettbewerbsfähiger 
in den westlichen Ländern zu machen. 
Im Grunde ist dies die Hightech-Vari-
ante des Vorgehens im Fertigungsbe-
reich, als China ausländisches Know-
how mit den eigenen geringeren Pro-
duktionskosten verband, um westli-
che Produzenten abzuhängen.

Nummer eins neben den USA

Das Vorgehen passt zu den Versuchen 
von Staats- und Parteichef Xi Jinping, 
dem Land eine größere globale Rol-
le zu verschaffen. Industrielle Mo-
dernisierung ist Teil dieser Bemü-
hungen. Die Regierung hat das Ziel 
vorgegeben, China bis zum Ende des 
Jahrzehnts zum führenden Innovati-
onsland zu machen. „Große wissen-
schaftliche und technologische Kapa-
zitäten sind ein Muss für ein starkes 
China und für die Verbesserung des 
Lebens unseres Volkes“, wurde Xi im 
Sommer von der staatlichen Nach-
richtenagentur Xinhua zitiert.

Dahinter steht Xis unbedingter 
Ehrgeiz, China zur ebenbürtigen 
Nummer eins neben den USA zu ma-
chen. Wie Peking dieses Ziel verfolgt, 
wird in ganz unterschiedlichen Be-
reichen sichtbar: von Gebietsansprü-
chen im Südchinesischen 
Meer bis hin zur Ent-
wicklung (oder Kauf) von 
Hochtechnologie. Sollte er 
erfolgreich in die Tat um-
gesetzt werden, wäre der 
„Made in China 2025“-Plan der Re-
gierung zur Verbesserung von Tech-
nologisierung und Automatisierung 
eine klare Herausforderung westli-
cher Volkswirtschaften, die führend 
im Ingenieurwesen und beim Maschi-
nenbau sind – wie Deutschland.

Allerdings gibt es gute Gründe an-
zunehmen, dass dieser Prozess nicht 
so reibungslos verläuft, wie sich die 
chinesischen Planer das erhoffen. 
Der kommunistische Parteienstaat, 
den Xi erhalten und stärken will, ist 
nicht gerade prädestiniert dafür, die 
notwendigen Strukturreformen um-
zusetzen. Und die von Xi initiierte, 
politisch und ideologisch orthodoxe 
Kampagne behindert Innovationen.

Der Einsatz in Verteidigungstech-
nologien ist für Regierungen recht 
leicht zu identifizieren und zu beurtei-
len. Die übergeordnete Frage des stra-
tegischen industriellen Wettbewerbs 
wird in den kommenden Jahren da-
gegen die entscheidende werden. Ent-
wickelte Industrieländer werden sich 
vernehmlicher über den Mangel an 
Gegenseitigkeit beschweren. So be-
richten westliche Unternehmen von 
immer größeren Schwierigkeiten, ihre 
Operationen auszuweiten und mit chi-
nesischen Firmen gleichberechtigt zu-
sammenzuarbeiten – von Übernah-
men ganz zu schweigen.
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Dieser Umstand scheint zumin-
dest bei einigen ein Umdenken an-
gestoßen zu haben. Die Bundesre-
gierung erlaubte Chinas Haushalts-
gerätehersteller Midea den Einstieg 
beim Roboterbauer Kuka, setzte die 
Erlaubnis im Fall Aixtron aber aus. 
Staatssekretär Matthias Machnig er-
klärte dies damit, dass die Regierung 
neue, sicherheitsrelevante Informa-
tionen erhalten habe. Wirtschafts-
minister Sigmar Gabriel machte sich 
zugleich für eine europaweit gelten-
de Sicherheitsklausel stark. Sie soll 
verhindern, dass Firmen, die für den 
zukünftigen wirtschaftlichen Erfolg 
der EU strategische Bedeutung haben, 
von ausländischen Investoren über-
nommen werden. Auch EU-Kommis-
sar Günther Oettinger plädierte für 
ein Außenhandelsgesetz, das Firmen 
wie Kuka vor dem Aufkauf schützt.

In der Erklärung des Weißen Hau-
ses zu Aixtron wurde auf „das Risiko 
für die nationale Sicherheit“ verwie-
sen, „das unter anderem hinsichtlich 

des militärischen Einsatzes der tech-
nischen Kenntnisse und Erfahrungen 
von Aixtron“ durch die Übernahme 
entstünde. „Eine normale kommerzi-
elle Übernahme sollte auf Grundlage 
geschäftlicher Standards und Markt-
prinzipien beurteilt werden“, hielt 
das chinesische Außenministerium 
dagegen. „Wir wollen nicht, dass sol-
che kommerziellen Aktivitäten po-
litisch überinterpretiert oder beein-
flusst werden.“

Während der ersten Phase der chi-
nesischen Entwicklung flossen Inves-
titionen fast ausschließlich in Rich-
tung Volksrepublik: Ausländische Un-
ternehmen bauten ihre Positionen im 
größten Schwellenmarkt auf und spiel-
ten bei der Modernisierung praktisch 
aller Bereiche eine große Rolle, von 
Konsumprodukten bis Industriean-
lagen, gefolgt von Hochgeschwindig-
keitszügen und Elektronik. Dann aber 
begann Chinas Zugriff auf ausländi-
sche Bodenschätze – logisch genug für 
ein Land, dem wichtige industrielle 

Bild nur in  
Printausgabe verfügbar
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Endloser Einkaufszettel

Deutschlands FDI 

sind im Verhältnis 

viermal so groß

Rohstoffe fehlen. So engagierte sich 
China in Afrika, Lateinamerika und 
Australien auf der Suche nach Eisen
erz und Kupfer. Auch gab es weniger 
erfolgreiche Versuche, mit dem Auf-
kauf von Agrarland die Versorgung 
der eigenen Bevölkerung von 1,4 Mil-
liarden Menschen sicherzustellen.

Heute jedoch scheint der Ein-
kaufszettel endlos zu sein – von Im-
mobilien über Luxusyacht-Werften 
bis hin zu Fleischfabriken. Rund die 
Hälfte der Auslandsinvestitionen 
entfiel zuletzt auf Europa, mit Groß-
britannien an der Spitze, gefolgt von 
Deutschland und Frankreich. Volvo, 
Pirelli und Club Med sind mittlerwei-
le in chinesischer Hand.

Die Furcht vor den Aufkäufern

Als die Volksrepublik die Weltwirt-
schaft Ende des 20. Jahrhunderts mit 
dem Ausbau ihrer Fertigungsindus
trie veränderte, diskutierte man bang 
die Frage, was wohl werden würde, 
wenn China erst die Werkbank der 
ganzen Welt sei. Heute scheint die 
Sorge eher die vor chinesischen Auf-
käufern zu sein, die mit dem billi-
gen Geld von Chinas Staatsbanken 
und Unterstützung von Regierungs-
stellen Unternehmen nach Belieben 
übernehmen. 

2015 prognostizierten das Merca-
tor Institute for China Studies und 
die amerikanische Rodium Group, 
dass China bis Ende des Jahrzehnts 
zu einem der größten internationa-
len Investoren aufsteigen würde; das 
Volumen chinesischer Auslandswer-
te werde sich bis 2020 auf 20 Billio-
nen Dollar verdreifachen. Ein großer 
Teil dessen besteht aus Portfolio-In-
vestments und der Aufhäufung aus-
ländischer Währungsreserven. Aber 

auch der Bereich der Direkten Aus-
landsinvestitionen (Foreign Direct In-
vestments / FDI) würde von 744 Mil-
liarden auf zwei Billionen Dollar um 
das Dreifache wachsen; insbesonde-
re die Investitionsströme in westliche 
Länder würden stark ansteigen.

Diese Entwicklung wäre gewisser-
maßen natürlich – Nachzügler Chi-
na hinkt in Sachen Verhältnis FDI 
zu Bruttoinlandsprodukt mit weni-
ger als 10 Prozent immer noch weit 
hinter entwickelten Na-
tionen zurück; bei den 
USA ist der Anteil drei-
mal, bei Deutschland so-
gar viermal so groß. Zu-
dem gibt es auch binnen-
wirtschaftliche Gründe: Weil der har-
te Preiswettbewerb in China wenig 
Ertrag verspricht, sind Auslandsin-
vestitionen mit ihrer größeren Ren-
dite attraktiv. In vielen Ländern und 
Unternehmen, die Kapital benötigen 
und die Verbindung zur Volksrepub-
lik schätzen, waren chinesische In-
vestitionen stets willkommen.

Doch die Herausforderung in die-
sem neuen Bereich, in dem westliche 
Staaten mit Chinas Einfluss ringen, 
ist unausweichlich. Nationale Regie-
rungen und die Europäische Union 
müssen sich den natürlichen Folgen 
Chinas wachsender Präsenz stellen – 
in einer Welt, die China zugleich will-
kommen heißt und fürchtet.

Jonathan Fenby
war Chefredakteur  
des Observer und der 
South China Morning 
Post. Der Autor zahl­
reicher Bücher über 
China führt heute die 
Consulting TSL 
Research in London.
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Über 200 Verletzte und 40 Tote for-
derte das Zugunglück, das sich im 
Sommer 2011 im ostchinesischen 
Wenzhou ereignete. Die Behörden re-
agierten nur zögerlich. Informationen 
über die Katastrophe verbreiteten sich 
zuerst über soziale Medien und es wa-
ren chinesische Internetnutzer, wel-
che die offizielle Propaganda Lügen 
straften und staatliche Stellen zu ei-
ner gewissen Transparenz zwangen.

Unter Staats- und Parteichef Xi 
Jinping, der China zu einer „Inter-
netmacht“ machen will, hat sich die 
Kommunikationsstrategie deutlich 
geändert. Jetzt geht es vor allem da-
rum, das „Schlachtfeld der öffentli-
chen Meinung im Internet“ zu er-
obern, wie Xi Ende 2013 erklärte. 
Die Kommunistische Partei Chinas 
will „positive Energie“ erzeugen: Im 
Internet soll nicht diskutiert werden, 
was im Land schlecht läuft; im Vor-
dergrund sollen „positive Geschich-
ten“ stehen. 

Eine wichtige Rolle kommt dabei 
der chinesischen Jugend zu. Um die-

se von Kommunismus und Partei zu 
überzeugen, setzt die Jugendliga der 
KP seit einiger Zeit auf westlich in-
spirierte Kommunikationsmittel. In 
dem TED-Talk ähnlichen Formaten 
wird beispielsweise erklärt, wie man 
der „westlichen kulturellen Kolonisa-
tion“ widersteht oder welche Bedeu-
tung der Marxismus auch Anfang des 
21. Jahrhunderts noch hat. Diese Vor-
träge kommen mitunter arg steif und 
konservativ daher. Aber die Jugend-
liga zeichnet auch für Videos verant-
wortlich, die mit knallbunten Ani-
mationen politisch-gesellschaftliche 
Themen jugendgerecht aufbereiten 
und so zur „Meinungsanleitung“ bei-
tragen sollen. 

So wird in der Serie „Ich und der 
Motor meines Landes“ mittels bun-
ter Animationssequenzen die chine-
sische Verfassung ebenso erklärt wie 
die Geschichte von Militärparaden. 
Ein anderer Film der Serie stellt das 
Internet als Marktplatz unterschied-
lichster Ideen vor, warnt aber gleich-
zeitig vor zahllosen, bösartigen und 

Falk Hartig | Noch vor kurzer Zeit galt ausländischen Beobachtern das In-
ternet in China als demokratiefördernd. Diese Gefahr sieht auch die Kom-
munistische Partei, nutzt unter Xi Jinping das World Wide Web aber im-
mer intensiver, um seine Botschaften zu verbreiten. Die oft skurril an-
mutenden Online-Videos signalisieren: Peking fühlt sich missverstanden.

Pekings Propagandisten setzen auf Videos, insbesondere im Internet

Spiderman in Tränen
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Spiderman in Tränen

Pekings Verdienste 

werden ins Zentrum 

gerückt

unbegründeten Meinungen, die von 
aus- und inländischen Internet-Trol-
len verbreitet werden. In einem wei-
teren Video werden die Vorzüge chi-
nesischer Hochgeschwindigkeitszüge 
erklärt, eine andere Folge widmet sich 
dem „Kommunismus und so“. 

Westlicher Pop für Chinas Jugend

Anlässlich des ersten „Tages der nati-
onalen Sicherheitserziehung“ im Ap-
ril 2016 verbreitete das chinesische 
Staatsfernsehen über seine sozialen 
Medien ein Animationsvideo, in dem 
Superhelden wie Spiderman, Batman 
und Superman auftraten. Agenten 
und Superhelden, erfuhr man dann 
aber, seien nur ein winzig kleiner Teil 
des Sicherheitsapparats eines Staates. 
Dieser werde tatsächlich von den vie-
len „einfachen Leuten“ getragen und 
geschützt; sie garantierten die Sicher-
heit des Landes – woraufhin Spider-
man und Co. in Tränen ausbrechen, 
denn sie sind praktisch arbeits- und 
bedeutungslos. 

Jenseits der Kernaussage („Die 
Partei hat alles unter Kontrolle“) sind 
die westlichen (pop)kulturellen Refe-
renzen recht aufschlussreich: Offen-
kundig glaubt man, nur so die chine-
sische Jugend für politische Themen 
interessieren zu können. Immer stär-
ker aber wendet sich die chinesische 
Propaganda auch an Ausländer, de-
nen man Chinas Sicht der Dinge er-
klären möchte. Zu diesem Zweck wer-
den die Filme gleich auf Englisch ver-
tont oder mit englischen Untertiteln 
unterlegt. Dabei bedient man sich un-
terschiedlicher Stilmittel. 

Eine Reihe animierter Trickfilme 
versucht, auf skurrile oder eher hu-
morige Art Chinas Innen- und Au-
ßenpolitik zu erklären. In Vorberei-
tung auf den G20-Gipfel im ostchi-

nesischen Hangzhou veröffentlich-
te das Staatsfernsehen einen kurzen 
Animationsfilm, um die Bedeutung 
des Treffens zu unterstreichen. Die 
Finanzkrise 2008 sei ein schwerer 
Schlag für die globale Wirtschaft ge-
wesen, heißt es da – untermalt mit 
Bildern eines unwirtlichen Schnee-
sturms, der über eine Metropole hin-
wegfegt. Diese Krise habe kein Land 
allein meistern können, und so seien 
die Führer der G20-Staaten in Wa
shington zusammengekommen und 
hätten eine „de facto Super-Allianz“ 
geschlossen. Die „goldene Regel“ des 
„gemeinsamen Kampfes“ sei dabei 
Zusammenarbeit zu allseitigem Nut-
zen, meint der Sprecher. 

Die animierten Bilder zeigen, 
wie die Staatenlenker sich durch den 
Schneesturm kämpfen und einander 
helfen; schließlich fliegen sie gemein-
sam, wie Superhelden aus 
chinesischen Kung-Fu-Fil-
men, der Sonne entgegen. 
Nun finde das Treffen in 
China statt, das künftig 
zum Wachstum der globa-
len Wirtschaft maßgeblich beitragen 
werde, fährt die Off-Stimme fort. Und 
im Bild wirbelt ein chinesischer Kung-
Fu-Meister durch die Luft. Kurz: Von 
den gemeinsamen Anstrengungen 
bliebt nichts übrig, Chinas Verdiens-
te werden in den Vordergrund gestellt. 

Zum weit verbreiteten Hit wurde 
im Oktober 2015 ein Video, das den 
13. Fünf-Jahres-Plan (shi san wu) vor-
stellte, der im März 2016 vom Natio-
nalen Volkskongress abgesegnet wur-
de. In diesem bunten Video tauchen 
unter anderem Albert Einstein, ein 
David-Bowie-Verschnitt und ein an 
Hippie-Zeiten erinnernder VW-Bus 
auf; vier Englisch singende Musi-
ker erklären die Entstehung des Pla-
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Xi Jinpings dröge 

Maximen werden in 

Rap gegossen

nes musikalisch. Mit dem Refrain „If 
you wanna know what China’s gon-
na do / best pay attention to the shi 
san wu“ erreicht der Song durchaus 
Ohrwurmqualität.

Von gleicher bonbonbunter Mach-
art ist ein Clip von Anfang 2016, der 
Xis Regierungskonzept der „Vier Um-
fassenden“ (sige quanmian) erläutert. 
Das Konzept sieht den umfassenden 
Aufbau der Gesellschaft, die umfas-
sende Vertiefung der Reformen, die 
umfassende Förderung der Rechts-
staatlichkeit sowie die umfassende 
strenge Führung in der Partei vor. Da 

den Parteioberen wohl be-
wusst war, wie dröge und 
theoretisch diese Maxi-
men daherkommen, pro-
duzierte die staatliche 
Nachrichtenagentur Xin-

hua ein Rap-Video, in dem ein Er-
wachsener einem kleinen Mädchen 
das Ganze erklärt. Gesungen wird 
zwar auf Chinesisch, aber für die 
Ausländer gibt es englische Unterti-
tel. In einer mehrsprachigen Version 
erklingt der Schluss gar auf Deutsch: 
„Mit den sige quanmian ist der chi-
nesische Traum nicht weit entfernt“, 
hört man da zur Melodie von Beetho-
vens „Ode an die Freude“.

Deutlich politischer noch sind 
Animationsvideos, die diesen Som-
mer veröffentlicht wurden und 
Chinas Ansprüche im Südchine-
sischen Meer bekräftigen. Im Clip 
„Wer sorgt denn für Unruhe im Süd-
chinesischen Meer?“ warnt ein eng-
lischer Sprecher: Wer weiter die neu-
este Mode oder die modernste Tech-
nik kaufen wolle, solle „besser für 
Frieden und Sicherheit auf dem Oze-
an beten“ und sich um die Situati-
on im Südchinesischen Meer sorgen. 
Nachdem die Bedeutung der Region 

für den Welthandel erklärt wird, folgt 
das offizielle Mantra, wonach die vie-
len von China beanspruchten kleinen 
Inseln schon seit Menschengedenken 
Bestandteil des chinesischen Territo-
riums seien. Die gleichen Argumen-
te finden sich in einem Clip, in dem 
ein Schulkind seinen Großvater fragt, 
warum es derzeit so viel Krach gebe 
und Opa die Geschichte der Region 
rekapituliert.

Werben am Times Square 

Komplettiert wurde die Kampag-
ne durch einen dreiminütigen Spot, 
der für zwei Wochen am New Yor-
ker Times Square 120 Mal täglich ge-
zeigt wurde. Xinhua hat in der Welt-
hauptstadt des Kapitalismus seit 2011 
eine der riesigen LED-Werbeflächen 
gemietet und bewirbt neben chine-
sischen Marken und Produkten hin 
und wieder auch chinesische Politik. 
Das Video zeigt beeindruckende Auf-
nahmen vom Südchinesischen Meer 
und erklärt die chinesische Interpre-
tation von Geschichte und rechtli-
chem Status der Inseln. 

Das Video erlangte auch des-
halb Beachtung, weil sich Catheri-
ne West beschwerte, eine außenpoli-
tische Sprecherin der britischen La-
bour-Partei, die im Film allerdings 
fälschlich als „Schattenaußenmi-
nisterin“ bezeichnet wird. Sie sei im 
Video falsch wiedergegeben worden 
mit der Forderung nach einem „er-
wachsenen“ Dialog, um dieses „loka-
le“ Problem zu klären. Diese Aussa-
ge entspräche genau Pekings Ansin-
nen, die Differenzen jeweils bilateral 
zu bearbeiten, nicht vor dem interna-
tionalen Schiedsgericht in Den Haag. 
Dieser hatte China im Juli Hoheits-
ansprüche auf die Inseln im Südchi-
nesischen Meer abgesprochen. 
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Spiderman in Tränen

Dunkle Warnungen 

vorm „Schatten des 

Sternenbanners“

Deutlich konfrontativer noch sind 
eine Reihe von Filmen und Musik-
videos wie die Rap-Songs der Grup-
pe „Chengdu Revolution“, die mit der 
KP-Jugendliga zusammenarbeitet. In 
dem Anfang 2016 veröffentlichten 
Song „The Force of Red“ wird klarge-
stellt, dass es nur ein China gebe; Un-
abhängigkeitsbewegungen in Taiwan 
und Hongkong werden mit „fuck any-
body trying to split up“ verächtlich ge-
macht. Anfang August veröffentlich-
te die Gruppe das Lied „Color Revolu
tion“. Darin werfen die Rapper den 
Vereinigten Staaten vor, die „so ge-
nannte Demokratie“ zu nutzen, um 
die Welt zu kontrollieren und Geld zu 
verdienen. Die USA werden als „Welt-
polizist“ dargestellt, der vom Irak über 
Syrien und Libyen bis zur Ukraine 
überall seine Finger im Spiel habe, 
aber „wir brauchen keine anderen 
Länder, die sich überall einmischen“. 

Parallel dazu warnte ein anderes 
Video ebenfalls vor einer „Farben-
revolution“ in China. Der Film zeigt 
Zerstörungen, Kriegstote, Flüchtlin-
ge im Irak und Syrien und kontras-
tiert diese mit Bildern eines friedli-
chen China. Unterlegt mit dramati-
scher Musik wird mit chinesischen 
und englischen Untertiteln erklärt, 
dass China ein friedliches und stabi-
les Land sei, in dem viele Menschen 
ein einfaches, aber glückliches Leben 
führten. Aber auch China werde per-
manent bedroht, und hinter separatis-
tischen Bewegungen in Tibet, Hong-
kong oder Taiwan oder den Aktivi-
täten von Menschenrechtsaktivisten 
würden „die Schatten des Sternen-
banners“ sichtbar. Aber die chinesi-
sche Bevölkerung könne sicher sein, 
dass die KP die Gefahren erkannt 
habe und China daher niemals die 
nächste Sowjetunion werden würde. 

Produziert von einem chinesischen 
Doktoranden in Australien, dessen 
Produktionsfirma unter anderem für 
die Kommunistische Jugendliga arbei-
tet, erschien der Film zuerst auf dem 
Weibo-Account der Obersten Volks-
staatsanwaltschaft, der höchsten 
Staatsanwaltschaft Chinas.

Begrenzte Wirkung 

In China selbst verfangen wohl man-
che dieser Clips, zumindest nach den 
zahlreichen Kommentaren zu urtei-
len, in denen den Kernaus-
sagen zugestimmt wird. 
Nicht wenige aber tun das 
Ganze als plumpe Propag-
anda und Geldverschwen-
dung ab. Ein internationa-
les Publikum erreicht Peking mit sei-
ner neuen Videooffensive wohl weni-
ger. Auch wenn auf nichtchinesischen 
Websites mitunter zustimmende Kom-
mentare zu lesen sind, werden die Fil-
me oft als lächerliche und durchge-
drehte Propaganda abgetan – was al-
lerdings zu kurz greift: Die Videos 
verdeutlichen, wie sich Peking auf der 
Weltbühne wahrnimmt. China kom-
muniziert seine Standpunkte nicht 
nur immer selbstbewusster, es nimmt 
die Weltlage auch immer stärker als 
feindlich wahr und fühlt sich missver-
standen. Ob man diese Einschätzung 
für gerechtfertigt hält oder nicht: igno-
rieren sollte man sie keinesfalls. 

Dr. Falk Hartig
forscht an der Goethe- 
Universität Frankfurt  
zu Chinas internationaler 
politischer Kommuni- 
kation.
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Die chinesische Volksbefreiungsar-
mee zieht es hinaus in die Welt. Im 
August erklärte Konteradmiral Guan 
Youfei bei einem Besuch in Damas-
kus, die Armee werde ihre militäri-
schen Ausbildungsangebote für die 
regierungstreuen Truppen des syri-
schen Präsidenten Assad ausbauen. 
Nur einige Tage später gab Verteidi-
gungsminister Chang Wanquan zu 
Protokoll, China werde seine militäri-
schen Beziehungen zu Saudi-Arabien 
weiter stärken. Bereits Anfang 2016 
hatte Peking die Errichtung des ersten 
chinesischen Übersee-Militärstütz-
punkts, in Dschibuti, angekündigt. 

In Zeiten neuer militärischer In-
tegrationsbemühungen auf europäi-
scher Ebene und der sich wandelnden 
transatlantischen Partnerschaft unter 
einem US-Präsidenten Donald Trump 
sollten die EU-Staaten die globalen 
Aktivitäten der Volksbefreiungsar-
mee besonders aufmerksam verfol-
gen. Syrien, Saudi-Arabien, Dschibuti 
– diese Länder liegen nicht weit von 
Europa entfernt und sind von strate-

gischer Bedeutung für etliche EU-Mit-
glieder. Das wachsende militärische 
Engagement Chinas im Nahen Osten 
und Nordafrika, aber auch in Zent-
ralasien im Rahmen von Einsätzen 
zur Friedenssicherung und künftig 
womöglich auch Terrorismusbekämp-
fung erfordert von Europas Regierun-
gen eine informierte Analyse poten-
zieller Risiken als auch eine zeitna-
he Anpassung nationaler und euro-
päischer Strategien zur militärischen 
Zusammenarbeit mit China.

Eine globale Positionierung der 
Volksbefreiungsarmee spiegelt zwei 
wesentliche Entwicklungen: Peking 
hat unter Staats- und Parteichef Xi 
Jinping die nationale Sicherheitspo-
litik angepasst. Das liegt auch in ge-
stiegenen innenpolitischen Erwartun-
gen begründet. Die Internationalisie-
rung der wirtschaftlichen und poli-
tischen Aktivitäten hat ungekannte 
Bedrohungen für chinesische Bürger 
mit sich gebracht. Chinesen im Aus-
land werden potenziell zum Ziel von 
transnationalem Terrorismus, inne-

Jan Gaspers und Helena Legarda | Noch gibt es erhebliche Diskrepanzen 
zwischen Pekings globalen Ambitionen und den Kapazitäten seines Mi-
litärs. Aber es führt kein Weg daran vorbei: China wird zu einem wich-
tigen sicherheitspolitischen und militärischen Akteur in der erweiterten 
europäischen Nachbarschaft. Welche Folgen hat das für die EU-Staaten?

Chinas Militär wird im Ausland aktiver – Europa muss sich darauf einstellen

Die globale Volksbefreiungsarmee
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Das Militär kann  

nun auch im Ausland 

Terror bekämpfen

ren Unruhen und antichinesischen 
Stimmungen. Peking soll seine Bürge-
rinnen und Bürger auch im Ausland 
schützen können – und das notfalls 
durch militärisches Eingreifen.

Darüber hinaus verfolgt China 
hartnäckig die Ausweitung des eige-
nen (sicherheits-)politischen Einflus-
ses auf internationaler Bühne. Die 
Führung ist entschlossen, die Welt-
politik aktiver und sichtbarer zu prä-
gen. Das zwingt sie aber auch, sich 
von der bislang geltenden Doktrin 
der Nichteinmischung abzuwenden 
und global militärisch handlungsfä-
hig zu werden.

Wachsendes Auslandsengagement

Ein deutliches Zeichen der Neuaus-
richtung der Volksbefreiungsarmee 
ist die jüngste Erweiterung des Ver-
teidigungsministeriums um eine Ab-
teilung für internationale militäri-
sche Zusammenarbeit; diese ist al-
lein in den vergangenen Wochen um 
mehr als 70 Mitarbeiter erweitert 
worden. China entsendet heute größe-
re Truppenkontingente zu UN-Frie-
denssicherungseinsätzen als je zu-
vor: Mehr als 2600 chinesische Sol-
daten, Polizisten und Militärexperten 
sind derzeit für UN-Missionen abge-
ordnet. Damit stellt China heute fast 
halb so viel Personal wie alle EU-Staa-
ten zusammen mit ihren knapp 5600 
Blauhelmen. Im August kündigte Pe-
king zudem an, Ende des Jahres eine 
erste ständige UN-Friedenstruppe in 
Dienst zu stellen. Das Engagement 
für UN-Friedenssicherungseinsätze 
sowie eine in Aussicht gestellte Be-
teiligung der Volksbefreiungsarmee 
an der Bekämpfung der Piraterie im 
Golf von Guinea zeigen, dass es Chi-
na derzeit vor allem um ein multilate-
rales militärisches Engagement geht. 

Jedoch fehlen (öffentlich kommu-
nizierte) Festlegungen dazu, ob sich 
das Auslandsengagement der Volks-
befreiungsarmee auch künftig auf 
multilaterale Einsätze konzentrieren 
wird. Ein neues Gesetz ermöglicht be-
reits eine direkte Beteiligung der Ar-
mee an Anti-Terror-Ope-
rationen im Ausland. Sol-
che Einsätze könnten in 
Zukunft ein weiterer Pfei-
ler von Chinas globaler 
Militärpräsenz werden, 
besonders in Zentral- und Südasien, 
aber auch im Nahen Osten. Die Ter-
rorgefahr in diesen instabilen Regi-
onen gefährdet die Sicherheit der im 
Rahmen der ehrgeizigen Seidenstra-
ßen-Initiative entworfenen Handels-
wege über Land. China will hier Sta-
bilität garantieren. 

Auch die Seeroute der Seidenstra-
ßen-Initiative soll künftig von der 
Volksbefreiungsarmee geschützt wer-
den. Das Militär dürfte deshalb sei-
ne Präsenz im Indischen Ozean und 
Einsätze gegen Piraterie verstärken. 
China wird hierfür zusätzliche Ver-
sorgungspunkte in der Region auf-
bauen oder erwerben müssen und 
bestehende Anlagen in Colombo (Sri 
Lanka) oder Gwadar (Pakistan) aus-
weiten. Derzeit finanziert China den 
Bau eines Hafenprojekts im Wert von 
1,4 Milliarden Dollar in Colombo, und 
die staatliche China Overseas Ports 
Holding Company betreibt den neu 
erweiterten Tiefseehafen in Gwadar. 

Noch besteht eine erhebliche Dis-
krepanz zwischen Pekings globalen 
sicherheitspolitischen Ambitionen 
und den konkreten militärischen Ka-
pazitäten der Volksbefreiungsarmee. 
Dies wird sich in Zukunft jedoch än-
dern: Derzeit laufen verschiedene Ini
tiativen, die chinesische Armee zu 
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modernisieren. Durch den Bau eines 
Flugzeugträgers und die Entwicklung 
leistungsfähiger Langstreckenbomber 
versucht die Armee, ihre militärische 
Reichweite für Auslandseinsätze aus-
zudehnen. China nutzt zudem syste-
matisch die UN-Einsätze, um operati-
ve Erfahrungen und Fähigkeiten sei-
nes Militärs zu stärken. 

Herausforderung für Europa

Mit den sich abzeichnenden geogra-
fischen Verschiebungen chinesischer 
Militärpräsenz ergeben sich neue He-
rausforderungen für Europas Diplo-
maten und Militärplaner. Schon jetzt 
wird es für Europa immer schwieri-
ger, die militärische Unterstützung 
Pekings für das Assad-Regime zu ig-
norieren. So ist unwägbar, welchen 
Einfluss Chinas Bereitstellung von 
Training und Unterstützung der sy-
rischen Armee auf die Lösung des 
Konflikts und somit die regionale 
Stabilität haben werden. Klar ist je-
doch, dass sich daraus ergebende ne-

gative Entwicklungen in erster Li-
nie auf Europa auswirken würden – 
zum Beispiel durch wieder ansteigen-
de Flüchtlingszahlen.

Ebenso könnten sich Einsätze der 
Volksbefreiungsarmee zur Bekämp-
fung von Terrorismus im Nahen Os-
ten oder Zentralasien nachteilig auf 
die politischen und wirtschaftlichen 
Interessen Europas auswirken. In 
mancherlei Hinsicht decken sich die 
europäischen und chinesischen Zie-
le zwar – allerdings sind die Ansät-
ze nach wie vor sehr unterschiedlich: 
Europa legt den Schwerpunkt auf Prä-
vention und Deradikalisierung, wäh-
rend China auf konsequente Ver-
folgung setzt. Die bislang sehr be-
grenzte Interaktion der Volksbefrei-
ungsarmee mit den Streitkräften der 
EU-Staaten und der sich daraus erge-
bende Mangel an Interoperabilität er-
schweren zusätzlich eine militärische 
Koordination oder gar Zusammenar-
beit im Kampf gegen den Terror. Das 
birgt enorme Risiken: Ein fehlge-
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Risiken abwägen und 

Chancen zur Zusam-

menarbeit ergreifen

schlagener, unilateraler chinesischer 
Einsatz zur Terrorismusbekämpfung 
könnte Konflikte in instabilen Regio-
nen weiter eskalieren lassen und Eu-
ropa zwingen, in einer besonders vo-
latilen Situation einzugreifen. 

Europa sollte auch die politische 
Annäherung zwischen Peking und 
Moskau im Blick haben, wenn es 
die Aktivitäten der Volksbefreiungs-
armee analysiert. China und Russ-
land haben bei den UN mehrfach de-
monstriert, dass sich ihre Sicherheits
interessen in der erweiterten europäi-
schen Nachbarschaft überschneiden: 
Peking unterstützte das Veto Moskaus 
gegen vier Syrien-Resolutionen; bei 
zwei Entschließungen zur Annexi-
on der Krim durch Russland enthielt 
sich China der Stimme. Die jährli-
chen Militärmanöver der russischen 
und chinesischen Marine verlagerten 
sich zuletzt ebenfalls in die europäi-
sche Nachbarschaft; 2015 fanden sie 
im Mittelmeer statt. Gerade in mit-
tel- und osteuropäischen EU-Ländern 
dürfte die enge chinesisch-russische 
Militärkooperation Vorbehalte gegen-
über der Volksbefreiungsarmee und 
ihren globalen Aktivitäten schüren.

Raum für Kooperation?

Wie die Volksbefreiungsarmee befin-
det sich auch Europas militärische 
Landschaft im Umbruch. Der „Im-
plementation Plan on Security and 
Defence“ soll auf eine signifikante 
Stärkung der europäischen Vertei-
digungszusammenarbeit zielen. Die 
Wahl Donald Trumps und die noch 
nicht absehbaren Konsequenzen für 
die transatlantische Sicherheits- und 
Verteidigungskooperation im Rah-
men der NATO dürften jene Kräfte 
stärken, die sich für eine größere eu-
ropäische Autonomie aussprechen. 

Die EU-Staaten sollten diesen 
Umbruch nutzen, um gemeinsame 
Mechanismen zu schaffen, die dabei 
helfen, die globalen Aktivitäten der 
Volksbefreiungsarmee zu erfassen. 
Deren Auswirkungen auf Europa 
und dessen Partner werden erst all-
mählich sichtbar. Um die Analyse vo-
ranzubringen, könnte der 
Europäische Auswärtige 
Dienst den Informations-
austausch unter den Mit-
gliedern unterstützen, u.a. 
durch die Beteiligung des 
EU Intelligence Analysis Centre und 
des EU Military Staff. Neben der Ab-
wägung von Risiken sollte es auch da-
rum gehen, Bereiche zu identifizieren, 
in denen eine stärkere Zusammenar-
beit mit Chinas Militär sinnvoll und 
gewinnbringend sein könnte. 

Bereits heute haben China und 
Europa gemeinsame Interessen: Beide 
wollen die Stabilität in der erweiter-
ten europäischen Nachbarschaft auf-
rechterhalten. Auf europäischer Seite 
haben die anhaltende Flüchtlingskri-
se und die Terroranschläge in Brüssel, 
Paris und Nizza die Erkenntnis be-
stärkt, dass man sich noch stärker in 
der Region einbringen sollte. Treiben-
de Faktoren für Pekings sicherheits-
politisches Engagement in der Region 
sind Wirtschaftsinteressen und Infra-
strukturprojekte im Rahmen der Sei-
denstraßen-Initiative. Auch Berichte 
etwa darüber, dass in Syrien ansässi-
ge uigurische Kämpfer für ein Selbst-
mordattentat auf die chinesische Bot-
schaft in Kirgistan im August verant-
wortlich waren, haben in China den 
Willen zum Handeln verstärkt. 

Chinas gewachsene Bedeutung 
in UN-Friedenssicherungseinsätzen 
könnte ein guter Ausgangspunkt für 
eine vertiefte europäisch-chinesische 
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China weitet sein 

Einsatzgebiet in Rich-

tung Europa aus

militärische Zusammenarbeit sein. 
Auch bei humanitären Krisen könn-
te eine Kooperation mit der Volksbe-
freiungsarmee vertrauensbildend wir-
ken. Was den Kampf gegen den inter-
nationalen Terrorismus angeht, wäre 
jedoch zunächst ein eingehender dip-

lomatischer und militäri-
scher Dialog unverzicht-
bar. Europa kann sich hier 
auf einen reichen Erfah-
rungsschatz in der Verfol-
gung eines ganzheitlichen 

Ansatzes stützen, in dem militärische 
Mittel eng mit dem Einsatz von zivi-
len Mitteln verwoben sind. Die Volks-
befreiungsarmee wird sich eigene Er-
fahrungen in der Zukunft erst noch 
erarbeiten müssen. Im Rahmen der 
EU-Mission „Atalanta“ am Horn von 
Afrika ist die EU ebenfalls gut positio-
niert, gezielt auf China zuzugehen und 
Angebote für eine strukturierte mili-
tärische Kooperation zur Bekämpfung 
von Piraterie anzubieten.

Bislang ist es Europa und China 
gelungen, sicherheitspolitische Span-
nungen weitgehend zu vermeiden; zu 
weit lagen ihre Einflussbereiche geo-
grafisch auseinander. Dies wird sich 
jedoch ändern, wenn die Volksbe-
freiungsarmee ihr Einsatzgebiet in 
Richtung Europa ausweitet. Zentra-
ler Spannungspunkt könnten hierbei 
in Zukunft die (sicherheits-)politische 
Annäherung Chinas und Russlands 
und die militärische Zusammenarbeit 
beider Länder sein. 

Europäische Verteidigungsminis-
terien sollten dieser Entwicklung auf 
zweifache Weise begegnen: Die po-
litischen Beziehungen zur Volksbe-
freiungsarmee sollten durch bilatera-
le Militärdiplomatie gestärkt werden; 
gemeinsame Übungen, wie zuletzt 
zwischen Deutschland und China 

zur medizinischen Versorgung im 
Kampfeinsatz, können einen geeig-
neten Rahmen bieten. Der chinesi-
schen Militärführung muss auf dip-
lomatischem Weg klar und auf euro-
päischer Ebene koordiniert vermittelt 
werden, dass Russland in den Weiß-
büchern fast aller europäischen Ver-
teidigungsministerien als zentrale Be-
drohung geführt wird und dass eine 
noch sichtbarere militärische Zusam-
menarbeit mit Russland die Beziehun-
gen zwischen China und der EU nega-
tiv beeinflussen könnte. 

Die Entwicklung Chinas zu ei-
nem globalen sicherheitspolitischen 
Akteur wird nicht über Nacht abge-
schlossen sein. Vieles wird vom poli-
tischen Willen im Land und der inter-
nationalen Reaktion auf die steigen-
de Bedeutung der Volksbefreiungsar-
mee abhängen. Doch die europäischen 
Staaten müssen das Szenario, in dem 
China zu einem wichtigen sicherheits-
politischen und militärischen Akteur 
in der erweiterten europäischen Nach-
barschaft wird, fest in den Blick neh-
men. Daran führt kein Weg vorbei.

Helena Legarda
ist wissenschaftliche 
Mitarbeiterin bei  
MERICS.

Jan Gaspers
leitet bei MERICS 
(Mercator Institut  
für China-Studien)  
die European China  
Policy Unit.
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Die deutsche Energiewende hat nicht 
nur internationale Signalwirkung, 
auch der Erfolg ist weltweit spür­
bar: Mit der Förderung erneuerba­
rer Energien hat Deutschland einen 
entscheidenden Beitrag zur Techno­
logieentwicklung und zu signifikan­
ten Kostensenkungen von Windener­
gie und Photovoltaik geleistet. 

Deutschland war treibende Kraft 
bei der Gründung der Internatio­
nalen Agentur für erneuerbare Ener­
gien IRENA, und im Jahr 2014 war 
man zudem der weltweit wichtigs­
te bilaterale Mittelgeber offizieller 
Entwicklungshilfe im Energiesektor. 
Aufgrund seiner langjährigen Erfah­
rung und seines Prestiges als hoch 
industrialisierte Wirtschaftsmacht 
und ökologischer Vorreiter verfügt 
Deutschland hier über eine besonde­
re Glaubwürdigkeit. 

Dass Berlin eine globale Energie­
wende vorantreiben möchte, hat gute 
Gründe. Für den internationalen Kli­
maschutz ist ein umfassender Um­
bau der globalen Energieversorgung 

unabdingbar. Zwei Drittel der globa­
len Treibhausgasemissionen entfallen 
auf den Energiesektor. In Paris ver­
einbarte die internationale Staaten­
gemeinschaft, die globale Erwärmung 
im Vergleich zum vorindustriellen Ni­
veau auf unter zwei Grad zu begren­
zen. Das kann nur gelingen, wenn die 
Nutzung fossiler Energieträger – vor 
allem Kohle und Öl, aber auch Gas 
– reduziert und durch erneuerbare 
Energien ersetzt wird. Gleichzeitig ist 
eine erhebliche Steigerung der Ener­
gieeffizienz erforderlich.

Die Herausforderungen sind ge­
waltig. Noch ist die globale Energie­
versorgung von den klimaschädlichen 
fossilen Energieträgern abhängig. 
Zahlen der Internationalen Energie­
agentur (IEA) belegen, dass Kohle, Öl 
und Gas immer noch mehr als 80 Pro­
zent des weltweiten Primärenergiebe­
darfs decken. Und dieser Anteil ist in 
den vergangenen Jahren kaum gesun­
ken. Selbst in der weltweiten Strom­
versorgung, in der der Ausbau Er­
neuerbarer vergleichsweise weit fort­

Der Umbau der deutschen Stromversorgung weg von Atom und Kohle hin 
zu Erneuerbaren und Energieeffizienz wird in weiten Teilen der Welt mit 
großem Interesse verfolgt. Die G20-Präsidentschaft 2017 bietet Berlin die 
Chance, unter den 20 bedeutsamsten Industrie- und Schwellenländern für 
eine globale Energiewende einzutreten. Eine Chance, die man nutzen sollte.

Deutschland sollte seinen G20-Vorsitz klima- und finanzpolitisch nutzen

Werben für die Wende
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Viele G20-Länder 

setzen auf Atomener-

gie, Öl und Kohle

geschritten ist, entfielen laut Anga­
ben des internationalen Netzwerks 
REN21 im Jahr 2015 mehr als drei 
Viertel der Versorgung auf nichter­
neuerbare Quellen.

Doch nicht nur aus Gründen des 
Klimaschutzes, auch mit Rücksicht 
auf internationale Finanzmärkte und 
Staatshaushalte ist ein zügiger Umbau 
des weltweiten Energiesystems von­
nöten. Kapitalanlagen in fossile Ener­
gien bergen die Gefahr von verlorenen 

Investitionen. Eine heute 
errichtete CO2-intensive 
Infrastruktur muss viel­
leicht schon morgen still­
gelegt werden, um die De­
karbonisierung der Ener­

giesysteme zu ermöglichen. Diese 
Fehlinvestitionen könnten sich bald 
als Risiko für die Stabilität der inter­
nationalen Finanzmärkte und ganzer 
Staatshaushalte erweisen. 

Unterschiedliche Prioritäten

Die G20 ist für eine globale Energie­
wende von zentraler Bedeutung. Sie 
vereint weltweit bedeutende Energie­
produzenten und Energieverbraucher 
– und Staaten mit besonders großem 
Gewicht in der internationalen Ener­
giepolitik. Die G20-Länder stehen 
für mehr als drei Viertel der globalen 
Energienachfrage und verursachen 
82 Prozent aller Kohlendioxidemis­
sionen durch ihre Energieerzeugung. 
Gleichzeitig befinden sich aber auch 
80 Prozent der weltweit installierten 
Kapazitäten für erneuerbare Energi­
en in diesen Ländern – und das größ­
te Potenzial für einen weiteren Aus­
bau bis 2030. 

Auch führende Anbieter innovati­
ver Technologien zählen zur G20: Die 
USA, Japan, China, die EU und ande­
re beeinflussen maßgeblich die tech­

nischen und wirtschaftlichen Ent­
wicklungspfade für künftige Ener­
giesysteme. Auf Organisationen wie 
die Weltbank, IEA oder IRENA ha­
ben die G20-Mitglieder einen erheb­
lichen Einfluss. Mit Deutschland, 
Japan, Frankreich und den USA ge­
hören zudem die mit Abstand wich­
tigsten bilateralen Mittelgeber in der 
energiepolitischen Entwicklungszu­
sammenarbeit dazu. 

Eine Einigung auf gemeinsa­
me Schritte innerhalb der G20 ist 
kein leichtes Unterfangen, denn die 
G20-Mitglieder verfügen über un­
terschiedliche energiepolitische Aus­
gangsbedingungen und Prioritäten. 
Deutschlands Energiewende begann 
mit dem Ausstieg aus der Kernener­
gie, hingegen gilt Atomkraft in vie­
len G20-Ländern nicht nur als CO2-
arme Energiequelle, sondern auch als 
Zeichen von Prestige und technologi­
schem Fortschritt.

Länder wie Indien oder Indonesi­
en stehen zudem vor der Herausforde­
rung, weiten Teilen der Bevölkerung 
Zugang zu einer modernen Energie­
versorgung zu ermöglichen. China 
verfolgt dabei starke Exportinteressen 
im Bereich der erneuerbaren Energi­
en, die Ökonomien in Ländern wie 
Saudi-Arabien oder Australien hän­
gen von Öl- bzw. Kohleexporten ab. 

Trotz dieser unterschiedlichen 
Ausgangsbedingungen lassen sich 
Fortschritte hin zu einer nachhaltigen 
Energieversorgung in allen G20-Staa­
ten finden: Sämtliche Mitglieder ha­
ben Erneuerbare-Energien-Ziele ver­
abschiedet, und der Ausbau der Er­
neuerbaren schreitet überall voran. 
Indien hat den Handel von Energieeffi­
zienz-Zertifikaten für energieintensive 
Industrien eingeführt. Indonesien und 
Argentinien haben damit begonnen, 
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ihre Subventionen für fossile Energie­
träger drastisch zu reduzieren. Russ­
land fördert Erdgasfahrzeuge, um die 
Emissionen im Transportsektor zu 
senken. Selbst der Ölexporteur Sau­
di-Arabien unterstützt mittlerweile 
den internationalen Klimaschutz. 

Wenn nicht jetzt, wann dann?

Ursprünglich als Kooperationsforum 
zur Prävention von Finanzkrisen ge­
gründet, fördern die G20 seit einigen 
Jahren auch eine nachhaltige Ener­
gieversorgung. Die so genannte Ener­
gy Sustainability Working Group 
widmet sich vier zentralen Aspekten: 
dem Abbau ineffizienter Subventio­
nen für fossile Energieträger, der Ver­
besserung der Energieeffizienz, dem 
Ausbau erneuerbarer Energien und 
der Förderung des Zugangs zu Ener­
gie. Für eine globale Energiewende 
reichen die bisherigen Maßnahmen 
aber nicht aus – vor allem, solange 
noch von vermeintlich „sauberen“ 
fossilen Energieträgern die Rede ist.

Das Zeitfenster für eine ambi­
tionierte Energieagenda ist güns­
tig. 2015 haben die Vereinten Nati­
onen neben dem Klimaabkommen 
von Paris auch die nachhaltigen Ent­
wicklungsziele der Agenda 2030 ver­
abschiedet. Sie sehen für das globa­
le Energiesystem der Zukunft drei 
Zielmarken vor: Bis zum Jahre 2030 
soll die internationale Gemeinschaft 
den Zugang aller zu Energie ermögli­
chen, die globale Steigerungsrate von 
Energieeffizienz verdoppeln und den 
Anteil Erneuerbarer an der globalen 
Energieversorgung signifikant stei­
gern. Das schnelle Inkrafttreten des 
Pariser Abkommens am 4. November 
2016 zeugt von einer besonders brei­
ten internationalen Unterstützung 
für den Klimaschutz. 

Mit der Wahl von Donald Trump 
zum Präsidenten der USA hat sich die 
Ausgangslage für einen ambitionier­
ten Klimaschutz deutlich verschlech­
tert. Der designierte Präsident hat sich 
zwar mittlerweile von einem mögli­
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Trump wird Markt

dynamiken nicht 

aufhalten können

chen Rückzug aus dem Pariser Ab­
kommen distanziert. Doch er plant, 
fossile Energieträger zu fördern und 
die Klimaregulierung der Regierung 
Obama zu untergraben. Sein desig­
nierter Leiter der Umweltschutzbe­
hörde, Scott Pruitt, ist ein Klimaskep­
tiker mit engen Beziehungen zur Öl- 
und Gasindustrie, der für starke kli­
mapolitische Deregulierung wirbt.

Doch damit wird eine Regierung 
Trump bereits entstandene Markt­
dynamiken in den US-Bundesstaaten 
nicht aufhalten können. Die sinken­
den Kosten von erneuerbaren Energi­

en werden hier den Aus­
bau weiter antreiben. Die 
deutsche G20-Präsident­
schaft fällt in einen Zeit­
raum, in dem die neue 
US-Regierung ihre politi­

sche Agenda noch nicht vollständig 
festgelegt haben wird. Das sollte Ber­
lin nutzen, um im Rahmen der G20 
ein deutliches Signal an Washington 
zu senden und die ökonomischen Fol­
gen eines verzögerten Ausstiegs aus 
fossilen Energieträgern zu themati­
sieren. 

Eine Einigung auf rechtsverbind­
liche Ziele kann man von einem Gre­
mium, das dem Prinzip der Freiwil­
ligkeit folgt, nicht erwarten. Die G20 
kann jedoch Themen auf die inter­
nationale Agenda setzen sowie den 
Wissensaustausch und die Koordina­
tion verbessern. Außerdem kann sie 
die Ausrichtung internationaler Or­
ganisationen wie IEA, IRENA und 
der multilateralen Entwicklungsban­
ken wesentlich beeinflussen. Und sie 
kann eine ressortübergreifende Po­
litik formulieren und damit andere 
Perspektiven aufzeigen. Der Bundes­
regierung bieten sich also genügend 
Hebel, um die Klimaverträglichkeit 

der globalen Energieversorgung auf 
die Agenda zu heben. 

Umsetzung von Paris vorantreiben 

Die chinesische G20-Präsidentschaft 
hat den Grundstein dafür gelegt, die 
Energieagenda der G20 mit den glo­
balen Klimaschutzzielen zu verknüp­
fen. Auf dem Gipfeltreffen in Hang­
zhou im September 2016 bekräftigten 
alle G20-Mitglieder ihr Engagement 
für den Klimaschutz. Um nun den 
nächsten Schritt zu tun, sollten die 
Ziele des Pariser Abkommens wäh­
rend der deutschen Präsidentschaft 
in konkrete energiepolitische Maß­
nahmen übersetzt werden. Die G20 
sollte zunächst prüfen, ob neue Ener­
gietrends und -planungen ihrer Mit­
gliedstaaten mit den Klimazielen von 
Paris kompatibel sind. Darüber hin­
aus sollten die G20-Mitglieder Dekar­
bonisierungsszenarien für ihre Ener­
giesektoren entwickeln. 

Die G20-Mitglieder sollten zu­
dem regelmäßige Fortschrittsberich­
te zu ihren Dekarbonisierungsmaß­
nahmen erstellen, die von der Energy 
Sustainability Working Group verab­
schiedet und anschließend veröffent­
licht werden. Auf diese Weise kann 
die G20 Erfolge und Misserfolge für 
den internationalen Klimaschutz auf­
zeigen und zu einem Erfahrungs- und 
Best-Practices-Austausch beitragen. 

Bislang befassen sich die Finanz­
minister und Notenbankgouverneu­
re im Vorfeld von Gipfeltreffen der 
Staats- und Regierungschefs nur am 
Rande mit Energiefragen. Kein Wun­
der, ist doch die Energiearbeitsgrup­
pe bislang nicht im Kernbereich der 
G20, dem Finance Track, angesie­
delt, sondern nur im Sherpa Track – 
also da, wo man sich mit Themen wie 
Entwicklung, internationaler Han­
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del, Sozialfragen oder Korruption be­
fasst. Die Bundesregierung sollte auch 
im Finance Track auf einen schnellen 
und umfassenden Umbau der globalen 
Energieversorgung drängen. Zukünf­
tig sollten Finanzminister und Noten­
bankgouverneure energiebedingte In­
vestitionsrisiken für Finanzmärkte, 
Volkswirtschaften und Staatshaus­
halte eingehend analysieren. So ließen 
sich energie- und finanzwirtschaftli­
che Fehlentscheidungen vermeiden. 

Darüber hinaus gilt es, die regu­
latorischen Rahmenbedingungen für 
das Umschalten der Investitionsflüsse 
weg von der konventionellen Energie­
infrastruktur und hin zu zukunfts­
fähigen erneuerbaren Energien und 
Energieeffizienztechnologien zu ver­
bessern. Die Wirtschafts- und Fi­
nanzminister der G20 könnten da­
für Impulse liefern, die weit über den 
Entscheidungsbereich der Energiemi­
nister der Mitgliedstaaten hinausge­
hen. Das würde auch die Fähigkeit 
der G20 stärken, nicht nur nachträg­
lich auf finanz- und fiskalpolitische 
Krisen zu reagieren, sondern diese 
vorausschauend einzuhegen.

Die Bestrebungen der G20, Infra­
strukturinvestitionen als Motor des 
globalen Wachstums einzusetzen, 
werden durch Neuinvestitionen in 
die fossile Energieinfrastruktur un­
terlaufen. Denn sie verhindern nicht 
nur effektiven Klimaschutz, sie ge­
fährden auch langfristiges und kri­
senfestes Wirtschaftswachstum. 

Eine rasche Verlagerung von Inves­
titionen hin zu zukunftsfähigen Ener­
gietechnologien setzt indes ein kohä­
rentes Handeln der multilateralen 
Entwicklungsbanken und nationalen 

Förderbanken voraus. Derzeit unter­
stützen multilaterale Entwicklungs­
banken und nationale Förderbanken 
weiter Investitionen in fossile Ener­
gieträger – etwa die Weltbank, die 
zwischen 2007 und 2015 knapp drei 
Milliarden Dollar zur Finanzierung 
von Kohlekraft zur Verfügung stellte. 

Vor diesem Hintergrund sollte 
sich Berlin dafür einsetzen, dass sol­
che Investitionen daraufhin geprüft 
werden, ob sie mit den Zielen von Pa­
ris kompatibel sind. Neuinvestitionen 
in Kohlekraftwerke soll­
ten vollständig eingestellt 
werden. Die Unterstüt­
zung von Kohlekraftwer­
ken sollte auch im Rah­
men der Exportfinanzie­
rung der G20-Staaten beendet wer­
den. Hier sollte die Bundesregierung 
auf eine schrittweise Reduzierung 
mit dem Ziel einer kompletten Beendi­
gung der staatlich geförderten Kohle­
finanzierung in den kommenden fünf 
bis zehn Jahren hinwirken.

Der G20-Gipfel am 7. und 8. Juli 
2017 in Hamburg sollte eine kla­
re Botschaft aussenden: Die Abkehr 
von fossilen Energieträgern ist unum­
kehrbar. Die Förderung von erneuer­
baren Energien und mehr Energieef­
fizienz ist nicht nur politische Rheto­
rik, sondern Dreh- und Angelpunkt 
einer konkreten politischen Agenda. 
Eine solche Botschaft ist nicht nur für 
die Umsetzung des Pariser Klimaab­
kommens und der nachhaltigen Ent­
wicklungsziele unerlässlich. Sie bildet 
auch die Grundlage für Innovations­
förderung und die langfristige Fähig­
keit zur Krisenbewältigung von Fi­
nanzmärkten und Staatshaushalten.  

Von Dr. Sybille Röhrkasten (Projektleiterin Energiewende / Institute for Advanced Sustainability 
Studies), R. Andreas Kraemer, Dr. Rainer Quitzow, Prof. Ortwin Renn, Sonja Thielges (alle IASS)

Die Weltbank hat die 

Kohlekraft mit Milliar-

den subventioniert 



� IP • Januar / Februar 2017116

Klimaschutz

Am Ende der jüngsten Klimakonfe-
renz der Vereinten Nationen feierten 
die Teilnehmer mit viel Pathos ihre 
Beschlüsse, die den Weg in eine kli-
mafreundliche Zukunft weisen sol-
len. Nicht zum ersten Mal: Das Tref-
fen im vergangenen November in 
Marrakesch war bereits die 22. Auf-
lage eines Formats, das man 1995 in 
Berlin aus der Taufe gehoben hatte.

Mit den Jahren ist die Kluft zwi-
schen den bekundeten Ambitionen 
und den tatsächlichen Maßnahmen in 
der globalen Klimapolitik allerdings 
nicht kleiner geworden – im Gegen-
teil. Auch die Ergebnisse von Mar-
rakesch werden diese aus Sicht von 
Fachleuten problematische Entwick-
lung nicht umkehren. Das offensicht-
lichste Beispiel dafür lieferte die vor-
letzte UN-Klimakonferenz: Mit der 
Übereinkunft von Paris im Dezember 
2015 einigten sich die Konferenzteil-
nehmer, die so genannte Zwei-Grad-
Marke nicht überschreiten zu wollen: 
Die globale Mitteltemperatur soll nicht 
mehr als zwei Grad Celsius über das 

vorindustrielle Niveau steigen. Ange-
strebt wird sogar eine Begrenzung der 
Erwärmung auf maximal 1,5 Grad. 

Die jüngsten klimapolitischen 
Entscheidungen widersprechen die-
ser Willensbekundung allerdings: 
In Paris haben die Staaten freiwil-
lige Selbstverpflichtungen zum Kli-
maschutz eingereicht, die so genann-
ten „Nationally Determined Con
tributions“. Diese laufen gemäß Be-
rechnungen auf eine Erwärmung um 
mehr als drei Grad Celsius hinaus. 
Demnach würde das selbstgesteckte 
Klimalimit um mindestens ein Grad 
überschritten werden.

Das nationale Klimaziel Deutsch-
lands ist ein weiteres Beispiel für die 
mangelnde Übereinstimmung zwi-
schen Ambition und Realität. Eigent-
lich hat sich die Regierung zum Ziel 
gesetzt, den Ausstoß von Treibhaus-
gasen bis zum Jahr 2020 um 40 Pro-
zent zu senken (gegenüber 1990). Das 
bedeutet, dass die Emissionen von 
2016 bis 2020 um mehr als 17 Pro-
zent fallen müssten, um das Ziel noch 

Sven Titz | Ambition und Realität klaffen beim Klimaschutz weit auseinan-
der. Zu unterschiedlich sind die Interessen und Logiken einiger der Betei-
ligten, zu groß der stillschweigende Opportunismus anderer. Schon lange 
verweisen Fachleute auf etliche Widersprüche in der Klimapolitik. Doch 
nur ganz allmählich dringen sie damit zu den Entscheidern durch.

Mehr Redlichkeit täte der Umweltdebatte gut

Die große Kluft beim Klima
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Ehrgeizige Langzeit-

ziele ersetzen 

konkrete Maßnahmen

einhalten zu können. Danach sieht es 
derzeit aber nicht aus. In jüngster Zeit 
wurden die Emissionen viel zu lang-
sam verringert: Laut Umweltbundes-
amt hat Deutschland seinen Treib-
hausgasausstoß im vergangenen Jahr-
zehnt nur um rund 10 Prozent redu-
ziert. Das bedeutet, dass man von 
2016 bis 2020 die Emissionen mehr 
als dreimal so schnell reduzieren 
müsste wie im Zeitraum 2006–2015. 
Das ist realistisch betrachtet so gut 
wie unmöglich. Auch mit dem unter 
Ach und Krach beschlossenen „Kli-
maschutzplan 2050“ würde man das 
Ziel verfehlen.

Wort versus Wirklichkeit

National wie global hat sich also ein 
deutlicher Kontrast zwischen Poli-
tikerwort und Wirklichkeit entwi-
ckelt. Oliver Geden von der Stiftung 
Wissenschaft und Politik in Berlin 
überrascht das nicht. Er verweist zur 
Erklärung auf die Zwänge und Ge-
wohnheiten des politischen Geschäfts. 
„Politische Organisationen wie die 
Vereinten Nationen, die EU, nationa-
le Regierungen und politische Partei-
en müssen sich ständig externe Unter-
stützung sichern, sind aber mit inkon-
sistenten Forderungen verschiedener 
Stakeholder konfrontiert“, schreibt er 
in einem Kommentar für das Fachma-
gazin WIREs Climate Change (Früh-
jahr 2016). Politische Entscheidungs-
träger sähen Reden, Beschlüsse und 
Maßnahmen als voneinander unab-
hängige organisatorische Produkte an. 

Mögen die Beschlüsse also noch 
so gut klingen – sie ziehen keine an-
gemessenen Maßnahmen nach sich. 
Beim Klima ist manchmal sogar das 
Gegenteil der Fall. Dass man sich ehr-
geizige Langzeitziele für den Klima-
wandel gesetzt habe, sei nicht eine 

Vorbedingung für angemessene Maß-
nahmen gewesen, so Geden, sondern 
ein Ersatz dafür.

Selbst innerhalb beschlossener 
Pläne, etwa dem deutschen Klima-
schutzplan 2050, können starke Wi-
dersprüche auftreten. „Da passen 
manche Dinge einfach nicht zusam-
men, zum Beispiel die im Verkehrs-
sektor angestrebten Ziele und die 
dafür vorgesehenen Maßnahmen“, 
meint Brigitte Knopf, Ge-
neralsekretärin des Mer-
cator Research Institute 
on Global Commons and 
Climate Change in Ber-
lin. Eine strategische Ab-
sicht, bewusst einen in sich inkonsis-
tenten Klimaschutzplan zu erstellen, 
kann sie nicht erkennen. Die Wider-
sprüche resultierten eher daraus, dass 
die beteiligten Akteure und Instituti-
onen nach ihren jeweils eigenen Logi-
ken handeln. Die Stakeholder hätten 
jeweils in sich konsistente, aber un-
terschiedliche Erwartungen.

Man kann unterschiedlich auf 
derartige Inkonsistenzen reagieren. 
In Debatten über Klimapolitik ist die 
Tendenz zu beobachten, Widersprü-
che zu ignorieren. Die Größe der kli-
mapolitischen Herausforderung wird 
dazu bei Bedarf heruntergespielt. Das 
geschieht etwa, um Entscheidungsträ-
gern einen Gesichtsverlust zu erspa-
ren. Zudem haben wissenschaftliche 
Berater ein genuines Interesse dar-
an, sich ein gutes Verhältnis zu ihren 
Auftraggebern zu bewahren. In sol-
chen Fällen lautet die Botschaft oft, 
dass es wirklich fünf vor zwölf sei, 
dass aber geeignete Maßnahmen das 
Schlimmste abwenden könnten. 

So ist oft zu hören, ein Unter-
schreiten der Zwei-Grad-Marke sei 
selbstverständlich noch möglich, ob-
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gleich das mit bisher angekündigten 
Maßnahmen kaum mehr erreicht 
werden kann. Als Belege für ihren 
Optimismus verweisen Fachleute 
auf entsprechende Szenarien, die mit 
Computermodellen erstellt wurden. 

Kohlendioxid einfangen

Nun gibt es diese Berechnungen tat-
sächlich. Doch sie enthalten ziemlich 
problematische Annahmen. Viele der 
Szenarien setzen nicht nur eine ex
trem schnelle Verringerung der Emis-
sionen voraus, sie sehen zudem eine 
technische Maßnahme zum Klima-
schutz vor, deren Einsatzfähigkeit und 
Machbarkeit in hohem Maße fraglich 
sind: die Entfernung von Kohlendio-
xid aus der Atmosphäre (Carbon Dio-
xide Removal / CDR). Entscheidungs-
trägern sei es oft nicht bekannt, dass 
Klimaszenarien einen so gewaltigen 
Einsatz von CDR-Techniken voraus-
setzten, schreiben die Klimaforscher 
Kevin Anderson und Glen Peters im 
Wissenschaftsmagazin Science. 

Zum Einfangen von Kohlendioxid 
sind verschiedene Methoden entwi-
ckelt worden. Die vielversprechendste 
heißt „Bio-Energy with Carbon Cap-
ture and Storage“, kurz BECCS. Das 
Konzept sieht vor, Energiepflanzen 
anzubauen, die der Atmosphäre via 
Fotosynthese Kohlendioxid entzie-
hen. Bei der Verbrennung der Pflan-
zen wird anschließend Kohlendioxid 
frei, das man aus dem Abgas abtrennt 
und speichert. Es hat zwar eine gan-
ze Reihe von Versuchen mit der Tech-
nik gegeben, doch derzeit existiert 
weltweit nur eine einzige großskali-
ge Demonstrationsanlage (in Decatur, 
Illinois), mit der die Machbarkeit von 
BECCS nachgewiesen werden soll. In 
Deutschland hat sich schon die Erpro-
bung der CCS-Technik als politisch 
nicht durchsetzbar erwiesen.

Anderson und Peters zufolge kom-
men nur sehr wenige jener Klimasze-
narien, die mit der Zwei-Grad-Mar-
ke zu vereinbaren sind, ohne eine 
solche CO2-Entfernung aus. Beden-

Bild nur in  
Printausgabe verfügbar
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Wer Widersprüche 

verschweigt, schafft 

eine Illusionsblase

ke man, wie wichtig CDR für Szena-
rien zum Klimaschutz sei, dann sei 
es bestürzend, wie wenig darüber in 
der klimapolitischen Debatte gespro-
chen werde, meinen Anderson und 
Peters. Wenn sich das nicht ändere, 
sei das Risiko hoch, dass die Techni-
ken für die CO2-Entfernung nicht in 
dem Ausmaß bereitgestellt werden 
könnten, in dem sie benötigt würden.

Und die Herausforderung ist groß: 
Naomi Vaughan und Claire Gough 
vom britischen Tyndall Centre for 
Climate Change Research haben die 
benötigten Kapazitäten von BECCS 
kürzlich für die Environmental Re-
search Letters unter die Lupe genom-
men. In den meisten Szenarien wird 
der Einsatz von BECCS ab dem Jahr 
2020 veranschlagt. Mitte des 21. Jahr-
hunderts sollen pro Jahr zwischen 
zwei und zehn Milliarden Tonnen 
CO2 gespeichert werden; bis 2070 soll 
diese Rate auf 20 Milliarden Tonnen 
jährlich steigen. 

Das Problem bei einer Installation 
von BECCS-Anlagen in dieser Größen-
ordnung liegt laut Vaughan und Gough 
weniger in der Speicherung von CO2, 
sondern im Anbau der Energiepflan-
zen. Schätzungen zufolge müssten die-
sem Zweck Hunderte von Millionen 
Hektar Land gewidmet werden – ein 
Vielfaches der Fläche Deutschlands. 
Nicht nur die Autorinnen dieser Stu-
die halten das für unrealistisch. 

Es ist nicht ganz einfach, kon
struktiv mit den Inkonsistenzen zwi-
schen Anspruch und Wirklichkeit der 
Klimapolitik umzugehen. Zunächst 
einmal muss außerhalb der Fachwelt 
ein Bewusstsein dafür geschaffen 
werden. Oliver Geden fordert, dass 
sich Wissenschaftler nicht länger vor 
den Karren der Politik spannen las-
sen. Diese Forderung könnte aber 

leicht als gut gemeinter, etwas akade-
mischer Appell versanden. 

Wahrscheinlich müssten sich auch 
die Anreizstrukturen für beratende 
Wissenschaftler ändern. Wer über un-
bequeme, aber nachweisbare Inkonsis-
tenzen in der Klimapolitik berichtet, 
sollte dafür von Fachkol-
legen anerkannt, von den 
Medien wahrgenommen 
und von Politikern und 
Vertretern relevanter Or-
ganisationen unvoreinge-
nommen angehört werden. Erst dann 
kann überhaupt die Diskussion darü-
ber beginnen, wie sich Inkonsistenzen 
überbrücken lassen. 

Brigitte Knopf sieht immerhin ers-
te Anzeichen für eine Besserung: Seit 
das Abkommen von Paris verabschie-
det worden sei, laufe die Debatte über 
konsequenten Klimaschutz offener, 
werde der Widerspruch zwischen am-
bitionierter Klimapolitik und den bis-
her unzureichenden Maßnahmen in 
der Öffentlichkeit stärker diskutiert.

Möglicherweise würde eine rea-
listischere Debatte darauf hinauslau-
fen, dass man sich in der Klimapoli-
tik weniger ambitionierte, aber dafür 
konkretere Ziele setzt, deren Einhal-
tung dann auch überprüft wird. Wer 
aus Angst vor vermeintlich demoti-
vierenden Botschaften Widersprü-
che verschweigt, läuft Gefahr, Illusi-
onen zu nähren.

Dr. Sven Titz
arbeitet als freier 
Wissenschaftsjournalist 
mit den Schwerpunk-
ten Klima und Geowis-
senschaften in Berlin. 
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Donald Trumps Wahl zum US-Präsidenten löste in Deutschlands politischer 
und medialer Öffentlichkeit eine Art Schockstarre aus. Sie ging aber bald in den 
mehr oder weniger hilflosen Versuch über, die eigene Fassungslosigkeit ange-
sichts des Eintretens des vermeintlich Unmöglichen durch die hektische Suche 
nach scheinbar einleuchtenden Erklärungsmustern zu überspielen. 

Dabei hätte doch jeder aufmerksame politische Beobachter damit rech-
nen müssen, dass sich die Reihe von Erschütterungen des etablierten politi-
schen Systems der westlichen Demokratien, die wir im vergangenen Jahr er-
lebten, auch beim entscheidenden Wahlgang in den USA fortsetzen würden. 
Nur weil altvertraute Konventionen des politischen Betriebs bei diesem Prä-
sidentschaftsrennen offensichtlich außer Kraft gesetzt waren, hatte Trump ja 
überhaupt erst zum Herausforderer der allseits zur Favoritin erklärten Hillary 
Clinton aufsteigen können. 

Der Westen am Wendepunkt

In ähnlicher Weise hatte man sich bereits bei der Abstimmung in Großbritan-
nien über den Brexit darüber hinweggetäuscht, dass die Welle des Populismus, 
der derzeit über die Routine der eingespielten politischen Kräfte hinwegfegt, 
mehr ist als nur eine temporäre Aufwallung diffuser Unzufriedenheit, die im 
Augenblick der Entscheidung schließlich doch der politischen Vernunft wei-
chen muss. So verhinderte die Überzeugung, dass nicht sein kann, was nicht 
sein darf, immer wieder die zwingende Einsicht, dass das Eintreten von vor 
Kurzem noch Unvorstellbarem längst in den Bereich des Möglichen gerückt ist.

Die westlichen Nachkriegsdemokratien sind damit an einen Wendepunkt 
gelangt, an dem ganz und gar offen ist, ob sie weiterhin dem liberalen Plura-
lismus und den Prinzipien des auf der Verifikation von Tatsachen beruhenden 
rationalen Diskurses verpflichtet bleiben werden oder sich in eine autoritäre 

Richard Herzinger | Wenn wir neuen politischen Phänomenen begegnen, 
dann gehen wir gern mit Hegel davon aus, dass das, was wirklich sei, auch 
vernünftig sei. Doch hilft uns das in der Auseinandersetzung mit dem 
Rechtspopulismus weiter? Nein. Es gilt, mit der Irrationalität zu leben, 
ohne ihr Zugeständnisse zu machen – und ohne unsere Werte preiszugeben. 

Was im Wettstreit mit dem Neoautoritarismus hilft – und was nicht

Die Macht des Unerklärlichen
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Die gedemütigte Par-

tei wird Trump nicht 

einhegen können

Richtung, hin zu einer „illiberalen Demokratie“ entwickeln werden. Diesen 
Begriff hat der ungarische Ministerpräsident Viktor Orbán als Label für eine 
neue Ordnung geprägt, in der, wie bereits im System des Putinismus in Russ-
land, Lüge und Wahrheit austauschbar geworden sind.

Nachdem nun aber Trump tatsächlich zum US-Präsidenten gewählt wor-
den war, sprossen im liberaldemokratischen Mainstream Deutungen des Ge-
schehens ins Kraut, die dessen beunruhigende Brisanz möglichst rasch wie-
der entschärfen und die daraus erwachsende tiefe Beunruhigung beschwich-
tigen sollten. Dabei schwanken die Reaktionsmuster zwischen attentistischer 
Selbstberuhigung und alarmistischer Selbstbezichtigung. Man müs-
se jetzt doch erst einmal abwarten, was Donald Trump politisch 
überhaupt wolle, lautete in den ersten Wochen nach dem Pauken-
schlag eine häufig wiederholte Formel. Was man eben noch als tran-
satlantischem GAU an die Wand gemalt hatte, sollte nun, da die 
politische Havarie eingetreten war, doch wieder nur als eine, zu-
gegebenermaßen ungewöhnliche Variante der Normalität erscheinen. Die be-
währten Checks and Balances der amerikanischen Demokratie, hieß es, wür-
den den irrlichternden Trump schon bändigen, die Politprofis aus dem repub-
likanischen Partei-Establishment den ahnungslosen Politneuling schon so weit 
instruieren und einhegen, dass er nicht aus den Bahnen der amerikanischen 
Staatsräson ausscheren könne.

Mit der Basis gegen die Institutionen

Dieses Argument ließ kurzerhand die Dimension der Tatsache verschwinden, 
dass es mit Donald Trump erstmals seit Menschengedenken ein Kandidat nicht 
nur ohne die Unterstützung einer der beiden großen Parteien, sondern es so-
gar gegen den mehr oder weniger massiven Widerstand der Partei, für die er 
angetreten war, bis ins Weiße Haus geschafft hatte. Doch ausgerechnet von 
eben diesem desorientierten, ausgehöhlten und gedemütigten Parteiapparat, 
der schon den Aufstieg des ungeliebten Kandidaten nicht verhindern konn-
te, wird nun, da Trump über die präsidiale Machtfülle verfügt, die Kraft und 
Souveränität erwartet, ihm institutionelle Grenzen zu setzen und inhaltliche 
Vorgaben zu machen. 

Wer sich solchen neuerlichen Illusionen hingibt, setzt den Fehler fort, das 
Phänomen Donald Trump und den tiefen Einschnitt, den es für die amerika-
nische Demokratie bedeutet, sträflich zu unterschätzen. Mit Trump hat sich 
faktisch ein unabhängiger Kandidat durchgesetzt, der aus seiner Verachtung 
für die institutionellen Prozeduren demokratischer Kompromissfindung kei-
nen Hehl macht. Dabei stützte er sich auf eine ihm ergebene Anhängerschaft, 
die er durch „politisch inkorrekte“ Hasstiraden und Beleidigungen politischer 
Gegner aufzustacheln pflegte, und auf deren Mobilisierung er mit Gewissheit 
zurückgreifen wird, sollten institutionelle Barrieren der Erfüllung seines für 
ihn allein maßgeblichen Willens im Wege stehen. Seine wütende Diffamie-
rung der Wählerschaft der Demokraten als millionenfach „illegal“, mit der er 
auf die Initiative zur Stimmennachzählung in drei Bundesstaaten reagiert hat, 
gibt darauf einen Vorgeschmack.
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Doch noch immer wird in der deutschen Debatte der Eindruck erweckt, 
Trump sei ein noch gänzlich unbeschriebenes Blatt. Als beliebtes Selbstberu-
higungsargument fungiert dabei der Verweis auf Ronald Reagan, dessen Wahl 
ja damals ebenfalls apokalyptische Befürchtungen geweckt habe, die sich am 
Ende nicht erfüllt hätten. Nicht nur war Reagan jedoch zur Zeit seines Amts-
antritts bereits ein erfahrener Politiker, der – wenn er auch mit dem Image des 
vom Washingtoner Politikbetrieb unverdorbenen Außenseiters kokettierte – 
fest in der Republikanischen Partei verankert war. Er stand zudem vor allem, 
zumindest außenpolitisch, für das genaue Gegenteil dessen, was Trump re-
präsentiert. Reagan trat mit der erklärten Absicht an, die weltpolitische Füh-
rungsrolle der USA wiederherzustellen und das totalitäre sowjetische Impe-
rium ohne Krieg in die Knie zu zwingen – was ihm am Ende auch tatsächlich 
gelang. „Amerika wieder groß zu machen“, bedeutete für Reagan sicherzustel-
len, dass die USA ihrer Verantwortung als Führungsmacht des freien Westens, 
als Leuchtturm der Freiheit und Verbreiterin der Demokratie in der Welt wie-
der in vollem Umfang gerecht würden. 

Für Donald Trump dagegen bemisst sich amerikanische Größe und Stärke 
alleine daran, wie effektiv und möglichst kostengünstig die USA ihre eng ge-
fassten nationalen Eigeninteressen durchsetzen können – notfalls auch unter 
Missachtung der Sicherheitsbedürfnisse enger Verbündeter. Seine Erklärung, 
militärische Interventionen der USA drastisch einschränken und mit dem Be-

streben nach „Regime Change“ in diktatorischen Staaten Schluss 
machen zu wollen, kommt einer Aufforderung an despotische Re-
gime gleich, sich beim Verfolgen ihrer aggressiven Absichten kei-
ne Hemmungen mehr aufzuerlegen. Dass seine Bewunderung für 
das autoritäre System Wladimir Putins und seiner völkerrechts-
widrigen kriegerischen Praxis alles andere als bloßes Wahlkampf-

getöse war, hat der designierte Präsident bereits drastisch bewiesen. Zu sei-
nen ersten außenpolitischen Erklärungen nach der Wahl gehörte die Bekräfti-
gung seiner Ankündigung, die bewaffnete syrische Opposition gegen das As-
sad-Regime werde unter seiner Präsidentschaft nicht länger unterstützt. Das 
war ein Freibrief für die zeitgleich beginnende neuerliche russisch-iranische 
Großoffensive gegen Aleppo und andere syrische Städte Mitte November, die 
alle vorherigen an Brutalität gegenüber der Zivilbevölkerung noch einmal über-
traf. Kann sich die russisch-iranische Kriegsachse doch nun sicher sein, nicht 
einmal mehr mit dem halbherzigen verbalen Widerstand der Obama-Regie-
rung rechnen zu müssen.

Dennoch rätseln Politiker, Experten und Kommentatoren in Deutschland 
weiterhin, wie ernst es Trump mit seiner Komplizenschaft mit dem Putin-Regi-
me tatsächlich sei und welche Auswirkungen auf das transatlantische Verhält-
nis sie haben könnte. Kaum in seiner ganzen Dimension und Konsequenz für 
Europa wahrgenommen wird die massive Beeinflussung des US-Wahlkampfs 
zugunsten Trumps durch den Desinformationskriegsapparat des Kreml – wie 
auch die geschäftliche Verquickung des neuen Präsidenten mit den Interessen 
des mafiotischen russischen Regimes. Unterdessen empfing Trump den briti-
schen rechtsnationalistischen EU-Feind Nigel Farage als ersten ausländischen 

Despoten müssen 
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Politiker nach der Wahl und empfahl diesen der britischen Premierministerin 
Theresa May öffentlich als neuen britischen Botschafter in Washington. In 
Frankreich werden im kommenden Frühjahr mit François Fillon und Marine 
Le Pen gleich zwei Getreue Wladimir Putins als die beiden aussichtsreichsten 
Präsidentschaftskandidaten gegeneinander antreten. Der Schub, den Trumps 
Triumph in den USA für rechtsnationalistische und EU-skeptische Kräfte in 
Europa bedeutet, ist unübersehbar. Und im Bundestagswahlkampf 2017 ist da-
mit zu rechnen, dass die russische Propaganda- und Manipulationsmaschine-
rie mit voller Energie fortsetzen wird, was sie im US-Wahlkampf erfolgreich 
praktiziert hat. Das Ziel wird in diesem Fall sein, Angela Merkel als letzte star-
ke Bastion der westlichen Sanktionspolitik gegen Russlands Aggression in der 
Ukraine aus dem Weg zu räumen.

Mythen des Populismus

Ernst zu nehmende Abwehrstrategien vonseiten der Verfechter der liberalen 
Demokratie gegen diesen Ansturm neoautoritärer Kräfte sind jedoch nicht zu 
erkennen. Es ist einfacher, abzuwarten und zu hoffen, es werde schon nicht so 
schlimm kommen. Alarmistisch fallen die Reaktionen hingegen aus, wenn es 
darum geht, die emotionale Verfasstheit zu beurteilen, von der weite Teile der 
Wählerschaft angeblich in die Arme rechtspopulistischer Führer und Partei-
en getrieben würden. Zahlreiche Politiker und Journalisten schlagen sich jetzt 
unter Selbstvorwürfen an die Brust, diese Befindlichkeit nicht ernst genug ge-
nommen und es mit der Political Correctness übertrieben zu haben. Womit ge-
meint ist, dass sich „die Eliten“, zu denen man sich selbst umstandslos zuzu-
rechnen pflegt, nur noch in einer Blase bewegten und den Kontakt zum einfa-
chen, vermeintlich voll und ganz in der wahren Realität verankerten „Volk“ 
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mit seinen Besorgnissen und Bedürfnissen verloren haben – wenn sie diesem 
nicht gar mit anmaßender Überheblichkeit begegnet seien. Es gelte jetzt drin-
gend, sich diesen verachteten Schichten zuzuwenden und auf ihre Argumente 
verständnisvoller einzugehen.

Tatsächlich aber hat, wer diese Haltung einnimmt, das Narrativ der Popu-
listen bereits übernommen. Man akzeptiert damit das Stereotyp, nach der eine 
verschwörerische „Elite“, die am „Volk“ vorbei regiere und Meinung mache, 
an allen tatsächlichen oder vermeintlichen Missständen der Gegenwart schuld 
sei. Und bei aller Selbstkritik schmeichelt es den führenden Repräsentanten ja 
auch, sich in dieser maßgeblichen Rolle wiederzufinden. In Wahrheit jedoch ist 
die modische Anti-Establishment-Stimmung kein Symptom einer wachsenden 
hierarchischen Spaltung der Gesellschaft im Sinne eines: „Wir da oben, die da 
unten“, sondern im Gegenteil einer fortschreitenden demokratischen Egalisie-
rung, in deren Zuge die Privilegien traditioneller Eliten immer stärker erodie-
ren. Nicht der Ausschluss großer gesellschaftlicher Gruppen aus dem öffentli-
chen Diskurs lässt den Unmut gegen die Eliten wachsen, sondern die Tatsache, 
dass sich nunmehr, über Internet und soziale Medien, potenziell alle massiv an 
ihm beteiligen können. Dass überhaupt noch eine Elite in Politik und Medien 
den Anspruch erhebt, eine herausgehobene Funktion bei der politischen Wil-
lensfindung und öffentlichen Meinungsbildung zu erfüllen, wird unter diesen 
Umständen mit wachsender Aggressivität registriert.

Kultureller Gegenschlag gegen postmaterialistische Werte

Zu den bevorzugten Mythen gehört in diesem Zusammenhang, Donald Trumps 
Aufstieg sei, ähnlich wie das Aufkommen populistischer Bewegungen in Eu-
ropa, in erster Linie von Globalisierungs- und Modernisierungsverlierern, 
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von so genannten sozial „Abgehängten“ getragen worden. Von faktischer Evi-
denz wird diese These freilich kaum getragen. Weder unter der Wählerschaft 
Trumps noch etwa der deutschen AfD findet sich in Wahrheit ein dominie-
render Anteil von sozial Deklassierten oder Angehörigen der „bildungsfernen 
Schichten“. Würde die Erklärung stimmen, dass der Populismus eine Form des 
Protests gegen soziale Ungleichheit ist, müsste der Einfluss populistischer Par-
teien in den Ländern am höchsten sein, die unter den größten ökonomischen 
Schwierigkeiten leiden. Dafür aber gibt es keinen Beleg.

Näher kommt der Wirklichkeit dagegen schon die Theorie, nach der wir es 
bei der populistischen Welle mit einem kulturellen Gegenschlag (cultural back-
lash) gegen die Ausbreitung postmaterialistischer Werte in einer sich kulturell 
rasant transformierenden Gesellschaft zu tun haben. Dieser Auffassung zu-
folge hat in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts eine neue Generatio-
nenkohorte die Oberhand gewonnen. Diese zieht progressive Wert-
maßstäbe wie die Toleranz gegenüber sexueller Diversität und un-
terschiedlichen kulturellen Lebensstilen, die Offenheit gegenüber 
Migranten und Flüchtlingen und die Befürwortung supranationaler 
Gebilde wie den UN und der EU „traditionellen Werten“ wie Nati-
on, Familie und Religion vor. Dass die stärkste Bastion Trumps in 
der Wählerschaft ältere weiße Männer sind, stützt immerhin die These, dass 
wir es mit einer Angstreaktion gegen die drohende Auflösung aller vertrau-
ter Verhältnisse zu tun hätten. In den USA etwa strahlt die Prognose, dass die 
weiße Bevölkerung in einigen Jahrzehnten demografisch in die Minderheit ge-
raten werde, ein solches Bedrohungssignal aus.

Doch irritiert an der Theorie vom „cultural backlash“, dass er den Kon-
flikt tendenziell auf einen zwischen älteren und jüngeren Generationen redu-
ziert. Wäre dem so, handelte es sich ja im Grunde nur um eine Frage der Zeit, 
bis sich die postmaterialistischen Werte gegen den traditionalistischen Wider-
stand durchsetzen werden. 

Noch abwegiger ist die Suggestion, Trump habe einer schweigenden Mehr-
heit endlich eine Stimme gegeben, die lange Zeit durch eine unterdrückerische 
Political Correctness niedergehalten worden sei. Bei der aufgeputschten Menge, 
die auf Trumps Wahlveranstaltungen ihrem Hass auf das „politisch korrekte“ 
und angeblich durch und durch korrupte Establishment Luft machte, handelte 
es sich doch eher um eine lautstarke radikale Minderheit, die seit Jahren ak-
tiv die Demontage der politischen Kultur der USA betrieben hat. In Form der 
Tea Party etwa hat sie für die wachsende Erstarrung der Republikaner in ei-
ner fundamentalistischen Verweigerungshaltung gesorgt – eine Entwicklung, 
deren destruktive Früchte nun von Trump geerntet werden konnten.

Damit soll nicht gesagt sein, dass die so genannte Political Correctness gar 
kein Problem für die Kultur der westlichen Demokratien sein würde. In weiten 
Teilen der Linken wurde unter der Fahne des Multikulturalismus über Jahr-
zehnte hinweg ein aus der „antiimperialistischen“ Dritte-Welt-Romantik ab-
geleiteter Kulturrelativismus gezüchtet und auch in der liberalen Mitte hoffä-
hig gemacht, der den Universalismus der europäisch-amerikanischen Aufklä-
rung als Instrument kolonialistischer Unterdrückung denunziert. Daraus leitet 
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sich nicht zuletzt eine apologetische Haltung gegenüber dem Islam ab, die es ab-
lehnt, diesen mit dem islamistischen Extremismus in Verbindung zu bringen.

Paradoxerweise kontert die rechtspopulistische Gegenbewegung diese Ten-
denzen jedoch, indem sie ihrerseits einem radikalen Kultur- und Werterelati-
vismus das Wort redet. Bestimmte Kulturen oder Religionen wie der Islam sind 
dieser Lesart zufolge gleichsam konstitutiv unfähig, westliche Werte und Nor-
men wie Rechtsstaat, Pluralismus und Gleichberechtigung der Geschlechter zu 
adaptieren. Wie ihrem linken Antipoden gilt auch dieser Richtung der liberale 
Universalismus als die Wurzel allen Übels – nur dass er von dieser Seite spiegel-
verkehrt gerade für den verhassten Multikulturalismus und der damit verbun-
denen Vermischung von Ethnien und Kulturen verantwortlich gemacht wird.

Der angebliche Generalangriff auf die Grundlagen der Familie

Der linke Kulturrelativismus und Anti-Universalismus haben auch jene kurio-
sen akademischen Blüten der Gender-Theorie hervorgebracht, die von rechts-
populistischen Agitatoren gerne als Beweis für einen angeblichen Generalan-
griff des liberalen „Establishments“ auf die Grundlagen von Ehe und Familie 
angeführt werden. Doch dass derartige Auswüchse bereits zum gültigen politi-
schen Credo der maßgeblichen politischen Eliten geworden seien, wie das von 
der rechtspopulistischen Propaganda behauptet wird, ist eine maßlose Über-
treibung. Weil es sich in der deutschen Öffentlichkeit jedoch jetzt viele gerne 

so zurechtlegen wollen, als habe es bei den US-Wahlen aus irgend-
einer Zwangsläufigkeit heraus genau so kommen müssen, wie es ge-
kommen ist, wird Hillary Clintons Niederlage nun vielfach zu einer 
exemplarischen Abrechnung mit dem linken Minderheitenkult sti-
lisiert. Nach der Auszählung aller Wählerstimmen hat Clinton je-
doch einen Vorsprung von 2,7 Millionen Stimmen vor Trump, und 

sie erreicht damit bis auf ein paar Hunderttausend Stimmen fast das Wahl-
ergebnis Barack Obamas von 2012. Verloren hat sie gemäß dem Wahlsystem 
trotzdem. An der Legitimität der Präsidentschaft Trumps ändert dies wohl-
gemerkt nichts – Wahlsystem ist nun einmal Wahlsystem, und alle Kandida-
ten sind unter der Voraussetzung seiner Gültigkeit angetreten. Was diese Zah-
len allerdings zeigen, ist, auf welch schwachen Beinen die hierzulande jetzt so 
beliebte These steht, Clinton habe sich ihre Niederlage selbst zuzuschreiben, 
weil sie einen zu abgehobenen, zu sehr auf Minderheitenrechte fixierten Eli-
ten-Wahlkampf betrieben hätte

Doch wenn die Anti-Establishment-Welle nicht einfach auf soziale Verwer-
fungen zurückgeführt werden kann, und auch die These vom kulturellen Gegen-
schlag traditioneller Schichten gegen die postmateriellen Zumutungen dafür kei-
ne erschöpfende Erklärung liefern kann, woraus speist sich dann die Vehemenz, 
mit der ein wachsender Anteil der Wählerschaft derzeit bewährte Strukturen der 
repräsentativen Demokratie geradezu lustvoll in die Luft zu sprengen bereit ist?

Zur Beantwortung dieser Frage lohnt es sich, einen Blick in Sigmund Freuds 
Schrift „Das Unbehagen in der Kultur“ aus dem Jahre 1930 zu werfen. Freud 
konstatiert darin einen unauflösbaren Gegensatz zwischen individueller Trieb-
befriedigung und kultureller Zähmung der Leidenschaften, der der Preis für 
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Nach Freud ist das 

Irrationale eine eigen-

ständige Kraft

die Gewährung zivilisatorischer Sicherheit ist. Er spricht dort auch davon, dass 
die Kultur die Tendenz zur Bildung immer größerer Einheiten aufweist, die 
in wachsenden Widerspruch zu den persönlichen Bindungen des Einzelnen in 
Einheiten wie der Familie gerät. Neben dem Selbsterhaltungs- oder Lustprin-
zip wirkt laut Freud in der menschlichen Psyche ein Selbstzerstörungs- oder 
Todestrieb, der unter gewissen krisenhaften Umständen nach außen, auf das 
kulturelle Ganze projiziert wird. Dann wird der Drang freigesetzt, sich die 
Last der Einhegung der eigenen destruktiven Triebe vom Hals zu schaffen. 
Und im autoritären, charismatischen Führer, der sich hemmungslos pöbelnd 
und schamlos lügend über die Etikette der politischen Kultur hinwegsetzt, fin-
det dieser Destruktionstrieb seine Identifikationsfigur.

Folgt man diesem Gedanken, hat man es mit einer konstanten, unterschwel-
ligen Energie des Unbehagens zu tun, das sich von Zeit zu Zeit eruptiv Bahn 
bricht – immer dann, wenn die zivilisatorischen Kräfte erlahmen, die sie im 
Zaum halten müssten. Freuds Schrift operiert freilich mit äußerst spekulati-
ven Elementen zeittypischer Kulturkritik und leitet seine Thesen 
aus den heute höchst umstrittenen Kategorien der Psychoanalyse 
ab. Ergiebig ist es trotzdem, sich an seinen Ansatz zu erinnern, das 
Irrationale als eine eigenständige, im menschlichen Triebleben fest 
verankerte Kraft und Größe anzuerkennen. Das bedeutet nämlich 
das Eingeständnis, dass nicht alle Erscheinungen gesellschaftlicher 
Realität erschöpfend aus rationalen, objektiven Ursachen ableitbar sind. Noch 
immer aber folgt die populäre Ursachenforschung für die gegenwärtigen Her-
ausforderungen dem Hegelschen Leitsatz, was wirklich sei, sei auch vernünf-
tig. Der Wirklichkeit kommt man jedoch bisweilen näher, wenn man jederzeit 
mit der Macht des Unerklärlichen rechnet.

Für die aktuelle Situation leitet sich daraus die Einsicht ab, dass bestimmte 
Sektoren der Anti-Establishment-Revolte durch rationale Überzeugungsarbeit 
gar nicht mehr zu erreichen sind. Sie lassen sich jedoch auch weder unterdrü-
cken noch verbieten. Und ganz gewiss lassen sie sich nicht dadurch besänfti-
gen, dass man sich an ihre Irrationalität angleicht. Es gilt zu lernen, mit dieser 
Irrationalität zu leben, ohne ihr Zugeständnisse zu machen – und sich darauf 
zu konzentrieren, sie so weit einzudämmen, dass sie nicht die Mehrheit erringt.

Der Schlüssel zu einer Restabilisierung der liberalen Demokratie liegt je-
denfalls nicht in der Fähigkeit oder Unfähigkeit vermeintlicher „Eliten“, sich 
ausreichend in die Befindlichkeiten eines zur authentischen Einheit verklär-
ten „Volkes“ einzufühlen. Sie hängt vielmehr davon ab, in welchem Maße 
und mit welchem Selbstbewusstsein 
sich die Verfechter einer freiheitli-
chen demokratischen Ordnung zu de-
ren Grundwerten bekennen, und ob 
sie die Kraft aufbringen, aus diesen 
Werten überzeugende praktische Lö-
sungen für konkrete Probleme ebenso 
wie mitreißende Zukunftsperspekti-
ven abzuleiten.

Dr. Richard 
Herzinger  
ist Korrespondent für 
Politik und Gesellschaft 
der WELT-Gruppe.
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Marko Martin | Westeuropäische Stu-
denten, die in den Jahren um 1968 
mit „Ho-Ho-Ho-Chi-Minh“-Rufen 
gegen den Vietnam-Krieg protestier-
ten, hatten damals noch eine weitere 
Referenz: „Unter dem Pflaster – der 
Strand“. Macht die 1975 von Saigon 
in Ho-Chi-Minh-Stadt umbenannte 
südvietnamesische Metropole diesen 
Traum jetzt womöglich wahr? 

In den vergangenen Jahrzehnten 
hat sich vieles radikal verändert: Po-
litiker und Wirtschaftsdelegationen 
aus aller Welt suchen in „HCM City“ 
Investitionsmöglichkeiten, der Touris-
mus ist neben dem Export landwirt-
schaftlicher Güter eine der wichtigs-
ten Einkommensquellen des sich öko-
nomisch rasant öffnenden Vietnam. 
Rund um die überlebensgroße Ho-Chi-
Minh-Statue am Nguyen-Hue-Bou-
levard sind keine grimmig dreinbli-
ckenden Uniformierten mehr postiert, 
und ihre zivil camouflierten Kollegen 
haben nichts dagegen, wenn südkore-
anische, malaysische oder japanische 
Touristen vor der Onkel-Ho-Statue 
mit lustigen Schmollmündern Selfies 
machen oder regionstypisch das V-Zei-
chen in die Horizontale kippen lassen 
– Cheeese! 

Ist dies nun Subversion quasi von 
oben her, da doch im Hintergrund 
des Denkmals weithin sichtbar der 
Rote Stern auf dem Dach des „Volks-
komitee“-Gebäudes weht, eines 1908 
von den Franzosen im Stil des Pari-
ser Hôtel de Ville erbauten architekto-
nischen Schmuckstücks? Versucht die 
Einheitspartei, ihre Onkel-Ho-Ideolo-
gie nun via Facebook und Instagram 
in die Nachbarländer sickern zu las-
sen? Eher nicht. Die seit Frühjahr 
2016 amtierende neue Führungsrie-
ge unter KP-Chef General Nguyen 
Phu Trong will alles andere als den 
Export einer kommunistischen Leh-
re, die ohnehin seit dem Reformpro-
gramm von 1986 immer weiter ent-
kernt worden ist. Was bleibt, ist eine 
folkloristisch-antikolonialistische, bei 
Bedarf auch gern neonationalistische 
Herrschaftsideologie, die rote Fahnen 
und postmoderne Glasbetonwolken-
kratzer mühelos vereint. 

Und das erträumte Pflaster? Ist 
seit einiger Zeit zur real existieren-
den Fußgängerzone geworden, zu ei-
ner trendigen südostasiatischen Aus
gehmeile, bevölkert von Fashion-
Beautys beiderlei Geschlechts, Stra-
ßenmusikern, offensichtlich privaten 

Wirtschaftswachstum und Parteiwillkür im ehemaligen Saigon

Unter dem Pflaster – die Repression
Brief aus … Ho-Chi-Minh-Stadt
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Unter der Fußgänger-

zone befindet sich 

ein Kontrollzentrum

Fleischspießverkäufern und Tou-
risten. Welch schönes Bild. Wäre da 
nur nicht diese Skandalsache mit 
dem Fisch. Noch ist nicht sicher, 
welche Dimension die so genannte 
Formosa-Affäre wirklich hat. Was im 
April 2016 vor der vietnamesischen 
Küste passierte und bis heute nach-
wirkt, hat die Informationspolitik der 
Regierung unglaubwürdig gemacht. 
Auf einer Länge von 200 Kilometern 
war das Meer vergiftet, verendeten Fi-
sche, Fischer wurden arbeitslos. Der 
Schuldige, das taiwanesische Stahlun-
ternehmen Formosa Steel Company, 
das Schadstoffe ins Wasser geleitet hat-
te, wurde wochenlang durch Schwei-
gen geschützt, ehe es zu einer lauen 
Entschuldigung kam. Hatten womög-
lich, wie auch in anderen Fällen, hohe 
Parteifunktionäre Schmiergelder er-
halten? Die Krise dauert an – und da 
hilft es auch nicht, Demonstrationen 
von Umweltaktivisten zu verbieten 
oder mit Polizeiknüppeln aufzulösen.

Wem kann man trauen? 

„Mein Bruder war einer der friedli-
chen Demonstranten, die wohlweis-
lich nur Fragen auf ihre Transpa-
rente geschrieben hatten und vor al-
lem Formosa anklagten. Dennoch 
hat man ihn kurzzeitig verhaftet und 
unser Haus durchsucht. Die Geheim-
dienstleute suchten Beweismaterial; 
dabei ist keiner von uns ein Opposi-
tioneller, schon gar kein Blogger, denn 
die begeben sich echt in Gefahr.“ Das 
Verblüffende hierbei: Gespräche die-
ser Art, halblaut in schicken Restau-
rants oder Bars geführt, sind möglich 
– und zwar bereits nach dem ersten 
Kennenlernen, wobei man aber im-
mer wachsam bleibt. 

Denn wem kann man trauen in 
einer Stadt, die sich auf trügerische 

Weise derart liberal gibt, dass inzwi-
schen sogar ein Gay Spa existiert, ein 
Ort nichtkäuflicher, promiskuitiver 
Begegnungen in einem charmant ko-
lonial-asiatischen Design-Ambiente? 
Wie passt all das zusammen? „Solan-
ge du konsumierst“, erzäh-
len einheimische Studen-
ten dem auswärtigen Besu-
cher, „ist alles in Ordnung. 
Sogar im Freundeskreis 
kannst du die Regierung 
kritisieren. Aber wehe, du kommst 
auf die Idee, an der Uni eine Grup-
pe zu gründen, um gegen den Formo-
sa-Skandal zu protestieren. Oder ge-
gen die Verschandelung unserer Stadt, 
in der pittoreske Altstadtquartiere 
Hochhäusern und oft leer stehenden 
Protzhotels weichen müssen, hochge-
zogen zur Geldwäsche von Freunden 
und Strohmännern der Regierung.“ 

Und der westliche Traum vom 
Strand unter dem Pflaster? Ha, ein 
kurzes, zynisches Auflachen der 
Kommunikativsten aus der jungen 
Generation. „Hast du in der Fußgän-
gerzone die im Laub der Baumkronen 
versteckten Videokameras gesehen? 
Sobald auf dem Boulevard irgendet-
was passieren würde, was übers Fla-
nieren hinausginge, kämen aus dem 
Untergrund die Ordnungskräfte. Un-
tertage haben sie nämlich genau dort 
ihr Kontrollzentrum, voller Monitore 
und Bewaffneter“. Unter dem Pflaster 
– die potenzielle Repression. 

Marko Martin
lebt, sofern nicht auf 
Reisen, als Schrift
steller in Berlin. So-
eben erschien sein 
Erzählband „Um
steigen in Babylon“.



� IP • Januar / Februar 2017130

©
 _

sn
ar

k_
/iS

to
ck

p
ho

to

Andrea Affaticati |„Italiens politische 
Zukunft bleibt ein Rätsel; ein Rätsel 
ohne greifbare Lösung“, schrieb die 
linksliberale Tageszeitung La Repub­
blica am Tag nach der für Italiens Re-
gierungschef Matteo Renzi unerwar-
tet heftigen Niederlage beim Refe-
rendum. Fast 60 Prozent der Italie-
ner hatten die Verfassungsreform, an 
die Renzi seine politische Zukunft ge-
knüpft hatte, in einer Volksbefragung 
am 4. Dezember abgelehnt. 

Offiziell ging es dabei um Fra-
gen wie die, ob mit der Abschaffung 
des Zweikammersystems das Parla-
ment effizienter und schneller arbei-
ten könne oder ob dadurch der Pfad in 
den Autoritarismus gebahnt würde. 
Doch in Wirklichkeit stimmten die 
Wähler über Matteo Renzi ab, mein-
te Marco Damilano in der linken Wo-
chenzeitung l’Espresso (20. Novem-
ber): ob er als Regierungschef weiter-
machen sollte oder nicht. 

Am Ende ging es auch Matteo 
Renzi um ein Vertrauensvotum – und 
das sollte sich als sein größter takti-
scher Fehler erweisen, wie Repubbli­
ca-Chefredakteur Mario Calabresi in 
seinem Leitartikel vom 6. Dezember 
schrieb. Der Premier habe sich offen-

bar an die erfolgreichen EU-Wahlen 
2014 erinnert und dabei die Nieder-
lagen der vergangenen Monate bei 
Regional- und Bürgermeisterwahlen 
vergessen. Und das, obwohl gerade 
die Siege der Fünf-Sterne-Bewegung 
in Rom und Turin ihn eines Besse-
ren hätten belehren müssen. „Ganz 
abgesehen davon, dass heutzutage 
kein westlicher Regierungschef nach 
1000 Tagen eine plebiszitäre Abstim-
mung überleben würde. Nicht einmal 
Angela Merkel.“ 

Jugend ohne Hoffnung

Neben Renzis überbordendem Ego 
warf der Politologe Ernesto Galli 
della Loggia dem Premier noch ei-
nen weiteren Fehler vor. Im konser-
vativen Corriere della Sera (6. Dezem-
ber) wies er auf dessen „fast schon pe-
netranten Optimismus“ hin, „dieses 
ständige: Wir schaffen das, wir sind 
auf einem guten Weg, gleich sind wir 
am Ziel“. Den vielen Italienern, „die 
noch immer mit der Krise zu kämp-
fen haben, denen es zum Teil mise-
rabel geht, muss dieser Optimismus 
zutiefst zuwider gewesen sein und 
das Gefühl vermittelt haben, auf den 
Arm genommen zu werden“. 

Italiens Medien über das gescheiterte Referendum und Renzis Rücktritt

Das Land, wo die Reformen versanden
Internationale Presse
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Die Regierung müsse 

gesellschaftliche 

Gräben überwinden

Besonders dürfte das für den Sü-
den des Landes gelten. Der Schrift-
steller Roberto Saviano wies in der 
Repubblica (6. Dezember) darauf hin, 
das dort nicht weniger als 80 Pro-
zent der zwischen 18- und 34-Jäh-
rigen gegen Renzi gestimmt hätten. 
„Das hat aber nichts mit der soge-
nannten EU-Verdrossenheit zu tun, 
denn beim Brexit ist genau das Ge-
genteil geschehen: Dort hatten die 
jüngeren Generationen für ‚Remain‘ 
gestimmt.“ In Italien dagegen hätten 
bei der Jugend die Nein-Stimmen ge-
wonnen, „und gleichzeitig hat die 
ganze Politik verloren. Denn es ha-
ben sich die Stimmen derjenigen 
durchgesetzt, die ohne Hoffnung in 
die Zukunft blicken.“ 

Nach dieser Lesart hätte somit 
auch die Front der Renzi-Gegner verlo-
ren, eine Front, die politisch nicht he-
terogener hätte sein können: hier der 
linke Flügel des Partito Democratico, 
da die Berlusconi-Getreuen, die Popu-
listen der Lega Nord, die Rechtsext-
remen der Fratelli d’Italia und dazu 
noch die Fünf-Sterne-Bewegung. 

Ein ungleicher „Haufen“, den nur 
die Abneigung gegen den Premier zu-
sammenhielt, wie Renzi selbst einmal 
über seine Gegner feststellte. Und so 
räumte auch Valentino Parlato, einer 
der Doyens der linken Presse und Mit-
begründer der kommunistischen Ta-
geszeitung Il Manifesto in einem Inter-
view mit La Repubblica (24. Novem-
ber) ein: „Kein Zweifel, Renzi ist intel-
ligent, er ist aus dem Holz geschnitzt, 
aus dem politische Anführer sind. Ich 
habe ihn aber nie gemocht, und des-
wegen stimme ich gegen die Reform.“

Im Reformstau

Erleichtert stellte die Wirtschafts-
zeitung Il Sole 24 Ore am Dienstag 

nach dem Referendum fest, dass die 
Märkte auf den Sieg der Nein-Stim-
men nicht übernervös reagiert hät-
ten. Chefredakteur Roberto Napo-
letano mahnte die Politik in seinem 
Leitartikel: „Dieses Land braucht 
keine technokratische Re-
gierung. Was es benötigt, 
ist eine Regierung, die 
konkrete Antworten gibt: 
auf konkrete Probleme, 
auf die Krise des Mittel-
stands, auf die Angst der Menschen, 
abgehängt zu werden.“ Eine Regie-
rung, die das Land wieder eine, die 
„gesellschaftliche Gräben überwin-
det und nicht vertieft“. 

Probleme, über die Luciano Fon-
tana, Chefredakteur des Corriere 
della Sera, am Tag vor dem Referen
dum (3. Dezember) geschrieben hat-
te: „Seit Monaten steht die Arbeit im 
Parlament auf Standby, lassen Wirt-
schaftsreformen auf sich warten und 
stehen die Banken am Rande des 
Abgrunds, ohne dass eine zukunfts
trächtige Lösung in Sicht ist.“ 

Zwar hatte sich der Corriere nicht 
prinzipiell gegen die Verfassungsre-
form ausgesprochen; er vertrat aber 
die Ansicht, dass andere Probleme 
dringlicher seien: Steuerentlastung, 
Entbürokratisierung, Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit, der Bildung 
und der Forschung. 

Das galt aus Fontanas Sicht be-
sonders für die Lage auf dem Arbeits-
markt und insbesondere der Jugend. 
Denn auch wenn die allgemeine Ar-
beitslosigkeit laut Statistischem Bun-
desamt Istat im dritten Quartal 2016 
auf 11,6 Prozent und die der Jugendli-
chen auf 36,4 Prozent gesunken war, 
so habe „dieses Land bis jetzt seinen 
jungen Generationen nur eine prekä-
re Zukunft zu bieten“.
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Auch die internationale Wirt-
schaftspresse verfolgte den Ausgang 
des italienischen Referendums mit 
Spannung. Schon Mitte August hat-
te das Wall Street Journal (15. August) 
die Abstimmung für bedeutsamer als 
die zum Brexit erklärt. Die Financi­
al Times prophezeite, bei einem Sieg 
der Nein-Stimmen stünden acht ita-
lienische Banken vor dem Bankrott 
(26. November). Und ebenfalls in 
der FT äußerte Wolfgang Münchau 
(21. November) die Befürchtung, dass 
bei einer Niederlage Renzis auch ein 
Austritt Italiens aus der Euro-Zone 
nicht mehr auszuschließen sei.

Comeback der Verschrotteten

In Italien selbst bemühte man beim 
Urteil über das Referendum die his-
torische Perspektive. Am Tag nach 
der Abstimmung feierte Alessandro 
Sallusti, Chefredakteur der konser-
vativen Tageszeitung Il Giornale das 
„Nein“ und brachte einen alten Be-
kannten wieder ins Spiel. „Heute en-
det auf unrühmliche Art und Weise 

die Geschichte eines Hochstaplers, 
der sich im Palazzo Chigi eingenistet 
hatte, ohne vom Volk gewählt worden 
zu sein.“ Das sei auch ein Schluss-
strich unter einen „politischen Alb-
traum, bei dem Verrat und Intrigen 
auf der Tagesordnung standen. Und 
dass dieser Spuk nun zu Ende ist, ver-
danken wir einem Herrn, der in sei-
nem 80. Lebensjahr steht und selbst 
zum Opfer dieser Intrigen wurde.“ 
Gemeint war Silvio Berlusconi.

Ursprünglich hatte Renzi seinen 
steilen Aufstieg im Partito Democrati-
co auch und gerade seinem Verspre-
chen verdankt, die altgediente No-
menklatura auf dem Schrotthaufen 
der Geschichte abzuladen – zu „rotta-
mare“. Einige von ihren Mitgliedern 
verschwanden in der Tat von der Bild-
fläche, andere dagegen tummelten sich 
bald wieder auf der politischen Szene, 
unter ihnen Renzis Erzfeind Massi-
mo D’Alema, der erste Premierminis-
ter Italiens, dessen politische Karrie-
re noch in der alten PCI, Italiens Kom-
munistischer Partei, begonnen hatte.
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Italien zeige erneut, 

dass es Angst vor 

Veränderungen habe 

„Unser Land wird schon seit meh-
reren Jahren von einem tiefen Un-
behagen beherrscht, das nicht aus-
schließlich in der Wirtschaftskrise 
ihren Ursprung hat“, schrieb der Po-
litologe Piero Ignazi am Tag des Refe-
rendums in der Repubblica. „Dieses 
Unbehagen zeigt sich immer wieder, 
explosionsartig und unerwartet. So 
reagierte man Anfang der neunziger 
Jahre vollkommen überrascht auf das 
Hineinplatzen der Lega Nord in die 
politische Szene – obgleich in Nord
italien schon seit geraumer Zeit ein 
tiefes Unbehagen zu spüren war.“ An-
fang dieses Jahrzehnts seien es dann 
die „Grillini“ gewesen, die den poli-
tischen Betrieb aufgemischt und das 
fragile Gleichgewicht zwischen den 
Kräften gesprengt hätten. 

Vor allem die Jugend wähle die 
Fünf-Sterne-Bewegung Beppe Grillos 
nicht aufgrund des Programme: „Sie 
wählen die Fünf Sterne einzig und al-
lein, weil sie prinzipiell etwas gegen 
die politische Klasse haben. Und da 
kann kommen, wer will, das ändert 
sich nicht.“ Auch der Newcomer Ren-
zi habe es nicht geschafft, die Jugend 
auf seine Seite zu bringen. Der alte 
Berlusconi-Trick, einerseits die poli-
tische Macht zu verkörpern und sich 
andererseits von ihr zu distanzieren, 
habe nicht mehr funktioniert.

Bloß keine Reformen

Und so scheint der Vormarsch der 
Fünf Sterne weiter unaufhaltsam, 
während sich das Mitte-rechts-Lager 
gerade zerfleischt. Matteo Salvini will 
sich zum Anführer der Mitte-Rechten 
krönen lassen, doch manchen Ber-
lusconi-Getreuen ist er zu populis-
tisch und antieuropäisch. Berlusconi 
selbst sieht das auch so, doch der bis 
vor ein paar Wochen noch als Hoff-

nungsträger geltende Stefano Parisi 
ist ihm wiederum zu moderat. Im Mo-
ment bleibe ihm also nichts Anderes 
übrig, als selber noch einmal als Kan-
didat anzutreten, kündigte der Caval-
liere in einem Interview mit der römi-
schen Zeitung Il Messaggero (27. No-
vember) an.

Vittorio Feltri, Chefredakteur der 
konservativen Tageszeitung Libero 
und ein in Italien vielgefragter Mei-
nungsmacher, schrieb am Tag nach 
dem Referendum: „Italien bestätigt 
wieder einmal seine konservative 
und ängstliche Einstel-
lung gegenüber jeglicher 
Art von Veränderung. 
Die Herren Protagonisten 
des Referendums sind fel-
senfest davon überzeugt, 
den jungen Premier aus dem Weg ge-
räumt zu haben und bereiten sich auf 
vorgezogene Wahlen vor. Die wird es 
aber so schnell nicht geben, denn wir 
haben kein gültiges Wahlgesetz. Und 
bis es so weit sein wird, werden wir 
mit einer Regierung der Technokra-
ten Vorlieb nehmen müssen – oder, 
was viel wahrscheinlicher ist, mit ei-
nem inciucio, also mit einer Koalition 
PD – Forza Italia.“ 

„Inciucio“, das ist schwer ins 
Deutsche übersetzbar. Die Bedeu-
tungen reichen von „Machenschaft“ 
bis „Mauschelei“ und haben eines ge-
meinsam: Besonders verheißungsvoll 
klingen sie allesamt nicht.

Andrea Affaticati
arbeitet als freie 
Journalistin u.a. für  
Il Foglio in Mailand.
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Das Ergebnis der US-Präsident-
schaftswahlen 2016 hat der Welt ein-
mal mehr vor Augen geführt, wie tief 
und vielschichtig die Gräben inner-
halb der amerikanischen Gesellschaft 
verlaufen. Globalisierungsgewinner 
stehen vermeintlichen Globalisie-
rungsverlierern gegenüber, Interna-
tionalisten sehen sich mit Nationa-
listen konfrontiert. Daneben haben 
Fragen nach Herkunft, Religion und 
Kultur den Kampf ums Weiße Haus 
geprägt und zu einer bislang nicht ge-
kannten Polarisierung geführt. 

Die Analysen und Erzählungen 
der hier besprochenen vier Autoren 
unterscheiden sich zwar stark in Form 
und Inhalt. In einem Punkt sind sie 
sich jedoch einig: Ein „Business as 
usual“-Ansatz wird nicht ausreichen, 
um den Herausforderungen, denen 
sich die USA innen- und außenpoli-
tisch gegenübersehen, zu begegnen. 

Josef Braml, Amerika-Experte der 
Deutschen Gesellschaft für Auswärti-
ge Politik, zeichnet in „Auf Kosten der 
Freiheit“ nach, welche Entwicklungen 

dazu geführt haben, dass ein selbst 
erklärter Anti-Establishment-Kandi-
dat bei der Präsidentenwahl reüssie-
ren konnte. Braml vertritt die These, 
dass die amerikanische Gesellschaft 
in wachsendem Maße ihrer Freiheit 
und der Wohlstandsversprechen des 
„American Dream“ beraubt werde. 
Statt dem Gemeinwohl zu dienen, las-
se sich das Politik-Establishment im-
mer stärker für die Durchsetzung von 
Partikularinteressen einspannen. 

In das Zentrum seiner Analyse 
rückt der Autor die Medien- und Fi-
nanzdienstleistungswirtschaft, In-
formationstechnologien, den militä-
risch-industriellen Komplex (ein Be-
griff, den US-Präsident Dwight D. 
Eisenhower 1961 bekannt machte) 
sowie die Ölindustrie. An ihrem Bei-
spiel legt Braml dar, dass die USA im 
Inneren immer undemokratischer 
und unfreier geworden seien; eine 
Entwicklung, die auch den Rest der 
Welt nicht unberührt lassen werde.

Die Innenpolitik der Vereinigten 
Staaten habe insofern Einfluss auf 

Aylin Matlé | Über die tieferliegenden Gründe für den Wahlsieg Donald Trumps 
werden Historiker, Politologen und Soziologen in den kommenden Monaten 
und Jahren zahlreiche Seiten füllen. Wer nicht so lange warten möchte, kann 
sich auf einige Bücher stützen, die vor der Wahl geschrieben wurden, aber 
bereits vieles von dem vorwegnehmen, was künftig diskutiert wird.

Vier Neuerscheinungen zeichnen ein eher düsteres Bild Amerikas

Nicht-ganz-so-Vereinigte Staaten 

Josef Braml:  
Auf Kosten der 
Freiheit. Der 
Ausverkauf der 
amerikanischen 
Demokratie und 
die Folgen für 
Europa. Köln: 
Quadriga 2016.  
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den Rest der Welt, als eine Preisgabe 
von Demokratie und Freiheit zuhause 
eine illiberale Außenpolitik nach sich 
ziehen könne. Zwar sei die internatio-
nale liberale Weltordnung nach 1945 
von den USA selbst aufgebaut und ge-
tragen worden; allerdings könne ihre 
Aufrechterhaltung in Zeiten massi-
ver sozialer, wirtschaftlicher und po-
litischer Probleme im Inneren für Wa
shington keine Priorität mehr sein. 
Was beim Demokraten Barack Oba-
ma noch als „nation-building at home“ 
bezeichnet wurde, fasst der designier-
te 45. US-Präsident Donald J. Trump 
unter dem Slogan „America first“ zu-
sammen. Ungeachtet der unterschied-
lichen politischen Erklärungen dieser 
Ansätze ist der Kern ihrer Botschaft 
derselbe: Amerika muss sich künftig 
im Wesentlichen den Problemen im ei-
genen Land widmen.

Washington als neues Rom?

Auch Harvard-Professor Joseph Nye 
zieht in seinem Essay „Is the Ameri-
can Century Over?“ innenpolitische 
Problemfelder wie Zuwanderung und 
Bildung heran, um abzuschätzen, wie 
es künftig um den Einfluss der USA 
in der Welt bestellt sein wird. Dabei 
unterscheidet der Autor zwischen ab-
soluten und relativen Machtverlusten 
und Herausforderungen. 

Zugespitzt fragt Nye, ob den USA 
ein ähnliches Schicksal bevorstehe 
wie dem alten Rom – ob das Land also 
nicht durch externe Herausforderer, 
sondern aufgrund interner Probleme 
dem Untergang geweiht sei. Er kommt 
zum Schluss, dass die Amerikaner 
eine solche Entwicklung abwenden 
könnten, sofern es gelänge, den poli-
tischen Stillstand in Washington zu 
überwinden. So naheliegend diese 
nicht unbedingt neue Rezeptur vor 

dem Hintergrund der jüngsten Prä-
sidentenwahl klingt, so wenig spielt 
Nye die enormen Herausforderungen 
herunter, die damit verbunden sind.

Nichtsdestotrotz unterstreicht der 
Autor die Fähigkeiten der Amerika-
ner, Schwierigkeiten gleich welcher 
Natur zu überwinden und damit Un-
tergangsgesänge zum Verstummen zu 
bringen. Zudem arbeitet Nye heraus, 
dass die USA im Verhältnis zu ande-
ren Staaten (Japan, Russland, Indi-
en, Brasilien) und Regionen (Europa) 
nach wie vor eine ausgeprägte Macht-
dominanz besitzen. 

Am deutlichsten lasse sich diese 
Überlegenheit anhand der militäri-
schen Stärke belegen. Und was Öko-
nomie und „Soft Power“ (Nye selbst 
hat dieses Konzept begründet) ange-
he, so seien die USA zwar nicht mehr 
der einzige dominante Spieler – ande-
re Staaten hätten das Land in diesen 
Machtkategorien allerdings auch noch 
nicht überholen können. Auf absehba-
re Zeit sei nicht zu befürchten, dass 
Amerika durch eines der genannten 
Länder ernsthaft gefordert würde.

Einzig China stellt Nye als wirk-
lich ernstzunehmende militärische 
und wirtschaftliche Herausforde-
rung für Washington heraus. Doch 
das müsse nicht das Ende des ameri-
kanischen Zeitalters bedeuten, im Ge-
genteil: Der relative Machtverlust kön-
ne gerade durch den Aufstieg Chinas 
abgewendet werden. 

Hier tritt deutlich zutage, dass der 
Autor der Theorieschule des Libera-
lismus angehört. Nye zufolge muss 
Macht als ein Positivsummenspiel ge-
dacht werden: „Wenn das amerikani-
sche Jahrhundert sich fortsetzen soll, 
wird es nicht genügen, in Kategorien 
der amerikanischen Macht über an-
dere zu denken. Man muss sich auch 

Joseph S. Nye:  
Is the American 
Century Over?  
New York: John 
Wiley & Sons 2015. 
152 Seiten, 46,90 €
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mit solchen Machtkategorien beschäf-
tigen, bei denen es darum geht, be-
stimmte Ziele gemeinsam mit ande-
ren zu erreichen – das schließt eine 
gemeinsame Machtausübung ein.“ So-
fern die USA künftig eine liberale Po-
litik nach außen und innen verfolgen, 
so Nyes Schlussfolgerung, werde das 
amerikanische Zeitalter noch Jahr-
zehnte überdauern. 

Die große Entfremdung

Nyes Plädoyer für eine liberale In-
nen- und Außenpolitik liest sich, so 
scheint es, in deutlichem Kontrast zu 
Yuval Levins „The Fractured Repub-
lic“. Doch der Schein trügt. Zwar ist es 
in der Tat eine liberale Politik, die der 
konservative Publizist als eine der Ur-
sachen für die wachsende Fragmentie-
rung der amerikanischen Gesellschaft 
ausmacht. Gleichzeitig aber, und das 
macht den intellektuellen Reiz von Le-
vins Essay aus, zeigt er auf, dass kon-
servative Elemente gleichermaßen 
zur Entfremdung der amerikanischen 
Bürger untereinander und gegenüber 
Washington beigetragen haben: „Kol-
lektivismus und Atomismus sind nicht 
die gegenüberliegenden Seiten des po-
litischen Spektrums, sondern eher 
zwei Seiten einer Medaille.“

Ein überbordender Individualis-
mus sowie eine wachsende staatli-
che Machtkonzentration verstärken, 
ja, bedingen einander, so Levin. Bei-
de Extreme, die spätestens seit Mitte 
des 20. Jahrhunderts befördert wor-
den seien, hätten dazu geführt, dass 
zivilgesellschaftliche Einrichtungen 
ebenso übergangen worden seien wie 
etwa die Institution der Familie. Eine 
immer stärker um sich greifende Ze-
mentierung staatlicher Kompetenzen 
habe zur Folge, dass nichtstaatliche 
Einrichtungen entmachtet würden. 

All das führe zu einer Erosion der 
Zivilgesellschaft und einer Isolierung 
des Individuums, das sich mangels Al-
ternativen dem Staat zuwende. Levin 
beschreibt einen Teufelskreis, der von 
liberalen wie konservativen Kräften 
gleichermaßen befeuert werde. 

Besonders interessant an dieser 
Erzählung ist aus europäischer Pers-
pektive, dass Demokraten und Repu-
blikaner nicht immer einer liberalen 
bzw. konsolidierenden Politik gefolgt 
sind. Stattdessen zeichnet Levin nach, 
wie beide Kräfte zu unterschiedlichen 
Zeiten zur Liberalisierung der ameri-
kanischen Gesellschaft oder zur Aus-
weitung staatlicher Aufgaben beige-
tragen haben. Der Autor, der neben 
seinem publizistischen Wirken so-
wohl im Kongress als auch in der Re-
gierung George W. Bush tätig war, be-
lässt es nicht bei einer historisch ge-
prägten Analyse.

Um beide Entwicklungen – Hyper
individualismus und Zentralisierung 
– abzufedern, schlägt Levin eine Po-
litik der Subsidiarität vor. So könn-
ten Institutionen der Zivilgesellschaft 
(wieder) verstärkt Aufgaben überneh-
men, die derzeit beim Staat angesie-
delt sind. Im Umkehrschluss würden 
die Zentralregierung entlastet und 
der Zusammenhalt der amerikani-
schen Gesellschaft auf lokaler Ebene 
gestärkt. So ließen sich Levin zufolge 
die Fragmentierung und Polarisierung 
Amerikas aufhalten. Am besten ge-
rüstet für die Abmilderung der „twin 
pressures“ seien die Republikaner, da 
eine Politik der Subsidiarität stärker 
in ihrer soziologischen DNA angelegt 
sei als bei liberalen Kräften. 

Im Rostgürtel

Zu der Schlussfolgerung, dass „Big 
Government“ mitverantwortlich für 

Yuval Levin:  
The Fractured 
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Social Contract in 
the Age of Indivi-
dualism. New York: 
Basic Books 2016. 
272 Seiten, 23,49 €
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die Misere vieler Amerikaner sei, 
kommt auch J. D. Vance. In der au-
tobiografischen Erzählung „Hillbil-
ly Elegy“ widmet sich der Autor der 
weißen Arbeiterklasse im Osten der 
USA. Eine übertriebene Regulierung 
durch den Staat, die Abwanderung 
von Arbeitsplätzen und die daraus re-
sultierende wirtschaftliche Unsicher-
heit bilden in Vances Augen eine zu-
treffende, aber unvollständige Erklä-
rung für den sozioökonomischen Ab-
stieg der weißen Arbeiterklasse. 

Der Autor ergänzt diese Argu-
mente um einen kulturellen „Hill-
billy“-Faktor, der sozialen Zerfall 
begünstige, statt diesem entgegen-
zuwirken. Was Vance damit meint, 
illustriert er anhand seiner Familien-
geschichte. So hätten es seine Groß-
eltern, die in ärmlichen Verhältnis-
sen in Kentucky aufwuchsen, mit 
dem Umzug nach Middletown – ei-
ner Stadt im so genannten „Rostgür-
tel“ – geschafft, den materiellen Kom-
fort der Mittelklasse zu erreichen. 
Die Werte und Bräuche, die Vance 
Hillbillys zuschreibt, habe man aber 
nicht in den Weiten Kentuckys zu-
rückgelassen. Und während der Au-
tor Loyalität oder Patriotismus als 
durchaus ehrbare Eigenschaften her-
ausstreicht, erwähnt er auch überaus 
problematische Aspekte. So sei ein 
weit verbreiteter verbaler und physi-
scher Missbrauch in Familien verant-
wortlich für das Elend und Zurück-
bleiben vieler Kinder dieser gesell-
schaftlichen Gruppe.

Ohne je in Rührseligkeit abzuglei-
ten, beschreibt Vance, dass er ohne 
die Unterstützung seiner Großeltern 
ein weiterer Fall für Statistiken über 
das Leid der amerikanischen Unter-
schicht gewesen wäre. Stattdessen 
verbrachte er vier Jahre bei den Ma-

rines, diente im Irak-Krieg und absol-
vierte anschließend ein Studium an 
der Ohio State University und Yale 
Law School. 

Vances Erzählung lässt sich also 
auch als Beleg dafür lesen, dass es 
so etwas wie den amerikanischen 
Traum immer noch gibt. Damit sein 
sozioökonomischer Aufstieg aus einer 
Stadt, in der viele Kinder noch nicht 
einmal die High-School beenden, 
nicht eine Ausnahme bleibt, schreibt 
Vance sowohl dem Staat als auch der 
Familie eine wichtige Rolle zu. Ers-
terer solle seine Wohlfahrtsprogram-
me zurückschrauben, die teilweise 
zu Missbrauch und dem Gefühl der 
„Entrechtung“ einlüden. Stattdessen 
solle der Staat der Institution Fami-
lie und Zivilgesellschaft mehr Ver-
antwortung und Handlungsspiel-
raum übertragen, um der Lebensrea-
lität und den Problemen der amerika-
nischen Arbeiterklasse besser gerecht 
zu werden.

Den Büchern von Braml, Nye, Le-
vin und Vance ist eines gemein: Sie 
sind – zum Teil lange – vor der Wahl 
Donald Trumps verfasst. Doch bieten 
sie eine ausgesprochen aufschlussrei-
che Analyse der sozialen und politi-
schen Gemengelagen, die den unbe-
rechenbaren Milliardär letztlich ins 
Amt gebracht haben – und bieten eine 
nützliche Orientierungshilfe, um den 
innen- und außenpolitischen Heraus-
forderungen der USA Herr zu werden.

J. D. Vance:  
Hillbilly Elegy:  
A Memoir of a 
Family and Cul-
ture in Crisis.  
New York: Harper-
Collins 2016. 272 
Seiten, 15,99 €

Aylin Matlé
promoviert an der Mar-
tin-Luther-Universität  
Halle-Wittenberg über 
die Auswirkungen des 
US-Engagements auf 
NATO-Europa unter 
Barack Obama. 
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Das Jahr 2016 war im europäisch-tür-
kischen Verhältnis das Jahr der Eska-
lation, der Einschnitte und Wegschei-
den. Es war das Jahr des Putsches – 
des ersten gescheiterten Putsches in 
der Geschichte der türkischen Repu-
blik. Die anschließende Entlassungs- 
und Verhaftungswelle hält noch im-
mer an; mehr als 120 000 Menschen 
sind ihr zum Opfer gefallen, die meis-
ten von ihnen sollen Verbindungen 
zum Netzwerk des islamischen Pre-
digers Fethullah Gülen haben. 

Seit Mitte Juli herrscht im Land der 
Ausnahmezustand, das Parlament ist 
de facto entmachtet. Zugleich treibt 
Erdoğan sein wichtigstes Projekt vor-
an, die Einführung eines Präsidialsys-
tems. Sie würde seine Machtfülle ver-
fassungsmäßig verankern. Es wäre der 
krönende Abschluss seines beispiello-
sen Aufstiegs, der ganz unten begann.

Çiğdem Akyols Buch „Erdoğan. 
Die Biografie“ zeichnet diesen Auf-
stieg nach. Die 1978 in Herne geborene 
Journalistin mit türkisch-kurdischen 
Wurzeln hat die Lebensgeschichte des 

Mannes aufgeschrieben, der als Refor-
mer angetreten ist und sich zum auto-
ritären Herrscher gewandelt hat. Sie 
folgt dabei zwei Leitfragen: Was treibt 
Erdoğan an? Und: Warum konnte nie-
mand seinen Aufstieg stoppen? 

Imam Beckenbauer

Warum es dem 62-Jährigen noch im-
mer gelungen ist, sich gegen seine Geg-
ner durchzusetzen, ist ein Rätsel, das 
Akyol schon in ihrem Buch „Genera-
tion Erdoğan“ beschäftigt hat. In ihrer 
Biografie versucht sie nun, dem Phäno-
men Erdoğan noch näher zu kommen 
– so gut es geht, denn in AKP-Kreisen 
spricht man nicht gerne mit kritischen 
Journalisten. Also ist Akyol Erdoğan 
nachgereist, hat mit Unterstützern und 
Gegnern gesprochen, Archive gewälzt. 
Ihr Befund: Unbedingter Machtwille, 
gepaart mit Wut und Angst – das sei-
en die Triebfedern, die seinen Aufstieg 
zum mächtigsten Staatschef seit Ata-
türk ermöglicht haben. 

Aus dessen Jugend im rauen Arbei-
terstadtteil Kasımpaşa trägt Akyol be-

Luisa Seeling | Gut möglich, dass die Welt einmal auf das Jahr 2016 zu-
rückblicken und sagen wird: Dies war das Jahr, in dem die Türkei dem 
Westen verloren ging. Wie es dazu kam, erzählen zwei neue Bücher: vom 
Aufstieg Recep Tayyip Erdoğans und von den Erfahrungen, die misslie-
bige Journalisten mit dem Präsidenten machen.

Wie aus dem Reformer der Autokrat wurde – und was das für Folgen hat
Erdoğans Wort und Wille
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kannte Anekdoten zusammen, bei de-
nen Mythos und Wahrheit längst nicht 
mehr zu trennen sind: Der Junge prü-
gelt sich, verkauft Sesamkringel, spielt 
Fußball, obwohl sein Vater sich an den 
„unislamisch“ kurzen Hosen stört. 
Ansonsten erwirbt sich Erdoğan den 
Ruf eines rigiden Moralverfechters, 
der seine Mitspieler ermahnt, nicht zu 
trinken (eine Haltung, die ihm später 
den Spitznamen „Imam Beckenbauer“ 
einträgt). Der rauflustige, aber fromme 
Macho aus Kasımpaşa – so inszeniert 
sich Erdoğan bis heute, und seine An-
hänger lieben ihn dafür. 

Überzeugend ist Akyols Biografie 
vor allem da, wo sie Erdoğans Leben 
vor dem Hintergrund der politischen 
Verwerfungen jener Jahre betrach-
tet. Die noch junge Republik ist kei-
ne gefestigte Demokratie, sie kämpft 
mit Wirtschafts- und Regierungskri-
sen, staatliche Repression ist an der 
Tagesordnung. Adnan Menderes, der 
erste aus freien Wahlen hervorgegan-
gene Ministerpräsident, stellt sich of-
fen gegen den Laizismus und wird von 
den Generälen dafür hingerichtet. Er-
doğan wird sich in seinen Reden im-
mer wieder auf dieses Ereignis bezie-
hen; Menderes wurde als Vertreter der 
frommen Landbevölkerung gewählt, 
und dank dieser Wählerbasis wird 
auch Erdoğan an die Macht kommen. 

Akyol beschreibt die tiefe so-
zio-kulturelle Spaltung der Gesell-
schaft: auf der einen Seite die „schwar-
zen“ Türken, religiös, konservativ, 
arm, bildungsfern – und voller Hass 
auf die „weißen“ Türken, die säkulare 
Elite, die für die Tölpel vom Land nur 
Verachtung übrig hat. Geschickt spielt 
Erdoğan mit den so entstandenen Res-
sentiments; er mobilisiert bei seinen 
Anhängern die Wut der gedemütigten 
und marginalisierten Schichten. Erdo-

ğan „gibt den schwarzen Türken ihre 
Würde zurück“, schreibt Akyol. 

Populismus ist Erdoğans stärks-
te Waffe gegen das Establishment. 
Seit die von ihm mit gegründete AKP 
2002 an die Regierung gewählt wird, 
eilt er von Wahlsieg zu Wahlsieg. Zu 
Beginn seiner politischen Karriere ist 
Necmettin Erbakan Erdoğans Idol, 
der Grandseigneur des politischen Is-
lams in der Türkei. Erdoğan macht als 
Oberbürgermeister von Istanbul Kar-
riere, muss dann aber für kurze Zeit 
ins Gefängnis, weil er ein angeblich 
islamistisches Gedicht rezitiert. Spä-
ter bricht er mit seinem Ziehvater Er-
bakan; in ihm reift die Überzeugung, 
dass mit dem Islamismus alter Schule 
kein Vorankommen ist. 

Die AKP startet als moderat mus-
limische, EU-orientierte und wirt-
schaftsliberale Partei, sie beschert 
dem Land Wohlstand und demokra-
tische Reformen. Diese Phase kommt 
spätestens mit Erdoğans zweiter und 
dritter Amtszeit zu einem Ende; sei-
ne Regierung wird repressiver, sein 
Machthunger wächst, der Umbau des 
Staates beginnt. 

Diesen Umbau schildert Akyol de-
tailreich – etwa das Vorgehen der Re-
gierung gegen kritische Medien oder 
den Kampf um die Kontrolle der Jus-
tiz. Angesichts der aktuellen Entlas-
sungs- und Verhaftungswelle sind be-
sonders die Kapitel interessant, die 
sich dem Verhältnis zwischen Erdo-
ğan und Fethullah Gülen widmen; ein 
fragiles Zweckbündnis, das in dem 
Moment zerbrach, als der gemeinsa-
me Gegner – das kemalistische Esta-
blishment, allen voran das Militär – 
entmachtet war. Den Putschversuch 
hat Akyol nicht berücksichtigen kön-
nen, doch ihre Biografie hilft, die Vor-
geschichte zu verstehen. 

Cigdem Akyol: 
Erdoğan. Die Bio- 
grafie. München: 
Herder 2016. 384 S.,  
24,99 €

Erdoğans Wort und Wille
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Juristen, die an die Justiz glauben

Der Journalist Can Dündar hat sei-
ne eigenen Erfahrungen gemacht mit 
den sich ändernden Machtkonstella-
tionen in der Türkei. Als Chefredak-
teur der regierungskritischen Zeitung 
Cumhurriyet hatte Dündar im Mai 
2015 entschieden, ein Video zu ver-
öffentlichen, das ein türkischer Poli-
zist im Jahr davor gedreht hatte. Es 
zeigte einen Waffentransport des Ge-
heimdiensts MIT nach Syrien. 

Der Scoop hatte gewaltige Folgen: 
Erdoğan persönlich zeigte Dündar an, 
die Anklage verlangte für ihn zwei 
Mal lebenslänglich, wegen Spiona-
ge und Verrat von Staatsgeheimnis-
sen. Für drei Monate kamen Dündar 
und der Leiter des Cumhurriyet-Bü-
ros in Ankara, Erdem Gül, ins Hoch-
sicherheitsgefängnis in Silivri; in die-
ser Zeit schrieb Dündar das Buch mit 
dem deutschen Titel „Lebenslang für 
die Wahrheit“ – per Hand, notiert auf 
die Rückseite von „Bedarfsscheinen“ 
für Alltagsgegenstände im Gefängnis. 

Zu den absurdesten Szenen des an 
absurden Szenen nicht armen Gefäng-
nistagebuchs gehört die Anhörung bei 
der Staatsanwaltschaft. Der Staatsan-
walt wirft Dündar und seinen Kolle-
gen vor, mit der Veröffentlichung des 
Videos der „Fethullahistischen Terror
organisation“ (so bezeichnet die Re-
gierung seit einiger Zeit die Gülen-Be-
wegung) geholfen zu haben. Dündar 
kontert, seine Zeitung habe jahrelang 
kritisch über die Gülen-Bewegung ge-
schrieben. „Gegen Gülen, den Sie ge-
rade als Gefahr entdecken, kämpfen 
meine Zeitung und ich seit Jahren.“

Der Journalist argumentiert mit 
dem Recht der Öffentlichkeit, über die 
Waffenlieferungen informiert zu wer-
den. Der Staatsanwalt will wissen, ob 
denn alles eine Nachricht sein könne 

– und gibt ein erstaunliches Beispiel: 
Es seien Nacktfotos aus der Jugend 
der deutschen Kanzlerin aufgetaucht. 
Deutsche Medien hätten sie nicht ver-
öffentlicht. „Würden Sie ein Nacktfo-
to von mir drucken, wenn Sie eins in 
die Hände bekämen?“ Was die Rolle 
von Journalisten angeht, kommt man 
nicht zusammen bei diesem Termin. 

Dündars Gefängnisbericht ist vol-
ler bitter-komischer Sätze, etwa, wenn 
er über seinen Anwalt sagt: „Als Ju-
rist war ihm die Schwäche zu eigen, 
an das Rechtswesen zu glauben.“ Im-
mer wieder fällt auch der Satz: Bei Er-
doğan wisse man nie. Dündar zeich-
net das Bild eines Staates, in dem nie-
mand vor Willkür sicher ist.  

„Lebenslang für die Wahrheit“ ist 
nicht im engeren Sinne ein Sachbuch. 
Es ist ein flammendes, sehr persön-
liches Plädoyer für Zivilcourage und 
eine freie Presse, voller Pathos, aber 
auch voller kluger, humorvoller Be-
obachtungen. Nach 92 Tagen wer-
den Dündar und sein Kollege auf frei-
en Fuß gesetzt. Im Mai 2016 wird 
Dündar zu fünf Jahren und zehn Mo-
naten Haft verurteilt, vor dem Ge-
richtssaal entgeht er knapp einem 
Mordanschlag. Wie so viele kritische 
Geister der Türkei lebt auch er inzwi-
schen im Ausland. Ob er aus dem Exil 
zurückkehren kann, wird auch davon 
abhängen, ob sich die Türkei wirklich 
in ein Land verwandelt, in dem nur 
noch Erdoğans Wort und Wille gelten.

Luisa Seeling
ist Redakteurin im 
außenpolitischen 
Ressort der Süd­
deutschen Zeitung.

Can Dündar: 
Lebenslang für 
die Wahrheit. Auf-
zeichnungen aus 
dem Gefängnis.  
Hamburg: Hoff-
mann und Campe 
2016. 304 Seiten, 
22 €
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Schlusspunkt

Noch ist nicht abzusehen, welche Folgen das knappe Brexit-Votum der  

Briten vom 23. Juni 2016 für ihr Land und die Europäische Union haben wird.  

Unwägbarer noch sind die weltpolitischen Konsequenzen des Wahlsiegs des  

angehenden US-Präsidenten Donald Trump. Sicher ist: Wladimir Putin schafft 

unterdessen in Syrien blutige Fakten. Nein, 2016 war kein gutes Jahr. Ange- 

sichts der vielen Schrecklichkeiten hilft nur der trockene Humor des unüber- 

trefflichen Schweizer Karikaturisten Patrick Chappatte – auf ein besseres 2017!

Annus horribilis
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